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Gesetz
zur Änderung von Vorschriften auf dem 

Gebiete des kommunalen Wahlrechts 
Vom 28. Oktober 1954

§ 1
Das Gesetz über die Wahl der Gemeinderäte 

und der Bürgermeister (Gemeindewahlgesetz) vom 
lfi Februar 1952 (GVB1. S. 49) wird wie folgt ge­
ändert:

1. a) In Art. 1 Abs. 1 werden die Worte „Männer
und Frauen deutscher Staatsangehörigkeit“ 
ersetzt durch die Worte „Deutschen im Sinne 
des Art. 116 Abs. 1 des Grundgesetzes“,

b) In Art. 1 Abs. 1 Ziff. 2 Satz 2 werden die 
Worte „in mehreren Gemeinden einen Auf­
enthalt“ ersetzt durch die Worte „wechsel­
weise seinen Aufenthalt in mehreren Ge­
meinden“.

c) Art. 1 Abs. 2 wird gestrichen.
d) In Art. 1 Abs. 1 Ziff. 2 wird folgender Satz 3 

angefügt:
„Befindet sich die Wohnung nur zum klei­

neren Teil im Gebiet einer Gemeinde, zum 
überwiegenden Teil in ausmärkischem Gebiet, 
so wird das Wahlrecht in der Gemeinde da­
durch nicht beeinträchtigt.“

2. a) In Art. 2 Abs 1 Ziff. 2 werden nach dem Wort
„Ehrenrechte“ die Worte „oder das Wahl­
recht“ eingefügt.

b) Art. 2 Abs. 2 wird gestrichen.
3. Art. 3 erhält die Überschrift „Ruhen des Wahl­

rechts“ und folgende Fassung:
„Das Wahlrecht ruht für Personen,
1. die wegen Geisteskrankheit oder Geistes­

schwäche in einer Heil- oder Pflegeanstalt 
untergebracht sind.

2. die sich in Strafhaft befinden,
3. die auf Grund Richterspruchs zur Sicherung 

oder Besserung in einer Anstalt verwahrt 
sind.“

4. Art. 5 erhält folgende Fassung:
„(1) Wählbar ist jeder Wahlberechtigte, der 

am Wahltag das 25. Lebensjahr vollendet und 
nicht durch Richterspruch rechtskräftig die 
Wählbarkeit verloren hat.

(2) Nicht wählbar sind Personen, die 
1. unter Klasse I des Teiles A der Anlage des 

Gesetzes zur Befreiung von Nationalsozialis­
mus und Militarismus vom 5. März 1946

(GVB1. S. 145) sowie bis 30. April 1957 ein­
schließlich auch Personen, die unter Klasse II 
der genannten Liste fallen, und zwar je so­
lange noch keine rechtskräftige Entscheidung 
über ihre Einreihung oder kein auf die Ein­
reihung abgestellter Einstellungsbescheid des 
öffentlichen Klägers vorliegt,

2. als Hauptschuldige, und bis 30. April 1957 
einschließlich auch Personen, die als Be­
lastete durch rechtskräftige Entscheidung die 
Wählbarkeit verloren haben.
(3) Nicht wählbar sind die Reichsminister, 

Staatsminister, Staatssekretäre und Reichsstatt­
halter zwischen dem 9 März 1933 und dem 
8. Mai 1945, die Reichstags- und Landtagsabge­
ordneten der NSDAP sowie die Richter, Staats­
anwälte und Beisitzer des Volksgerichtshofs, 
es sei denn, sie sind vom Gesetz zur Befreiung 
von Nationalsozialismus und Militarismus nicht 
betroffen, nicht belastet oder entlastet.“

(4) Nicht wählbar ist ferner, wer durch ein 
deutsches Gericht zu Zuchthaus oder wegen vor­
sätzlich begangener Tat zu Gefängnis von 1 Jahr 
oder längerer Dauer rechtskräftig verurteilt 
worden ist, es sei denn, daß die Strafe getilgt ist.

5. Im I. Abschnitt wird folgender Art. 15 a neu 
eingefügt:

„Verbot der behördlichen Beeinflussung 
Den mit der Durchführung der Wahl betrau­

ten Behörden ist es untersagt, die Abstimmung 
in irgendeiner Weise zu beeinflussen oder das 
Abstimmungsgeheimnis zu verletzen.“

6. Art. 16 Abs. 2 wird gestrichen; Abs. 3 wird 
Abs. 2.

7. a) In Art. 18 Abs. 1 wird das Wort „letzten“
ersetzt durch das Wort „vorletzten“, 

b) In Art. 18 Abs. 2 wird folgender Satz 2 an­
gefügt:

„Den Wahltermin bestimmt die Rechts­
aufsichtsbehörde.“

8. a) In Art. 19 Abs. 3 wird folgender Satz 2 an­
gefügt:

„Die Zustimmung kann nur bis zum 16. Tag 
vor dem Wahltag zurückgenommen werden.“

b) In Art. 19 wird als Abs. 5 folgendes eingefügt:
„Jeder Wahlvorschlag muß ein Kennwort 

durch Angabe der Partei oder Wählergruppe 
oder durch eine sonstige Bezeichnung ent­
halten.“

c) Art. 19 Abs. 5 (alt) wird Abs. 6: Abs. 6 (alt) 
wird letzter Satz des Abs. 6 (neu).
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9. Art. 21 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: I 
„Von da an bis zum 14. Tag vor dem Wahl­

tag, 18 Uhr, ist sodann, wenn wenigstens ein 
Wahlvorschlag vorliegt, noch die Einreichung 
weiterer und die Ergänzung bereits vorliegen­
der Wahlvorschläge, nicht aber ihre Zurück­
nahme zulässig.“

10. In Art. 23 werden die Ziffern 4 und 5 umge­
wechselt.

11. a) Art. 24 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:
„Die Gemeinderatssitze werden auf die 

Wahl Vorschläge nach dem Verhältnis der Ge­
samtzahlen der gültigen Stimmen verteilt, 
welche für die in den einzelnen sowie in den 
verbundenen Wahlvorschlägen aufgestellten 
Bewerber abgegeben worden sind; zu den 
gültigen Stimmen zählen auch die Stimmen, 
die für einen Bewerber abgegeben worden 
sind, der nach Zulassung des Wahlvorschlags, 
aber noch vor der Wahl, gestorben ist.“ 

b) Art. 24 Abs. 4 wird gestrichen.
12. Art. 28 erhält folgende Fassung:

„Wahlvorschläge
(1) Zur Aufstellung der Wahlvorschläge für 

den ersten Bürgermeister sind die politischen 
Parteien berechtigt. Außerdem kann, unbescha­
det des Art. 15 der Bayer. Verfassung, jede 
Gruppe von Wahlberechtigten einen Vorschlag 
einreich'en, der viermal soviel Unterschriften 
von Wahlberechtigten tragen muß, als die Zahl 
der ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder ge­
mäß Art. 16 GWG beträgt.

(2) Alle von einer einzelnen Partei oder 
Wählergruppe aufgestellten Bewerber müssen in 
einer zu diesem Zweck einberufenen Versamm­
lung von den Parteimitgliedern oder den An­
gehörigen der Wählergruppe in geheimer, schrift­
licher Abstimmung gewählt werden. In Ge­
meinden mit mehreren Stimmbezirken können 
die Bewerber durch eine für den Wahlkreis 
einberufene Versammlung von Delegierten, die 
von Mitgliedern einer Partei oder Angehörigen 
einer Wählergruppe zu diesem Zweck gewählt 
sind, in geheimer, schriftlicher Abstimmung auf­
gestellt werden. Über diese Versammlungen 
sind Niederschriften anzufertigen, die von zehn 
Wahlberechtigten, die an der Versammlung teil­
genommen haben, zu unterzeichnen sind.

(3) Wird ein Bewerber von mehreren Par­
teien oder Wählergruppen aufgestellt, so ist er 
entweder in einer gemeinsamen Versammlung 
von den Mitgliedern der Parteien oder den An­
gehörigen der Wählergruppen oder in getrenn­
ten Versammlungen in geheimer, schriftlicher 
Abstimmung zu wählen. Abs. 2 Satz 2 und 3 
gelten entsprechend.

(4) Jeder Bewerber darf nur in einem Wahl­
vorschlag aufgestellt werden. Er muß hierzu 
seine Zustimmung schriftlich erteilen; die Zu­
stimmung kann nur bis zum 16. Tag vor dem 
Wahltag zurückgenommen werden.

(5) Ein Kennwort für den Wahlvorschlag ist 
nicht notwendig. Ist ein Bewerber von mehreren 
Parteien oder Wählergruppen aufgestellt, so 
führt der Wahlvorschlag nur dann ein Kenn­
wort, wenn eine schriftliche Erklärung hierüber, 
die von den beteiligten Parteien oder Wähler­
gruppen und dem Bewerber unterzeichnet ist, 
dem Wahlvorschlag beigefügt wird.

(6) Für die Einreichung und die öffentliche 
Bekanntgabe der Wahlvorschläge gelten die Be­
stimmungen der Art. 21 Abs. 1 und 22 Abs. 1 
entsprechend.

(7) Die Bekanntgabe der Wahlvorschläge er­
folgt in der Reihenfolge, daß zuerst die Wahl­
vorschläge der politischen Parteien und der 
Wählergruppen nach der Höhe der bei der 
letzten Landtagswahl insgesamt in Bayern er­

haltenen Stimmenzahlen und sodann die Wahl­
vorschläge der übrigen Wählergruppen nach dem 
Zeitpunkt der Einreichung der Wahlvorschläge 
zu nennen sind. Hat ein gemeinsamer Wahlvor­
schlag ein Kennwort, so richtet sich die Reihen­
folge nach der Partei oder Wählergruppe, die in 
dem Kennwort, an erster Stelle steht.

(8) Die Wahl erfolgt auf einem besonderen 
Stimmzettel, der sämtliche vom Wahlausschuß 
zugelassene Bewerber enthalten muß.

(9) Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein 
gültiger Wahlvorschlag eingereicht, so wird die 
Wahl ohne Bindung an einen vorgeschlagenen 
Bewerber durchgeführt.“

13. Art. 29 erhält folgende Fassung:
„Wahl des ersten Bürgermeisters

(1) Der erste Bürgermeister wird in allen Ge­
meinden unmittelbar von den Wahlberechtigten 
(Gemeindebürgern) gewählt (Art. 17 GO). Stirbt 
ein Bewerber nach der Zulassung des Wahlvor­
schlags. aber vor der Wahl, so findet die Wahl 
nicht statt; die Wahl wird spätestens vier Wochen 
nach dem Tag der ausgefallenen Wahl nach­
geholt; den Wahltermin bestimmt die Rechts­
auf.Sichtsbehörde.

(2) Als Bürgermeister ist außer den in Art. 5 
aufgeführten Personen nicht wählbar:
1. wer die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 

Ämter durch Richterspruch rechtskräftig ver- • 
loren hat,

2. wer von einem Dienststrafgericht zur Entfer­
nung aus dem Dienst rechtskräftig verurteilt 
ist,

3. wer in einem sonstigen behördlichen Verfah­
ren, in einem ehrengerichtlichen oder berufs­
gerichtlichen Verfahren von der weiteren Aus­
übung eines Berufes, dessen Voraussetzungen 
rechtlich geregelt sind, rechtskräftig ausge­
schlossen ist.
(3) Zum berufsmäßigen ersten Bürgermeister 

kann auch ein Bewerber gewählt werden, der 
zur Zeit der Wahl seinen Aufenthalt nicht in 
der Gemeinde hat.

(4) Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der 
abgegebenen gültigen Stimmen erhält. Erhält 
kein Bewerber diese Mehrheit, so findet Stich­
wahl spätestens binnen 21 Tagen unter den zwei 
Bewerbern statt, welche bei der ersten Wahl die 
höchsten Stimmenzahlen erhalten haben. Schei­
det einer dieser beiden Bewerber vor der Stich­
wahl durch Tod oder Verlust der Wählbarkeit 
aus, so ist die Wahl zu wiederholen. War bei 
der Wahl nur ein gültiger oder überhaupt -kein 
gültiger Wahlvorschlag eingereicht worden (Art. 28 
Abs. 9), so können die Bewerber vor der Stich­
wahl zurücktreten; auch in diesem Falle ist die 
Wahl zu wiederholen. Bei der Stichwahl ist der 
Bewerber gewählt, der von den gültig abgegebe­
nen Stimmen die höchsten Stimmenzahlen er­
hält. Bei gleicher Stimmenzahl entscheidet das 
Los.“

14. a) In Art. 31 Abs. 1 Satz 2 werden folgende Worte
angefügt;
„sonst bestimmt die Rechtsaufsichtsbehörde 
den Wahltermin“.

b) Art. 31 Abs. 2 wird gestrichen. Abs. 3 wird 
Abs. 2.

c) In Art. 31 Abs. 3 (jetzt Abs. 2) wird folgender 
Satz 2 angefügt:

„Den Wahltermin bestimmt die Rechts­
aufsichtsbehörde.“

15. In Art. 32 Satz 2 werden die Worte „und Art. 29“ 
ersetzt durch die Worte „29 und 31 Abs. 2 Satz 2“.

16. a) In Art. 35 Abs. 2 wird folgender Satz 2 an­
gefügt: .

„Über eine Ablehnungserklärung entschei­
det der Gemeindewahlausschuß.“
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b) Art. 35 Abs. 3 erhält folgende Fassung:
„Nach Annahme der Wahl verliert der Ge­

wählte sein Amt, wenn er die Wählbarkeit 
verliert (Art. 1, 2, 5, 29 Abs. 2).“

17. a) In Art. 36 Satz 1 werden nach den Worten
„jeder Wahlberechtigte“ nach Setzung eines 
Beistrichs die Worte „bei der Wahl des berufs­
mäßigen ersten Bürgermeisters ferner jeder in 
einem zugelassenen Wahlvorschlag aufgestellte 
Bewerber“ eingefügt.

b) In Art. 36 Satz 1 Ziff. 1 werden die Worte „die 
Förmlichkeiten des Wahlverfahrens“ ersetzt 
durch die Worte „das Wahlverfahren“.

c) In Art. 36 werden folgende Sätze 3 und 4 an­
gefügt:

„Die Ausschlußfrist des Art. 37 findet keine 
Anwendung. Erklärt die Rechtsaufsichts­
behörde eine angefochtene Wahl von Amts 
wegen für ungültig, so ist die Entscheidung 
auch auf die Wahlanfechtung zu erstrecken.“

18. a) Art. 37 erhält folgende Überschrift:
„Berichtigung und ITngültigerklärung 

der Wahl“
b) Art. 37 Abs. 1 wird ersetzt durch folgende 

Abs. 1 und 2:
„(1) Die Rechtsaufsichtsbehörde hat von Amts 

wegen die Wahlverhandlungen zu prüfen und 
das vom Wahlausschuß festgestellte Wahl­
ergebnis zu berichtigen, wenn es mit den für 
die Wahlvorschläge und die einzelnen Bewer­
ber festgestellten Stimmenzahlen nicht in Ein­
klang steht.

(2) Binnen 4 Monaten hat die Rechtsauf­
sichtsbehörde von Amts wegen die Wahl für 
ungültig zu erklären, wenn Wahlbestimmun­
gen verletzt wurden und dadurch das Wahl­
ergebnis verdunkelt werden konnte. Ist eine 
Stichwahl notwendig, so kann die Wahl erst 
nach Durchführung der Stichwahl für un­
gültig erklärt werden.“

c) Die bisherigen Abs. 2 und 3 des Art. 37 erhal­
ten als nunmehrige Abs. 3 und 4 folgende 
Fassung:

„(3) Wenn eine nichtwählbare Person ge­
wählt wurde, hat die Rechtsaufsichtsbehörde 
die Wahl dieser Person für ungültig zu er­
klären.

(4) Ist bei der Wahl eines- Bürgermeisters 
oder bei der nach den Grundsätzen der Mehr­
heitswahl durchgeführten Wahl eines einzel­
nen Gemeinderatsmitgliedes die Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen für ungültig erklärt 
worden, so hat die Rechtsaufsichtsbehörde die 
Wahl für ungültig zu erklären.“

19. a) In Art. 38 Abs. 1 wird vor dem Wort „An­
fechtungsklage“ das Wort „unmittelbar“ ein­
gefügt.

b) In Art. 38 Abs. 1 werden folgende Sätze 2 
und 3 angefügt:

„§ 51 Abs. 1 Satz 2 des genannten Gesetzes 
findet keine Anwendung. Die Erhebung der 
Anfechtungsklage ist bei Anfechtung einer 
Gemeindewahl im ganzen den Gewählten und 
den Ersatzleuten mitzuteilen mit dem Bei­
fügen, daß sie zum Verfahren beigeladen wer­
den, falls sie es beantragen, und daß die Ent­
scheidung für und gegen sie auch dann wirkt, 
wenn kein Antrag auf Beiladung gestellt 
wird.“

c) Art. 38 erhält folgenden neuen Abs. 3:
„Wird gleichzeitig die Wahl des Gemeinde­

rats und des Bürgermeisters für ungültig er­
klärt, so führt ein von der zuständigen Regie­
rung eingesetzter Beauftragter bis zum Amts­
antritt des neugewählten Bürgermeisters die 
Geschäfte; er hat sich jedoch auf laufende und 
unaufschiebbare Geschäfte zu beschränken.“

20. Art. 42 erhält folgenden Satz 2:
„In der Wahlordnung kann auch das Wahl­

verfahren
1. in Kranken- und Pflegeanstalten und in Klö­

stern,
2. in Gefangenenanstalten,
3. für Bewohner von Sperrgehöften,
4. für Personen, die sich am Wahltag während 

der Wahlzeit außerhalb des Gemein d»<?ebiets 
aufhalten,

besonders geregelt werden.“

§ 2
Das Gesetz über die Wahl der Kreistage und 

Landräte (Landkreiswahlgesetz) vom 16. Februar 
1952 (GVB1. S. 53) wird wie folgt geändert:

1. Art. 2 Abs. 2 wird gestrichen; Abs. 3 wird Abs. 2.
2. Im Einleitungssatz von Art. 3 werden -die Worte 

„und des Landrats“ gestrichen.
3. Art. 4 erhält folgende Fassung:

„Wahl des Landrats
(1) Für die Wahl des Landrats gelten Art. 3 

Ziff. 1 bis 3 und 4b des Landkreiswahlgesetzes 
und Art 28, 29 Abs. 1 Satz 2 des Gemeindewahl­
gesetzes entsprechend.

(2) Der Landrat wird auf die Dauer von 6 Jah­
ren von den Kreisbürgern gewählt. Er wird zu­
gleich mit dem Kreistag gewählt, wenn der Be­
ginn seiner Amtszeit mit dem Beginn der Wahl­
zeit des Kreistages zusammenfällt; sonst be­
stimmt die Rechtsaufsichtsbehörde den Wahl­
termin.

(3) Als Landrat ist außer den in Art. 5 des 
Gemeindewahlgesetzes aufgeführten Personen 
nicht wählbar:
1. wer die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 

Ämter durch Richterspruch rechtskräftig ver­
loren hat,

2. wer von einem Dienststrafgericht zur Ent­
fernung aus dem Dienst rechtskräftig ver­
urteilt ist,

3. wer .in einem sonstigen behördlichen Verfah­
ren, in einem ehrengerichtlichen oder berufs­
gerichtlichen Verfahren von der weiteren Aus­
übung eines Berufes, dessen Voraussetzungen 
rechtlich geregelt sind, rechtskräftig aus­
geschlossen ist.
(4) Zum Landrat kann auch ein Bewerber ge­

wählt werden, der zur Zeit der Wahl seinen 
Aufenthalt nicht im Kreisgebiet hat.

(5) Sofern der Gewählte Mitglied des Kreis­
tags ist, erlischt sein Amt als Kreisrat; für ihn 
rückt ein Ersatzmann nach.

(6) Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der 
abgegebenen gültigen Stimmen erhält. Erhält 
kein Bewerber diese Mehrheit, so findet Stich­
wahl spätestens binnen 21 Tagen unter den zwei 
Bewerbern statt, welche bei der ersten Wahl 
die höchsten Stimmenzahlen erhalten haben. 
Art. 29 Abs. 4 Satz 3 bis 6 des Gemeindewahl­
gesetzes gilt entsprechend.“

4. In Art. 5 wird folgender Satz 3 angefügt:
„Den Wahltermin bestimmt die Rechtsauf­

sichtsbehörde.“
5. In Art. 6 Satz 2 werden die Worte „und Art. 5 

Satz 1 dieses Gesetzes“ gestrichen und folgender 
Satz 3 angefügt:

„Scheidet der Stellvertreter des Landrats 
während der Wahlzeit des Kreistags aus, so fin­
det eine Nachwahl innerhalb einer Frist von 
2 Monaten statt.“

6. Art. 11 erhält folgenden Satz 2:
„In der Wahlordnung kann auch das Wahl­

verfahren
1. in Kranken- und Pflegeanstalten und in Klö­

stern,
2. in Gefangenenanstalten,
3. für Bewohner von Sperrgehöften,
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4. für Personen, die sich am Wahltag während 
der Wahlzeit außerhalb des Kreisgebiets auf­
halten,

besonders geregelt werden.“

§ 3
Art. 31 Abs. 1 Satz 4 und Abs. 2 der Landkreis­

ordnung für den Freistaat Bayern vom 16. Februar 
1952 (GVB1. S. 39) werden gestrichen.

§ 4
(1) Dieses Gesetz tritt am 1. November 1954 in 

Kraft.
(2) Das bayerische Staatsministerium des Innern 

wird ermächtigt, das Gesetz über die Wahl der Ge­
meinderäte und der Bürgermeister (Gemeindewahl­
gesetz) und das Gesetz über die Wahl der Kreistage 
und Landräte (Landkreiswahlgesetz) in neuer Fas­
sung unter neuem Datum zu veröffentlichen.

München, den 28. Oktober 1954
Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Hans E h a r d

Bekanntmachung
des Bayer. Staatsministeriums des Innern

Vom 29. Oktober 1954
Gemäß Art. 4 Abs. 2 des Gesetzes zur Änderung 

von Vorschriften auf dem Gebiete des kommunalen 
Wahlrechts vom 28. Oktober 1954 (GVB1. S. 253) 
werden nachstehend das Gesetz über die Wahl der 
Gemeinderäte und Bürgermeister (Gemeindewahl­
gesetz) vom 16. 2. 1952 (GVB1. S. 49) und das 
Gesetz über die Wahl der Kreistage und Landräte 
(Landkreiswahlgesetz) vom 16. 2. 1952 (GVB1.
S. 53) in der nunmehr geltenden Fassung mit neuem 
Datum veröffentlicht.

München, den 29. Oktober 1954
Bayer. Staatsministerium des Innern

Dr. Wilhelm Hoegner, Staatsminister

Gesetz
über die Wahl der Gemeinderäte und der 

Bürgermeister (Gemeindewahlgesetz)
Vom 29. Oktober 1954

I. Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen 

1. Wahlberechtigung und Wählbarkeit
Art. 1

Voraussetzungen 
der Wah1berechtigung

(1) Wahlberechtigt sind alle Deutschen im Sinne 
des Art. 116 Abs. 1 des Grundgesetzes, die am Tage 
der Wahl
1. das 21. Lebensjahr vollendet haben,
2. seit mindestens sechs Monaten in der Gemeinde 

ihren Aufenthalt haben. Hat ein Wahlberechtigter 
wechselweise seinen Aufenthalt in mehreren Ge­
meinden, so ist er in jener Gemeinde wahl­
berechtigt, in der er seine Hauptwohnung, ins­
besondere seine Familienwohnung besitzt. Befin­
det sich die Wohnung nur zum kleineren Teil im 
Gebiet einer Gemeinde, zum überwiegenden Teil 
in ausmärkischem Gebiet, so wird das Wahlrecht 
in der Gemeinde dadurch nicht beeinträchtigt.
(2) Der Aufenthalt nach Abs. 1 gilt nicht als unter­

brochen bei Personen, die auf Grund der Kriegs­
ereignisse (z. B. die Einziehung zum Kriegsdienst 
oder Evakuierung) oder aus dienstlichen Gründen 
vorübergehend von der Gemeinde abwesend waren. 
Das gleiche gilt für Personen, die zu ihrer heimat­
vertriebenen Familie zurückkehren.

(3) Wer das Wahlrecht in einer Gemeinde infolge 
Wegzugs verloren hat, jedoch innerhalb eines Jahres

zurückkehrt, ist mit der Rückkehr wieder wahl­
berechtigt.

(4) Die Voraussetzung des Abs. 1 Ziffer 2 Satz 1 
entfällt bei Personen, die infolge von Maßnahmen 
der Besatzungsmacht oder durch Umsiedlung ihren 
Aufenthaltsort wechseln mußten.

Art. 2
Ausschluß vom Wahlrecht 

Ausgeschlossen vom Wahlrecht ist
1. wer entmündigt ist oder unter vorläufiger Vor­

mundschaft oder wegen geistiger Gebrechen unter 
Pflegschaft steht,

2. wer rechtskräftig durch Richterspruch die bürger­
lichen Ehrenrechte oder das Wahlrecht verloren 
hat.

Art. 3
Ruhen des Wahlrechts 

Das Wahlrecht ruht für Personen,
1. die wegen Geisteskrankheit oder Geistesschwäche 

in einer Heil- oder Pflegeanstalt untergebracht 
sind,

2. die sich in Strafhaft befinden,
3. die auf Grund Richterspruchs zur Sicherung oder 

Besserung in einer Anstalt verwahrt sind.
Art. 4

Formale Bedingung für die Ausübung 
des Wahlrechts

Die Ausübung des Wahlrechts ist bedingt durch 
den Eintrag in eine Wählerliste oder Wahlkartei 
oder durch den Besitz eines Wahlscheines.

Art 5
Wählbarkeit

(1) Wählbar ist jeder Wahlberechtigte, der am 
Wahltag das 25. Lebensjahr vollendet und nicht 
durch Richterspruch rechtskräftig die Wählbarkeit 
verloren hat.

(2) Nicht wählbar sind Personen, die
1. unter Klasse I des Teiles A der Anlage des Ge­

setzes zur Befreiung von Nationalsozialismus und 
Militarismus vom 5. März 1946 (GVB1. S. 145), 
sowie bis 30. April 1957 einschließlich auch Per­
sonen, die unter Klasse II der genannten Liste 
fallen, und zwar je solange noch keine rechts­
kräftige Entscheidung über ihre Einreihung oder 
kein auf die Einreihung abgestellter Einstellungs- 
bescheid des öffentlichen Klägers vorliegt,

2. als Hauptschuldige, und bis 30. April 1957 ein­
schließlich auch Personen, die als Belastete durch 
rechtskräftige Entscheidung die Wählbarkeit ver­
loren haben.
(3) Nicht wählbar sind die Reichsminister, Staats­

minister, Staatssekretäre und Reichsstatthalter zwi­
schen dem 9. März 1933 und dem 8. Mai 1945, die 
Reichstags- und Landtagsabgeordneten der NSDAP 
sowie die Richter, Staatsanwälte und Beisitzer des 
Volksgerichtshofs, es sei denn, sie sind vom Gesetz 
zur Befreiung von Nationalsozialismus und Militaris­
mus nicht betroffen, nicht belastet oder entlastet.

(4) Nicht wählbar ist ferner, wer durch ein deut­
sches Gericht zu Zuchthaus oder wegen vorsätzlich 
begangener Tat zu Gefängnis von einem Jahr oder 
längerer Dauer rechtskräftig verurteilt worden ist, 
es sei denn, daß die Strafe getilgt ist.

Art. 6
Ausschluß von Verwandten 

Ehegatten, Eltern und Kinder sowie Geschwister 
dürfen nicht gleichzeitig dem Gemeinderat ange­
hören. Besteht oder entsteht ein familienrechtliches 
Verhältnis dieser Art zwischen dem ersten Bürger­
meister und einem Gemeinderatsmitglied, so schei­
det letzteres aus. Dies gilt auch im Falle einer Neu­
oder Nachwahl des ersten Bürgermeisters. Von 
mehreren Gemeinderatsmitgliedern scheidet aus, 
wer die geringere Stimmenzahl erhalten hat. Bei 
gleicher Stimmenzahl entscheidet das Los.
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2. Vorbereitung der Wahl
Art. 7

Wahlkreis
Jede Gemeinde bildet einen Wahlkreis.

Art. 8
Stimmbezirke

(1) Die Gemeinde kann in Stimmbezirke ein­
geteilt werden. Gemeinden mit mehr als 2500 Ein­
wohnern sind in Stimmbezirke einzuteilen.

(2) Kein Stimmbezirk darf mehr als 2500 Wahl­
berechtigte umfassen.

Art 9
Wählerlisten und Wahlkarteien 

Die Gemeinden haben Wählerlisten oder Wahl­
karteien anzulegen und darin die Wahlberechtigten 
einzutragen.

Art. 10
Auslegungs- und Einspruchsfrist
(1) Die Wählerlisten und Wahlkarteien sind vom 

21. bis 14. Tag vor der Wahl öffentlich auszulegen.
(2) Einsprüche sind in der gleichen Frist ein­

zulegen.
Art. 11

Wahlscheine
(1) Einen Wahlschein erhält ein Wahlberechtigter, 

der nachweist,
1. daß er die Einspruchsfrist ohne sein Verschulden 

versäumt hat, oder
2. daß er nach Ablauf der Einspruchsfrist die Woh­

nung in einen anderen Stimmbezirk der Gemeinde 
verlegt hat, oder

3. daß er sich in der Gemeinde am Wahltag wäh­
rend der Wahlzeit aus triftigen Gründen außer­
halb seines Stimmbezirks aufhält, oder

4. daß er infolge eines körperlichen Leidens oder 
Gebrechens in seiner Bewegungsfreiheit behindert 
ist und durch den Wahlschein die Möglichkeit 
erhält, einen für ihn günstiger gelegenen Wahl­
raum aufzusuchen.

(2) Der Wahlschein berechtigt zur Wahl in jedem 
Stimmbezirk innerhalb der Gemeinde, die den 
Wahlschein ausgestellt hat.

3. Durchführung der Wahl
Art. 12

Dauer der Abstimmung 
Die Abstimmung dauert von 8 Uhr bis 18 Uhr.

Art. 13
Stimmzettel

Für die Gemeindewahl sind in ganz Bayern ein­
heitliche amtliche Stimmzettel zu verwenden. Für 
die Herstellung der Stimmzettel sorgen die Ge­
rne den.

4. Sicherung der Wahlfreiheit
Art. 14

Verhalten im A b s t i m m u n g s r a u m 
und in dessen Umkreis

(1) Im Abstimmungsraum sowie in dessen Um­
kreis bis zu 50 Meter ist jegliche Beeinflussung der 
Abs'immenden durch Wort, Schrift oder Bild ver­
boten.

(2) Die Wahlhandlung und die Ermittlung des 
Wahlergebnisses sind öffentlich. Der Wahlvorstand 
ist befugt, bei Störung von Ruhe und Ordnung 
Personen aus dem Abstimmungsraum zu verweisen. 
Diese dürfen zuvor ihre Stimme abgeben.

Art. 15
Bestechung und Nötigung 

Bestechung und Nötigung der Abstimmenden 
haben die Ungültigkeit der Stimmen der dabei Be­
teiligten und den Verlust ihrer Wählbarkeit bei der 
betreffenden Wahl zur Folge.

Art. 15 a
Verbot der behördlichen Beeinflussung 

Den mit der Durchführung der Wahl betrauten 
Behörden ist es untersagt, die Abstimmung in 
irgendeiner Weise zu beeinflussen oder das Ab­
stimmungsgeheimnis zu verletzen.

II. Abschnitt
Wahl der Gemeinderatsmitglieder 

1. Grundsätze
für die Wahl der Gemeinderatsmitglieder

Art. 16
Zahl der Gemeinderatsmitglieder

(1) Die Zahl der zu wählenden ehrenamtlichen 
Gemeinderatsmitglieder (Art. 31 Abs. 2 GO) beträgt 
in Gemeinden
mit einer Einwohnerzahl bis ZU 500 Einw. 6,

mit mehr als 500 bis zu 1 000 8,„ ,, „ 1 000 bis zu 3 000 10,„ ,, 3 000 bis zu 10 000 16,„ ,, ,, 10 000 bis zu 20 000 20,
,, 20 000 bis zu 30 000 26,
,, » 30 000 bis zu 50 000 »> 32,„ ,, 50 000 bis zu 200 000 » 42,
,, 200 000 bis zu 500 000 50,

mit mehr als 500 000 60.
(2) In Gemeinden mit mehr als 10 000 Einwohnern 

gehören dem Gemeinderat neben dem ersten Bür­
germeister auch die berufsmäßigen Gemeinderats­
mitglieder (Art. 40 Abs. 1 GO) an, jedoch nur mit 
beratender Stimme in Gegenständen ihres Geschäfts­
bereichs.

Art. 17
Wahlrechtsgrundsätze und Amtszeit 
der ehrenamtlichen Gemeinderats­

mitglieder
(1) Die ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder 

werden in allgemeiner, gleicher, unmittelbarer, ge­
heimer Wahl nach den Grundsätzen eines verbesser­
ten Verhältniswahlrechts auf die Dauer von vier 
Jahren gewählt (Art. 31 Abs. 2 Satz 1 GO).

(2) Wird in einem Wahlkreis nur ein einziger 
gültiger Wahlvorschlag oder überhaupt kein gülti­
ger Wahlvorschlag eingereicht, so findet Mehrheits­
wahl statt.

Art. 18
Wahltermin

(1) Die Gemeindewahlen werden jeweils am vor­
letzten Sonntag des Monats März abgehalten. Die 
Wahlzeit der neugewählten -jGemeinderäte beginnt 
jeweils an dem der Wahl folgenden 1. Mai.

(2) Endet die Tätigkeit des Gemeinderats infolge 
eines gesetzlichen Grundes spätestens sechs Monate 
vor Ablauf der Wahlzeit, so wird für den Rest der 
Wahlzeit binnen einer Frist von zwei Monaten der 
Gemeinderat neu gewählt. Den Wahltermin bestimmt 
die Rechtsaufsichtsbehörde.

(3) Bis zum Zusammentritt des neugewählten 
Gemeinderats führt der erste Bürgermeister die 
Geschäfte.

2. Wahlvorschläge
Art. 19

Aufstellung der Wahlvorschläge
(1) Zur Aufstellung der Wahlvorschläge sind die 

politischen Parteien berechtigt. Außerdem kann, un­
beschadet des Art. 15 der Bayer. Verfassung, jede 
Gruppe von Wahlberechtigten einen Vorschlag ein­
reichen, der viermal soviel Unterschriften von 
Wahlberechtigten tragen muß, als ehrenamtliche 
Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind.

(2) Ein Wahlvorschlag darf höchstens so viele Be­
werber enthalten, als ehrenamtliche Gemeinderats­
mitglieder zu wählen sind. In Gemeinden bis zu 
3000 Einwohnern kann vorbehaltlich der Bestim­
mungen in Art. 21 Abs. 2 die Zahl der Bewerber
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im Wahlvorschlag bis auf das Doppelte der zu 
wählenden ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder 
erhöht werden.

(3) Jeder Bewerber darf nur in einem Wahl­
vorschlag aufgestellt werden; er muß hierzu seine 
Zustimmung schriftlich erteilen. Die Zustimmung 
kann nur bis zum 16. Tage vor dem Wahltag 
zurückgenommen werden.

(4) Im Wahlvorschlag kann der gleiche Bewerber 
bis zu dreimal aufgestellt werden. Diese Bewerber 
erscheinen im Wahlvorschlag vor den übrigen Be­
werbern.

(5) Jeder Wahlvorschlag muß ein Kennwort durch 
Angabe der Partei oder Wählergruppe oder durch 
eine sonstige Bezeichnung enthalten.

(6) Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe 
aufgestellten Bewerber müssen in einer zu diesem 
Zweck einberufenen Versammlung von den Partei­
mitgliedern oder den Angehörigen der Wählergruppe 
in geheimer, schriftlicher Abstimmung gewählt wer­
den. In Gemeinden mit mehreren Stimmbezirken 
können die Bewerber durch eine für den Wahlkreis 
einberufene Versammlung von Delegierten, die von 
Mitgliedern einer Partei oder Angehörigen einer 
Wühlergruppe zu diesem Zweck gewählt sind, in 
geheimer, schriftlicher Abstimmung aufgestellt wer­
den. Über diese Versammlungen sind Niederschrif­
ten anzufertigen, die von zehn Wahlberechtigten, 
die an der Versammlung teilgenommen haben, zu 
unterzeichnen sind.

Art. 20
Verbindung von Wah1vorsch1ägen
Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig 

(Listenverbindung).

Art. 21
Frist für die Einreichung der Wahl­

vorschläge
(1) Die Wahlvorschläge sind spätestens am 21. Tage 

vor dem Wahltag bis 18 Uhr einzureichen. Von da 
an bis zum 14. Tag vor dem Wahltag, 18 Uhr, ist 
sodann, wenn wenigstens ein Wahlvorschlag vor­
liegt, noch die Einreichung weiterer und die Er­
gänzung bereits vorliegender Wahlvorschläge, nicht 
aber ihre Zurücknahme zulässig.

(2) In Gemeinden bis zu 3000 Einwohnern dürfen 
Wahlvorschläge unter Beachtung des Art. 19 Abs. 4 
über die Zahl der zu wählenden Gemeinderats­
mitglieder hinaus nur so viele weitere Bewerber 
enthalten, als der Wahlvorschlag aufweist, der 
unter den vor der Nachfrist eingereichten Wahl­
vorschlägen die meisten Bewerber enthält. Vor der 
Nachfrist eingereichte Wahlvorschläge können bis 
zum Ablauf der Nachfrist auf diese Bewerber­
höchstzahl aufgefüllt werden.

Art. 22
öffentliche Bekanntgabe und Reihen­

folge der Wahlvorschläge
(1) Der Gemeindewahlleiter hat die vom Wahl­

ausschuß als gültig anerkannten Wahlvorschläge 
am 9. Tage vor dem Wahltag öffentlich bekannt­
zumachen.

(2) Die Bekanntgabe der Wahlvorschläge erfolgt 
in der Reihenfolge, daß zuerst die Wahlvorschläge 
der politischen Parteien und der Wählergruppen 
nach der Höhe der bei der letzten Landtagswahl 
insgesamt in Bayern erhaltenen Stimmenzahlen und 
sodann die Wahlvorschläge der übrigen Wähler- 
gruppen nach dem Zeitpunkt der Einreichung der 
Wahlvorschläge zu nennen sind.

3. Verhältniswahl
Art. 23

Stimmabgabe
Liegen mehrere Wahlvorschläge vor, so wird 

nach den Grundsätzen der Verhältniswahl unter

Beachtung der nachstehenden Bestimmungen ab­
gestimmt:
1. Der Wahlberechtigte hat so viele Stimmen, als 

ehrenamtliche Mitglieder des Gemeinderats zu 
wählen sind. In Gemeinden bis zu 3000 Einwoh­
nern hat er, falls von der Möglichkeit des Art. 19 
Abs. 2 Satz 2 Gebrauch gemacht wird, bis zu 
doppelt so viele Stimmen.

2. Der Wahlberechtigte kann seine Stimme nur Be­
werbern geben, deren Namen in einem zugelas­
senen Wahlvorschlag enthalten sind.

3. Der Wahlberechtigte kann durch Kennzeichnung 
eines Wahlvorschlags diesen unverändert an­
nehmen.

4. Der Wahlberechtigte kann innerhalb der ihm zu­
stehenden Stimmenzahl einem Bewerber durch 
Wiederholung des Namens oder Beifügung von 
Zahlen bis zu drei Stimmen geben.

5. Der Wahlberechtigte kann innerhalb der ihm 
zustehenden Stimmenzahl seine Stimme Bewer­
bern aus verschiedenen Wahlvorschlägen geben.

Art. 24
Verteilung der Sitze auf die Wahl­

vorschläge
(1) Die Gemeinderatssitze werden auf die Wahl­

vorschläge nach dem Verhältnis der Gesamtzahlen 
der gültigen Stimmen verteilt, welche für die in den 
einzelnen sowie in den verbundenen Wahlvorschlä­
gen aufgestellten Bewerber abgegeben worden sind; 
zu den gültigen Stimmen zählen auch die Stimmen, 
die für einen Bewerber abgegeben worden sind, der 
nach Zulassung des Wahlvorschlags, aber noch vor 
der Wahl gestorben ist. Bei gleichem Anspruch 
mehrerer Wahlvorschläge auf einen Sitz fällt dieser 
dem Wahlvorschlag zu, dessen in Betracht kommen­
der Bewerber die größere Stimmenzahl aufweist, 
sonst entscheidet das Los.

(2) Innerhalb verbundener Wahlvorschläge wer­
den die nach Abs. 1 auf sie entfallenen Sitze auf 
die Untervorschläge nach dem Verhältnis der Ge­
samtzahlen der gültigen Stimmen verteilt, welche 
für die in den Untervorschlägen aufgestellten Be­
werber abgegeben worden sind. Abs. 1 Satz 2 findet 
entsprechende Anwendung.

(3) Fallen einem Wahlvorschlag mehr Sitze zu, 
als er Bewerber enthält, so bleiben die übrigen 
Sitze unbesetzt.

Art. 25
Verteilung der Sitze an die Bewerber 

Die nach Art. 24 einem Wahlvorschlag zugefalle­
nen Sitze werden den darin enthaltenen Bewerbern 
in der Reihenfolge ihrer Stimmenzahlen zugewiesen. 
Haben mehrere Bewerber die gleiche Stimmenzahl 
erhalten, entscheidet die Reihenfolge der Benennung 
im Wahlvorschlag.

Art. 26
Ersatzleute

Die nicht gewählten Bewerber sind in der 
Reihenfolge nach Art. 25 die Ersatzleute der Ge­
wählten. Bei einem verbundenen Wahlvorschlag sind 
die Ersatzleute aus dem gleichen Untervorschlag in 
der Reihenfolge nach Art. 25 zu nehmen.

4. Mehrheitswahl
Art. 27

(1) Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein 
gültiger Wahlvorschlag eingereicht, so wird die Wahl 
nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl ohne 
Bindung an die vorgeschlagenen Bewerber und ohne 
das Recht der Stimmenhäufung auf einen Bewerber 
durchgeführt. Die Stimmzettel können doppelt so 
viele Bewerber enthalten, als Gemeinderatsmitglie­
der zu wählen sind.

(2) Gewählt sind die Bewerber in der Reihen­
folge der Stimmenzahl. Die gleiche Reihenfolge gilt 
für die Ersatzmänner. Bei Stimmengleidiheit ent­
scheidet das Los.
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III. Abschnitt
Wahl der Bürgermeister

Art. 28
Wahlvorschläge

(1) Zur Aufstellung der Wahl Vorschläge für den 
ersten Bürgermeister sind die politischen Par­
teien berechtigt. Außerdem kann, unbeschadet des 
Art. 15 der Bayer. Verfassung, jede Gruppe von 
Wahlberechtigten einen Vorschlag einreichen, der 
viermal soviel Unterschriften von Wahlberechtigten 
tragen muß, als die Zahl der ehrenamtlichen Ge­
meinderatsmitglieder gemäß Art. 16 GWG beträgt.

(2) Alle von einer einzelnen Partei oder Wähler­
gruppe aufgestellten Bewerber müssen in einer zu 
diesem Zweck einberufenen Versammlung von den 
Parteimitgliedern oder den Angehörigen der Wäh­
lergruppe in geheimer, schriftlicher Abstimmung 
gewählt werden. In Gemeinden mit mehreren 
Stimmbezirken können die Bewerber durch eine für 
den Wahlkreis einberufene Versammlung von Dele­
gierten, die von Mitgliedern einer Partei oder An­
gehörigen einer Wählergruppe zu diesem Zweck ge­
wählt sind, in geheimer, schriftlicher Abstimmung 
aufgestellt werden. Über diese Versammlungen sind 
Niederschriften anzufertigen, die von zehn Wahl­
berechtigten, die an der Versammlung teilgenom­
men haben, zu unterzeichnen sind.

(3) Wird ein Bewerber von mehreren Parteien oder 
Wählergruppen aufgestellt, so ist er entweder in 
einer gemeinsamen Versammlung von den Mitglie­
dern der Parteien oder den Angehörigen der Wäh­
lergruppen oder in getrennten Versammlungen in 
geheimer, schriftlicher Abstimmung zu wählen. Abs. 2 
Satz 2 und 3 gelten entsprechend.

(4) Jeder Bewerber darf nur in einem Wahlvor­
schlag aufgestellt werden. Er muß hierzu seine Zu­
stimmung schriftlich erteilen; die Zustimmung kann 
nur bis zum 16. Tag vor dem Wahltag zurückgenom­
men werden.

(5) Ein Kennwort für den Wahl Vorschlag ist nicht 
notwendig. Ist ein Bewerber von mehreren Parteien 
oder Wählergruppen aufgestellt, so führt der Wahl­
vorschlag nur dann ein Kennwort, wenn eine schrift­
liche Erklärung hierüber, die von den beteiligten 
Parteien oder Wählergruppen und dem Bewerber 
unterzeichnet ist, dem Wahlvorschlag beigefügt wird.

(6) Für die Einreichung und die öffentliche Be­
kanntgabe der Wahlvorschläge gelten die Bestim­
mungen der Art. 21 Abs. 1 und 22 Abs. 1 entspre­
chend.

(7) Die Bekanntgabe der Wahlvorschläge erfolgt 
in der Reihenfolge, daß zuerst die Wahlvorschläge 
der politischen Parteien und der Wählergruppen 
nach der Höhe der bei der letzten Landtagswahl 
insgesamt in Bayern erhaltenen Stimmenzahlen und 
sodann die Wahlvorschläge der übrigen Wähler­
gruppen nach dem Zeitpunkt der Einreichung der 
Wahlvorschläge zu nennen sind. Hat ein gemein­
samer Wahlvorschlag ein Kennwort, so richtet sich 
die Reihenfolge nach der Partei oder Wählergruppe, 
die in dem Kennwort an erster Stelle steht.

(8) Die Wahl erfolgt auf einem besonderen Stimm­
zettel, der sämtliche vom Wahlausschuß zugelassene 
Bewerber enthalten muß.

(9) Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein 
gültiger Wahlvorschlag eingereicht, so wird die Wahl 
ohne Bindung an einen vorgeschlagenen Bewerber 
durchgeführt.

Art. 29
Wahl des ersten Bürgermeisters

(1) Der erste Bürgermeister wird in allen Gemein­
den unmittelbar von den Wahlberechtigten (Ge­
meindebürgern) gewählt (Art. 17 GO). Stirbt ein 
Bewerber nach der Zulassung des Wahlvorschlags, 
aber vor der Wahl, so findet die Wahl nicht statt; 
die Wahl wird spätestens vier Wochen nach dem 
Tag der ausgefallenen Wahl nachgeholt; den Wahl­
termin bestimmt die Rechtsaufsichtsbehörde.

(2) Als Bürgermeister ist außer den in Art. 5 auf­
geführten Personen nicht wählbar:
1. Wer die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 

Ämter durch Richterspruch rechtskräftig ver­
loren hat,

2. wer von einem Dienststrafgericht zur Entfernung 
aus dem Dienst rechtskräftig verurteilt ist,

3. wer in einem sonstigen behördlichen Verfahren, 
in einem ehrengerichtlichen oder berufsgericht­
lichen Verfahren von der weiteren Ausübung 
eines Berufes dessen Voraussetzungen rechtlich 
geregelt sind, rechtskräftig ausgeschlossen ist.
(3) Zum berufsmäßigen ersten Bürgermeister kann 

auch ein Bewerber gewählt werden, der zur Zeit 
der Wahl seinen Aufenthalt nicht in der Gemeinde 
hat.

(4) Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der ab­
gegebenen gültigen Stimmen erhält. Erhält kein Be­
werber diese Mehrheit, so findet Stichwahl späte­
stens binnen 21 Tagen unter den zwei Bewerbern 
statt, welche bei der ersten Wahl die höchsten Stim­
menzahlen erhalten haben Scheidet einer dieser bei­
den Bewerber vor der Stichwahl durch Tod oder 
Verlust der Wählbarkeit aus, so ist die Wahl zu 
wiederholen. War bei der Wahl nur ein gültiger 
oder überhaupt kein gültiger Wahlvorschlag einge­
reicht worden (Art. 28 Abs. 9), so können die Be­
werber vor der Stichwahl zurücktreten; auch in 
diesem Falle ist die Wahl zu wiederholen. Bei der 
Stichwahl ist der Bewerber gewählt, der von den 
gültig abgegebenen Stimmen die höchsten Stim­
menzahlen erhält. Bei gleicher Stimmenzahl ent­
scheidet das Los.

Art. 30
Amtszeit des ehrenamtlichen 

ersten Bürgermeisters 
Die Amtszeit des ehrenamtlichen ersten Bürger­

meisters entspricht der Wahlzeit des Gemeinderats 
(Art. 34 Abs. 1 Satz 5 GO). Er wird zugleich mit 
dem Gemeinderat gewählt.

Art. 31
Amtszeit des berufsmäßigen 

ersten Bürgermeisters
(1) Der berufsmäßige erste Bürgermeister wird 

auf die Dauer von 6 Jahren gewählt (Art. 34 Abs. 1 
Satz 5 GO). Er wird zugleich mit dem Gemeinderat 
gewählt, wenn der Beginn seiner Amtszeit mit dem 
Beginn der Wahlzeit des Gemeinderats zusammt n- 
fällt, sonst bestimmt die Rechtsaufsichtsbehörde den 
Wahltermin.

(2) Scheidet der berufsmäßige erste Bürgermeister 
während der Amtszeit aus, so findet eine Neuwahl 
innerhalb einer Frist von zwei Monaten statt. Den 
Wahltermin bestimmt die Rechtsaufsichtsbehörde.

Art. 32
Nachwahl des ehrenamtlichen 

ersten Bürgermeisters 
Scheidet der ehrenamtliche erste Bürgermeister 

während der Amtszeit aus, so findet eine Nachwahl 
innerhalb einer Frist von zwei Monaten statt. Art. 18 
Abs. 2, Art. 29 und 31 Abs. 2 Satz 2 finden entspre­
chende Anwendung.

Art. 33
Wahl der weiteren Bürgermeister 

In sämtlichen Gemeinden wählt der Gemeinderat 
aus seiner Mitte für die Dauer seiner Wahlzeit einen 
oder zwei weitere Bürgermeister (Art. 34 Abs. 3 GO). 
Art. 32 Satz 1 findet entsprechende Anwendung.

IV. Abschnitt
Wahl der berufsmäßigen 
Gemeinderatsmitglieder

Art. 34
Die berufsmäßigen Gemeinderatsmitglieder wer­

den vom Gemeinderat auf die Dauer von höchstens



260 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 24/1954

sechs Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig (Art. 40 
Abs. 2 GO).

V. Abschnitt
Annahme der Wahl, Wahlprüfung und 

Verlust der Wählbarkeit

Art. 35
Annahme der Wahl, Rücktritt, Verlust 

der Wählbarkeit
(1) Der Wahlleiter verständigt schriftlich die Ge­

wählten von ihrer Wahl und fordert sie auf, eine 
Erklärung über die Annahme der Wahl und Bereit­
schaft zur Leistung des Eides gemäß Art. 31 Abs. 5 
der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern 
vom 25. Januar 1952 (GVB1. S. 19) binnen einer 
Woche abzugeben. Verständigung und Erklärungs­
abgabe können auch zu Protokoll bei der Gemeinde 
erfolgen.

(2) Für die Annahme oder Ablehnung der Wahl 
und für den Rücktritt nach Annahme der Wahl gel­
ten die Bestimmungen des Art. 19 Abs. 2 und 3 GO. 
Über eine Ablehnungserklärung entscheidet der Ge­
meindewahlausschuß.

(3) Nach Annahme der Wahl verliert der Ge­
wählte sein Amt, wenn er die Wählbarkeit verliert 
(Art. 1, 2, 5, 29 Abs. 2).

Art. 36
Wahlanfechtung

Jeder Wahlberechtigte, bei der Wahl des berufs­
mäßigen ersten Bürgermeisters ferner jeder in 
einem zugelassenen Wahlvorschlag aufgestellte Be­
werber kann binnen 14 Tagen nach Verkündung 
des Wahlergebnisses die Wahl durch schriftliche Er­
klärung bei der Rechtsaufsichtsbehörde anfechten,
1. wegen Verletzung der Vorschriften über das

Wahlverfahren,
2. wegen vorschriftswidriger sachlicher Bescheide des

Gemeindewahlleiters oder des Wahlausschusses,
3. wegen Ungültigkeit einzelner Stimmen.

Die Entscheidung trifft die Rechtsaufsichtsbehörde 
unter Beachtung der Vorschriften des Art. 37. Die 
Ausschlußfrist des Art. 37 findet keine Anwendung. 
Erklärt die Rechtsaufsichtsbehörde eine angefochtene 
Wahl von Amts wegen für ungültig, so ist die Ent­
scheidung auch auf die Wahlanfechtung zu er­
strecken.

Art. 37
Berichtigung und U n g ü 11 i g e r k 1 ä r u n g 

der Wahl
(1) Die Rechtsaufsichtsbehörde hat von Amts wegen 

die Wahlverhandlungen zu prüfen und das vom 
Wahlausschuß festgestellte Wahlergebnis zu berichti­
gen, wenn es mit den für die Wahlvorschläge und 
die einzelnen Bewerber festgestellten Stimmenzah­
len nicht in Einklang steht.

(2) Binnen 4 Monaten hat die Rechtsaufsichts­
behörde von Amts wegen die Wahl für ungültig zu 
erklären, wenn Wahlbestimmungen verletzt wurden 
und dadurch das Wahlergebnis verdunkelt werden 
konnte. Ist eine Stichwahl notwendig, so kann die 
Wahl erst nach Durchführung der Stichwahl für un­
gültig erklärt werden.

(3) Wenn eine nichtwählbare Person gewählt 
wurde, hat die Rechtsaufsichtsbehörde die Wahl die­
ser Person für ungültig zu erklären.

(4) Ist bei der Wahl eines Bürgermeisters oder bei 
der nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl durch­
geführten Wahl eines einzelnen Gemeinderats­
mitgliedes die Mehrheit der abgegebenen Stimmen 
für ungültig erklärt worden, so hat die Rechtsauf­
sichtsbehörde die Wahl für ungültig zu erklären.

Art. 38
Anfechtungsklage

(1) Gegen die Entscheidung der Rechtsaufsichts­
behörde ist unmittelbar Anfechtungsklage nach den

Bestimmungen des Gesetzes über die Verwaltungs­
gerichtsbarkeit vom 25. September 1946 (GVB1. 
S. 281, ber. S. 384) in der Fassung des Änderungs­
gesetzes vom 30. September 1949 (GVB1. S. 258, 
ber. S. 274) statthaft. § 51 Abs. 1 Satz 2 des 
genannten Gesetzes findet keine Anwendung. Die 
Erhebung der Anfechtungsklage ist bei Anfechtung 
einer Gemeindewahl im ganzen den Gewählten und 
den Ersatzleuten mitzuteilen mit dem Beifügen, daß 
sie zum Verfahren beigeladen werden, falls sie es 
beantragen, und daß die Entscheidung für und gegen 
sie auch dann wirkt, wenn kein Antrag auf Bei­
ladung gestellt wird.

(2) Falls die Wahl eines Gemeinderates oder Bür­
germeisters auf Grund der Art. 36 und 37 für un­
gültig erklärt wird, bleiben die vorher gefaßten Be­
schlüsse und vorgenommenen Amtshandlungen des 
Bürgermeisters und des Gemeinderats in Kraft.

(3) Wird gleichzeitig die Wahl des Gemeinderats 
und des Bürgermeisters für ungültig erklärt, so 
führt ein von der zuständigen Regierung eingesetz­
ter Beauftragter bis zum Amtsantritt des neu­
gewählten Bürgermeisters die Geschäfte; er hat sich 
jedoch auf laufende und unaufschiebbare Geschäfte 
zu beschränken.

VI. Abschnitt
Übergangs- und Sch1ußvorschrif t e n

Art. 39 
Kosten

(1) Die Kosten der Wahl tragen die Gemeinden.
(2) Die zum Vollzug der Wahl vorgesehenen Ämter 

sind Ehrenämter, wofür keine Vergütung in An­
spruch genommen werden kann. Ausgenommen sind 
die Hilfskräfte, deren Dienstleistungen angemessen 
vergütet werden können.

Art. 40
Feststellung der Einwohnerzahl 

Soweit nach diesem Gesetz die Einwohnerzahl in 
Betracht kommt, ist der vom Statistischen Landes­
amt jeweils zuletzt ermittelte Stand der Bevölke­
rung zugrunde zu legen.

Art. 41
Vollzugsvorschriften 

Die zur Durchführung des Gesetzes erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften einschließlich 
der Wahlordnung erläßt das Staatsministerium des 
Innern. In der Wahlordnung kann auch das Wahl­
verfahren
1. in Kranken- und Pflegeanstalten und in Klöstern,
2. in Gefangenenanstalten,
3. für Bewohner von Sperrgehöften,
4. für Personen, die sich am Wahltag während der 

Wahlzeit außerhalb des Gemeindegebiets auf­
halten,

besonders geregelt werden.

Art. 42
Dieses Gesetz tritt am 1. November 1954 in Kraft.

Gesetz
über die Wahl der Kreistage und Landräte 

(Landkreiswahlgesetz)
Vom 29. Oktober 1954 

I. Abschnitt 
Wahl der Kreisräte 

Art. 1
Wahlrechtsgrundsätze und Amtszeit 

(1) Die Kreisräte werden in allgemeiner, gleicher, 
unmittelbarer, geheimer Wahl nach den Grundsätzen 
eines verbesserten Verhältniswahlrechtes auf die 
Dauer von vier Jahren gewählt.
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(2) Wird in einem Wahlkreis nur ein einziger gül­
tiger Wahlvorschlag oder überhaupt kein gültiger 
Wahlvorschlag eingereicht, so findet Mehrheitswahl 
statt.

Art. 2
Wahl der Kreisräte

(1) In den Kreistag sind so viele Kreisräte zu 
wählen, daß auf jedes angefangene Tausend Ein­
wohner des Landkreises ein Vertreter trifft, höch­
stens jedoch 45.

(2) Beamte und Angestellte der Rechtsaufsichts­
behörden und der Landrat eines anderen Kreises 
können nicht Kreisräte sein.

Art. 3
Grundsätze für das Wah1verfahren 
Die nachstehenden Vorschriften des Gemeinde­

wahlgesetzes finden für die Wahl der Kreisräte 
sinngemäß Anwendung:
1. Die Bestimmungen über Wahltermin und Beginn 

der Wahlzeit, Art. 18 des Gemeindewahlgesetzes,
2. die Bestimmungen über Wahlberechtigung und 

Wählbarkeit, Art. 1 bis 5 des Gemeindewahl­
gesetzes mit der Maßgabe, daß an die Stelle des 
Aufenthalts in der Gemeinde der Aufenthalt im 
Landkreis tritt,

3. die Bestimmungen über die Vorbereitung und 
Durchführung der Wahl und die Sicherung der 
Wählfreiheit, Art. 7 bis 15 des Gemeindewahl­
gesetzes mit der Maßgabe,
a) daß jeder Landkreis einen Wahlkreis bildet,
b) daß der Landkreis nach Gemeinden in Stimm­

bezirke eingeteilt wird,
c) daß ein Wahlberechtigter einen Wahlschein 

erhält, wenn er sich am Wahltag während der 
Wahlzeit aus triftigen Gründen im Wahlkreis 
außerhalb seines Stimmbezirks aufhält,

d) daß der Wahlschein in jedem Stimmbezirk 
des Landkreises gilt, zu dem die Gemeinde ge­
hört, die den Wahlschein ausgestellt hat,

e) daß für die Herstellung der Stimmzettel die 
Landkreise sorgen,

4. die Bestimmungen über die Wahlvorscbläge, 
über die Verhältniswahl und die Mehrheitswahl, 
Art. 19 bis 27 des Gemeindewahlgesetzes mit der 
Maßgabe,
a) daß ein Wahlvorschlag höchstens so viele Be­

werber enthalten darf, als Kreisräte zu wählen 
sind; Art. 19 Abs. 2 Satz 2, Art. 21 Abs. 2 und 
Art. 23 Ziffer 1 Satz 2 entfallen;

b) daß die Aufstellung der Bewerber in Ver­
sammlungen zu erfolgen hat, zu denen die Mit­
glieder einer Partei oder Angehörigen einer 
Wählergruppe bzw. die Delegierten aus dem 
gesamten Wahlkreis einberufen sind.

II. Abschnitt
Wahl des Landrats und des Stellvertreters 

Art. 4
W a h 1 d e s L a n d r a t s

(1) Für die Wahl des Landrats gelten Art. 3 Ziff. 1 
bis 3 und 4 b des Landkreiswahlgesetzes und Art. 28, 
29 Abs. 1 Satz 2 des Gemeindewahlgesetzes ent­
sprechend.

(2) Der Landrat wird auf die Dauer von sechs 
Jahren von den Kreisbürgern gewählt. Er wird 
zugleich mit dem Kreistag gewählt, wenn der 
Beginn seiner Amtszeit mit dem Beginn der Wahl­
zeit des Kreistages zusammenfällt, sonst bestimmt 
die Rechtsaufsichtsbehörde den Wahltermin.

(3) Als Landrat ist außer den in Art. 5 des 
Gemeindewahlgesetzes aufgeführten Personen nicht 
wählbar:
1. Wer die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 

Ämter durch Richterspruch rechtskräftig verloren 
hat,

2. wer von einem Dienststrafgericht zur Entfernung 
aus dem Dienst rechtskräftig vel'urteüt ist,

3. wer in einem sonstigen behördlichen Verfahren, 
in einem ehrengerichtlichen oder berufsgericht­
lichen Verfahren von der weiteren Ausübung 
eines Berufes, dessen Voraussetzungen rechtlich 
geregelt sind, rechtskräftig ausgeschlossen ist.
(4) Zum Landrat kann auch ein Bewerber gewählt 

werden, der zur Zeit der Wahl seinen Aufenthalt 
nicht im Kreisgebiet hat.

(5) Sofern der Gewählte Mitglied des Kreistags 
ist, erlischt sein Amt als Kreisrat; für ihn rückt ein 
Ersatzmann nach.

(6) Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der ab­
gegebenen gültigen Stimmen erhält. Erhält kein 
Bewerber diese Mehrheit, so findet Stichwahl späte­
stens binnen 21 Tagen unter den zwei Bewerbern 
statt, welche bei der ersten Wahl die höchsten 
Stimmenzahlen erhalten haben. Art. 29 Abs. 4 Satz 3 
bis 6 des Gemeindewahlgesetzes gilt entsprechend.

Art. 5
Neuwahl des Landrats 

Scheidet der Landrat während der Amtszeit aus, 
so findet eine Neuwahl innerhalb einer Frist vpn 
zwei Monaten statt. Art. 4 findet entsprechende An­
wendung. Den Wahltermin bestimmt die Rechts­
aufsichtsbehörde.

Art. 6
Stellvertreter des Landrats 

Der Stellvertreter des Landrats wird auf die 
Dauer der Wahlzeit des Kreistages vom Kreistag 
aus seiner Mitte gewählt. Die Vorschriften des 
Art. 45 Abs. 3 der Landkreisordnung finden An­
wendung. Scheidet der Stellvertreter des Landrats 
während der Wahlzeit des Kreistags aus, so findet 
eine Nachwahl innerhalb einer Frist von zwei 
Monaten statt.

III. Abschnitt
Annahme der Wahl, Wahlprüfung, Verlust der 

Wählbarkeit
Art. 7

Die Vorschriften des Gemeindewahlgesetzes über 
die Annahme der Wahl, über die Wahlprüfung und 
den Verlust der Wählbarkeit, Art. 35 bis 38, finden 
entsprechende Anwendung.

IV. Abschnitt
Übergangs- und Schlußbestimmungen

Art. 8 
Kosten

Die Kosten, die für die Bereitstellung des Wahl­
raumes und für die Beschaffung und Herstellung 
sonstiger für die Wahl nötigen Gegenstände, wie 
der Wählerlisten und Wahlkarteien, entstehen, 
tragen die Gemeinden, die übrigen Kosten der 
Landkreis.

Art. 9
Feststellung der Einwohnerzahl 

Soweit nach diesem Gesetz die Einwohnerzahl in 
Betracht kommt, ist der vom Statistischen Landes­
amt jeweils zuletzt ermittelte Stand der Bevölke­
rung zugrunde zu legen.

Art. 10
Die zur Durchführung des Gesetzes erforderlichen 

Rechts- und Verwaltungsvorschriften einschließlich 
der Wahlordnung erläßt das Staatsministerium des 
Innern. In der Wahlordnung kann auch das Wahl­
verfahren
1. in Kranken-und Pflegeanstalten und in Klöstern,
2. in Gefangenenanstalten,
3. für Bewohner von Sberrgehöften,
4. für Personen, die sich am Wahltag während der 

Wahlzeit außerhalb des Kreisgebiets aufhalten,
besonders geregelt werden.

Art. 11
Dieses Gesetz tritt am 1. November 1954 in Kraft.
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Wahlordnung
für die Gemeinde- und Landkreiswahlen (GWO)

Vom 29. Oktober 1954
Auf Grund des Art. 41 des Gemeindewahlgesetzes 

vom 29. Oktober 1954 (GVB1. S. 256) und des Art. 10 
des Landkreiswahlges'etzes vom 29. Oktober 1954 
(GVB1. S. 260) erläßt das Staatsministerium des 
Innern folgende Bestimmungen für die Durchfüh­
rung der Gemeinde- und Landkreiswahlen.

I. Vorbereitung der Wahl
1. Anlegung der Wählerlisten und 

Wahlkarteien
§ 1 Anlegung der Wählerlisten

(I) Die Gemeinden haben die Wählerlisten oder 
Wahlkarteien anzulegen und darin die Wahlberech­
tigten einzutragen. Die Wählerliste ist nach Anl. 1 
in einfacher Fertigung anzulegen. Falls eine Ge­
meinde in mehrere Stimmbezirke geteilt ist, ist für 
jeden Stimmbezirk eine eigene Liste anzufertigen.

(II) Die für frühere Wahlen aufgestellten Listen 
können fortgeschrieben und für die neue Wahl ver­
wendet werden, wenn dadurch nicht die Übersicht­
lichkeit und die Durchführung der Wahl wesentlich 
erschwert wird.

(III) Vor dem Eintrag jeder Person ist ihr Stimm­
recht zu prüfen

(IV) In den Wählerlisten sind in alphabetischer 
Reihenfolge unter fortlaufender Nummer alle für 
die betreffende Wahl wahlberechtigten Personen ein­
zutragen, und zwar nach Zu- und Vorname, Geburts­
tag, Wohnort und Wohnung nebst einem Vermerk 
über die Dauer des Aufenthalts in der Gemeinde 
bzw. bei den Landkreiswahlen die Dauer des Auf­
enthalts im Landkreis. In Gemeinden, die in mehrere 
Stimmbezirke eingeteilt sind, ist die Wohnung genau 
zu bezeichnen. Die Liste muß ferner eine Spalte für 
Bemerkungen und möglichst viele Spalten für Ver­
merke über die Stimmabgabe enthalten.

(V) Die Wählerlisten dürfen auch in der Art an­
gelegt werden, daß innerhalb der einzelnen Stimm­
bezirke die Straßen nach der Buchstabenfolge ihrer 
Namen und innerhalb der Straßen die Häuser nach 
ihrer Nummer und innerhalb jedes Hauses die Wahl­
berechtigten nach der Buchstabenfolge ihrer Namen 
eingetragen werden.

(VI) Personen, die vom Wahlrecht ausgeschlossen 
sind (Art. 2 GWG), sind in die Wählerliste nicht auf­
zunehmen.

(VII) Personen, deren Wahlrecht ruht (Art. 3 GWG), 
sind in die Wählerliste einzutragen. In der Spalte 
für den Vermerk über die Stimmabgabe ist einzu­
tragen: _,,ruht“ oder „r“. Besteht der Ruhensgrund 
am Wahltage nicht mehr, so ist dieser Vermerk zu 
streichen und der Sachverhalt in der Spalte „Be­
merkungen“ zu erläutern.

§ 2 Mitteilungspflicht der Gemeindebehörden
Die Gemeindebehörden haben alles, was für die 

Anlegung der Wählerlisten von Bedeutung ist oder 
zur Aufdeckung von Unregelmäßigkeiten in den 
Wählerlisten führen kann, insbesondere bei der poli-. 
zeilichen Abmeldung Wegziehender, vor allem die 
Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte, die Ent­
mündigung und sonstige Wahlausschlußgründe mit 
Angabe des Beginns ihrer Wirksamkeit sich gegen­
seitig mitzuteilen.

§ 3 Wahlkartei
(I) An Stelle der Wählerliste kann eine Wahlkartei 

verwendet werden. Sie muß in verschließbaren 
Kästen verwahrt und so beschaffen sein, daß die 
Karten durch eine Vorrichtung festgehalten werden 
und daß nach dem Abschluß der Kartei die will­
kürliche Herausnahme und Einfügung von Karten 
unmöglich ist. Jede Karte muß möglichst viele Spal­
ten für die Vermerke über die Stimmabgabe ent­
halten.

(II) Alle Bestimmungen über die Wählerlisten 
gelten auch für die Wahlkarteien.

(III) Jede Wählerliste ist nach Fertigstellung vor 
der öffentlichen Auslegung durch die Gemeinde­
behörde unter Datumsangabe zu beurkunden. Im 
Falle der Verwendung einer Wahlkartei ist über den 
vorläufigen Abschluß eine Wahlurkunde anzufertigen.
2. Auslegung der Wählerlisten; Ein­
sprüche; Änderungen und Abschluß 

der Wählerlisten
§ 4 Auslegung der Wählerlisten

(I) Die Gemeindebehörden haben die Wählerlisten 
vom 21. bis 14. Tage vor dem Wahltage an einem 
allgemein zugänglichen Ort in der Gemeinde zur 
öffentlichen Einsicht aufzulegen.

(II) Jeder Wahlberechtigte ist von Amts wegen 
schriftlich zu benachrichtigen, daß sein Name in der 
Wählerliste eingetragen ist. Die Benachrichtigung 
hat vor Auslegung der Wählerliste zu erfolgen und 
muß die Angabe des Wahlortes, des Wahlraumes 
und der Wahlzeit enthalten. Zur rascheren Abwick­
lung des Wahlgeschäftes ist auf der Benachrichti­
gungskarte die Nummer zu vermerken, unter der 
der Wahlberechtigte in der Wählerliste eingetragen 
ist, und der Wähler aufzufordern, die Mitteilung zur 
Wahl mitzubringen

(III) Die Gemeindebehörden bestimmen die Stun­
den für die Auslegung der Wählerlisten. Die Ein­
sichtnahme in die Liste muß auch an den in die Frist 
fallenden Sonn- und Feiertagen ermöglicht werden.

(IV) Die Gemeindebehörden haben Ort und Zeit 
der Auslegung der Wählerlisten (nach Tagen und 
Stunden) vor dem Beginn der Auslegungsfrist in 
ortsüblicher Weise — wenn möglich an mehreren 
Stellen — öffentlich bekanntzugeben und darauf hin­
zuweisen, daß Einsprüche gegen die Wählerlisten 
während der Auslegungsfrist einzulegen sind und 
wo solche Einsprüche entgegengenommen werden.

(V) In dieser Bekanntmachung ist außerdem dar­
auf hinzuweisen, daß Wahlberechtigte, die vor dem 
Ablauf der Auslegungsfrist in einen anderen Stimm­
bezirk innerhalb der Gemeinde bzw. bei Landkreis­
wahlen in einen anderen Stimmbezirk des Land­
kreises verzogen sind, die Übertragung ihres Namens 
in die Wählerliste des neuen für sie zuständigen 
Stimmbezirkes zu beantragen haben.

(VI) Die Gemeindebehörden sollen die Anfertigung 
von Abschriften der Wählerlisten zulassen, soweit 
der Dienstbetrieb hierdurch nicht gestört wird oder, 
soweit möglich, gegen Erstattung der Auslagen Ab­
schriften der Wählerlisten erteilen.

§ 5 Einsprüche gegen die Wählerlisten
(I) Einsprüche gegen die Wählerlisten sind inner­

halb der Auslegungsdauer und Auslegungszeit bei 
den Gemeindebehörden einzulegen.

(II) Der Einspruch kann die Aufnahme eines neuen 
Eintrags sowie die Streichung oder Berichtigung 
eines vorhandenen Eintrags zum Gegenstand haben. 
Ufer Einspruch ist bei der Gemeindebehörde schrift­
lich oder mündlich, persönlich oder durch einen Be­
vollmächtigten geltend zu machen. Die Angaben sind 
nötigenfalls glaubhaft zu machen.

(III) Wenn die Gemeindebehörde einem Einspruch 
nicht stattgibt, hat sie ihn sofort der Rechtsaufsichts­
behörde vorzulegen.

(IV) Wird durch den Einspruch eine dritte Person 
nachteilig betroffen, so hat die Gemeindebehörde 
diese zu hören und deren Einwendungen entgegen­
zunehmen. Gegen die dem Einspruch stattgebende 
Verfügung der Gemeindebehörde, die dem betrof­
fenen Dritten zu eröffnen ist, steht diesem das 
Recht der Beschwerde zur Rechtsaufsichtsbehörde zu.

(V) Die Entscheidung der Rechtsaufsichtsbehörde 
nach Abs. III und IV ist spätestens am 8. Tage vor 
der Abstimmung zu erlassen. Es ist dafür zu sorgen, 
daß die Gemeindebehörde spätestens am 5. Tage 
vor der Abstimmung im Besitze der Entscheidung
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ist. Die Entscheidung der Rechtsaufsichtsbehörde ist 
endgültig. Die Entscheidungen sind den Beteiligten 
durch die Gemeindebehörde zu eröffnen und in den 
Wählerlisten vorzumerken.

(VI) Die Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte 
zur Entscheidung über die Rechte der Wahlberech­
tigten wird durch die Bestimmung des Abs. V nicht 
berührt. Die Beschwerde zur Rechtsaufsichtsbehörde 
tritt an die Stelle des Einspruchs im Sinne des § 38 
des Gesetzes über die Verwaltungsgerichtsbarkeit 
vom 25. 9. 1946 (GVB1. S. 281). Der Anfechtungsklage 
kommt keine auf schiebende Wirkung zu.

§ 6 Änderungen in den Wählerlisten
(I) Die offenkundige Unrichtigkeit oder Unvoll­

ständigkeit einer Eintragung in der Wählerliste ist 
von der Gemeindebehörde bis zum Ablauf der Ein­
spruchsfrist auch ohne Einspruch von Amts wegen 
zu beheben.

(II) Sonstige Änderungen in den Wählerlisten, ins­
besondere die Eintragung oder Streichung von Per­
sonen sind vom Beginn der Auslegungsfrist an bis 
zum Abschluß der Listen nur noch auf rechtzeitig 
erhobenen Einspruch zulässig. Als Änderung gilt 
nicht die Streichung eines Vermerks über das Ruhen 
des Stimmrechtes gemäß § 1 (VII) und der Eintrag 
eines Vermerks über die Ausstellung eines Wahl­
scheines gemäß § 8 (V).

(III) Ergänzungen sind als Nachträge in die 
Wählerliste aufzunehmen. Sämtliche Änderungen 
und Streichungen müssen den Grund erkennen las­
sen und mit Datum und Unterschrift des voll­
ziehenden Beamten versehen sein. Die Belege hierzu 
sind zu den gemeindlichen Akten zu nehmen.

§ 7 Abschluß der Wählerlisten und Wahlkarteien
(I) Am Tage vor der Abstimmung mittags 12 Uhr 

schließen die Gemeindebehörden die Wählerlisten ab. 
mil der urkundlichen Bestätigung, daß und wie 
laa -e sie ausgelegt waren und daß die Bekannt­
machung über die Auslegung rechtzeitig erfolgt war. 
en-,lich wie viele Wahlberechtigte in die Liste ein­
geiragen sind, deren Namen nicht mit dem Ver­
merk ,.W“ (d. h Wahlschein) versehen wurden.

(It) Werden Gemeinde- und Landkreiswahlen mit­
einander verbunden, so ist beim Abschluß der 
Wählerliste genau festzustellen, wie viele Wahl­
berechtigte für jede der verbundenen Wahlen in 
Bed acht kommen.

(III) Die Behälter der Wahlkarteien sind durch 
Schlösser, Flomben oder Siegel so zu verschließen, 
daß die Entnahme oder Einfügung von Karten 
unmöglich ist.

(IV) Kurz vor der Wahl stellen die Gemeinde­
behörden die Wählerlisten oder Wahlkarteien den 
Wahlvorstehern zu.

3. Wahlscheine 
§ 8 Bedingungen für die Ausstellung 

von Wahlscheinen
(I) Einen Wahlschein erhält auf Antrag 

1. ein Wahlberechtigter, der in eine Wählerliste
eingetragen ist,
a) wenn er am Wahltag in der Gemeinde, bei 

Landkreiswahlen im Wahlkreis während der 
Abstimmungszeit sich aus triftigen Gründen 
außerhalb seines Stimmbezirks aufhält,

b) wenn er nach Ablauf der Einspruchsfrist in 
einen anderen Stimmbezirk der Gemeinde, bei 
Landkreiswahlen in einen anderen Stimm­
bezirk des Landkreises verzogen ist,

c) wenn er infolge eines ' körperlichen Leidens 
oder Gebrechens in seiner Bewegungsfreiheit 
behindert ist und durch den Wahlschein die 
Möglichkeit erhält, einen für ihn günstiger 
gelegenen Abstimmungsraum aufzusuchen.

d) wenn für ihn wegen Ruhen des Wahlrechts in 
der Wählerliste ein Ruhensvermerk eingetragen

war, der Grund hierfür aber nach Ablauf der 
Einspruchsfrist weggefallen ist,

2. ein Wahlberechtigter, der in eine Wählerliste 
nicht aufgenommen oder darin gestrichen ist,
a) wenn er nachweist, daß er ohne sein Verschul­

den die Einspruchsfrist versäumt hat,
b) wenn die Voraussetzungen für seine Eintragung 

in die Wählerliste erst nach Ablauf der Ein­
spruchsfrist eintreten, z. B. durch Wegfall von 
Ausschlußgründen.

(II) Inhaber von Wahlscheinen sind in jedem 
Stimmbezirk des Wahlkreises zur Wahl zugelassen, 
nämlich
1. bei den Gemeindewahlen in jedem Stimmbezirk 

innerhalb der Gemeinde, die den Wahlschein aus­
gestellt hat,

2. bei den Landkreiswahlen in jedem Stimmbezirk 
innerhalb des Landkreises, dem die Gemeinde 
angehört, die den Wahlschein ausgestellt hat.
(III) Zuständig zur Ausstellung des Wahlscheines 

ist die Gemeindebehörde, in deren Wählerliste der 
Wahlberechtigte eingetragen ist oder einzutragen 
wäre.

(IV) Den Grund für die Ausstellung eines Wahl­
scheines hat der Antragsteller auf Erfordern glaub­
haft zu machen. Über seine Berechtigung, den An­
trag zu stellen und den Wahlschein in Empfang zu 
nehmen, muß er sich ausweisen.

(V) Die Ausstellung von Wahlscheinen ist in einem 
Verzeichnis vorzumerken. Bei der Ausstellung von 
Wahlscheinen nach Ziff. 1 und 2 b) ist in der Wähler­
liste in der Spalte für den Abstimmungsvermerk für 
die Gemeinde- oder Landkreiswahl einzutragen: 
,.W“ (d. h. Wahlschein). Bei der Ausstellung von 
Wahlscheinen nach Ziff. 2a) ist Vorsorge zu treffen, 
daß die mehrfache Ausstellung von Wahlscheinen 
an eine Person verhindert wird. Hierzu ist die Aus­
stellung der Wahlscheine an einer einzigen Stelle in 
jeder Gemeinde und die alphabetische Vormerkung 
der Wahlscheinempfänger erforderlich.

(VI) Die Wahlscheine sind nach Anlage 2 und -2a 
auszustellen. Verlorene Wahlscheine werden nicht 
ersetzt.

(VII) Gegen die Versagung eines Wahlscheines 
ist Beschwerde an die Rechtsaufsichtsbehörde zu­
lässig, die endgültig entscheidet. Die Entscheidun­
gen sind mit möglichster Beschleunigung zu erlas­
sen. Die Entscheidungen sind den Beteiligten durch 
die Gemeindebehörde zu eröffnen und, wenn der 
Wahlschein auszustellen ist, nach Absatz V vor­
zumerken. § 5 (VI) gilt entsprechend.

§ 9 Frist für die Ausstellung von Wahlscheinen
(I) Die Ausstellung von Wahlscheinen ist bis zu 

dem Tage vor dem Wahltag zulässig. Am Wahl­
tage selbst ist sie unzulässig.

(II) Wenn nach Abschluß der Wählerlisten noch 
Wahlscheine ausgestellt werden, hat die Gemeinde­
behörde im Vermerk über den Abschluß der Liste 
die Zahl der verbleibenden Wahlberechtigten rich­
tigzustellen.
§ 10 Ausgabe von Wahlscheinen bei verbundenen 

Wahlen
Werden die Gemeinde- und die Landlcreiswahlen 

gleichzeitig durchgeführt, so ist auf den aus­
gegebenen Wahlscheinen genau ersichtlich zu 
machen, für welche Wahl sie gelten.

4. Wahlleiter 
§ 11

(I) Die Leitung der Gemeindewahl obliegt dem 
ersten Bürgermeister als Gemeindewahlleiter, bei 
seiner Verhinderung seinem Stellvertreter.

(II) Die Leitung der Landkreiswahl obliegt dem 
Landrat als Landkreiswahlleiter, bei seiner Ver­
hinderung seinem Stellvertreter.

(III) Tritt der erste Bürgermeister oder der 
Landrat bei einer Bürgermeister- bzw. Landrats-
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wähl selbst als Bewerber auf, so obliegt dem 
Stellvertreter die Leitung der Wahl. Treten auch 
die Stellvertreter als Bewerber auf, so bestimmt 
die Rechtsaufsichtsbehörde auf Vorschlag des Ver­
tretungskörpers einen Wahlleiter aus der Mitte 
des Gemeinderats bzw. Kreistages.

5. Wahlausschüsse 
§ 12 Bildung der Wahlausschüsse

(I) Für jede Wahl wird ein Wahlausschuß (Ge­
meindewahlausschuß, Landkreiswahlausschuß) gebil­
det, der aus dem Wahlleiter und 4 Vertrauensmännern 
besteht, die der Wahlleiter aus den von den Par­
teien und Wählergruppen auf den Wahlvorschlägen' 
benannten Vertrauensmännern beruft. Dabei sind 
die Beisitzer nach der Bedeutung der Parteien und 
Wählergruppen in den einzelnen Gemeinden aus­
zuwählen; keine Partei oder Wählergruppe soll 
durch mehrere Beisitzer vertreten sein. Für jeden 
Beisitzer wird ein Stellvertreter ernannt.

(II) Bei Landkreiswahlen treten zum Gemeinde­
wahlausschuß noch die Vertrauensmänner derjeni­
gen Parteien und Wählergruppen hinzu, die zur 
Landkreiswahl gültige Wahlvorschläge eingereicht 
haben und nicht schon im Gemeindewahlausschuß 
vertreten sind; erforderlichenfalls benennen die 
Kreisverbände der Parteien und Wählergruppen 
die hinzutretenden Vertrauensmänner.

(III) Wenn ein Wahlausschuß hiernach weniger 
als fünf Mitglieder zählen würde, ergänzt der Wahl­
leiter den Wahlausschuß rechtzeitig vor dem ersten 
Zusammentreffen sowie später im Bedarfsfall auf 
diese Zahl durch Bestimmung von Beisitzern aus 
den Wahlberechtigten der Gemeinde (Gemeinde­
wahlen) bzw. des Landkreises (Landkreiswahlen). 
Auch hier sind die verschiedenen bei der Wahl in 
Betracht kommenden Parteien und Wählergruppen 
zu berücksichtigen.

(IV) Zu den Arbeiten der Wahlausschüsse kön­
nen Hilfsarbeiter beigezogen werden. Diese sind 
nicht Mitglieder der Wahlausschüsse. Sie können 
für ihre Tätigkeit eine Vergütung erhalten.

§ 13 Beschlüsse der Wahlausschüsse
Die Wahlausschüsse sind beschlußfähig, wenn 

außer dem Wahlleiter oder seinem Stellvertreter 
mindestens die Hälfte der Beisitzer anwesend ist. 
Sie entscheiden mit Stimmenmehrheit. Bei Stim­
mengleichheit gibt der Wahlleiter oder sein'Ver­
treter den Ausschlag.

§ 14 Sitzungen der Wahlausschüsse
Ort und Zeit der Sitzungen der Wahlausschüsse 

sind öffentlich bekanntzugeben. Die Sitzungen der 
Wahlausschüsse sind öffentlich. Der Wahlleiter ist 
befugt, Personen, welche hierbei die Ruhe und 
Ordnung stören, aus dem Sitzungsraum zu ver­
weisen.

§ 15 Niederschriften 
über die Wahlausschuß-Sitzungen

Über die Verhandlungen führt ein vom Wahlaus­
schuß bestimmtes Mitglied eine Niederschrift und 
unterzeichnet sie mit dem Wahlleiter.

6. Stimmbezirk 
§ 16 Abgrenzung der Stimmbezirke

(I) Die Stimmbezirke sollen so abgegrenzt wer­
den, daß allen Wahlberechtigten die Teilnahme an 
der Abstimmung möglichst erleichtert wird. Die 
Einwohnerzahl eines Stimmbezirkes darf aber auch 
nicht so gering sein, daß die Geheimhaltung der 
Abstimmung hierdurch ernstlich gefährdet wird. 
Die Einteilung für die Gemeindewahl gilt auch für 
die etwa damit verbundene Landkreiswahl.

(II) Kein Stimmbezirk darf mehr als 2500 Wahl­
berechtigte umfassen. Gemeinden mit mehr als 
2500 Einwohnern sind in Stimmbezirke einzuteilen. 
Auch bei kleineren Gemeinden ist unter der Vor­

aussetzung des Abs. I die Teilung in mehrere 
Stimmbezirke zulässig. Jede Gemeinde muß min­
destens einen Stimmbezirk bilden.

(III) Die Einteilung in Stimmbezirke obliegt, 
wenn eine Gemeindewahl für sich allein stattfindet, 
den Gemeindebehörden, bei Landkreiswahlen sowie 
bei der Verbindung dieser Wahlen mit Gemeinde­
wahlen den Landratsämtern.

(IV) In Großstädten sollen die Gemeindebehörden 
auf Bahnhöfen im Einvernehmen mit der Deut­
schen Bundesbahn besondere Stimmbezirke für die 
Stimmabgabe von verreisenden Ortseinwohnern 
mit Wahlscheinen einrichten.

§ 17 Sonderbestimmungen 
für Kranken- und Pflegeanstalten

Für Kranken- und Pflegeanstalten (öffentliche 
und private Krankenhäuser oder Kliniken, La­
zarette, Entbindungsanstalten, Wöchnerinnenanstal­
ten, Pfründneranstalten, Erholungsheime usw.) mit 
einer größeren Anzahl von Wahlberechtigten, die 
wegen ihres körperlichen Befindens nicht imstande 
sind, einen allgemeinen Abstimmungsraum persön­
lich aufzusuchen, kann die nach § 16 (III) zuständige 
Stelle eigene Stimmbezirke bilden, und zwar ent­
weder eigene Stimmbezirke für jede Anstalt oder 
einen Stimmbezirk für mehrere Anstalten; doch 
darf bei solchen die Zahl der Wahlberechtigten nicht 
so gering sein, daß hierdurch das Wahlgeheimnis 
gefährdet wird.
7. Wahlvorsteher und Wahlvorstände 

§ 18 Bestimmung der Wahlvorsteher
Für jeden Stimmbezirk (§§ 16 und 17) bestimmt 

die Gemeindebehörde einen Wahlvorsteher und 
seinen Stellvertreter. In Gemeinden, die nur einen 
Stimmbezirk bilden, übernimmt der Gemeinde­
wahlleiter die Geschäfte des Wahlvorstehers. In 
Gemeinden mit mehreren Stimmbezirken kann der 
Gemeindewahlleiter in einem der Stimmbezirke die 
Geschäfte des Wahlvorstehers übernehmen.

§ 19 Bildung des Wahlvorstandes
(I) In Gemeinden, die nur einen Stimmbezirk bil­

den, übernimmt der Gemeindewahlausschuß die 
Geschäfte des Wahlvorstandes. In den Gemeinden 
mit mehreren Stimmbezirken bildet die Gemeinde­
behörde für jeden Stimmbezirk einen Wahlvorstand; 
sie beruft in diesen außer dem Stellvertreter des 
Wahlvorstehers drei bis sechs Beisitzer aus den 
Wahlberechtigten möglichst des betreffenden Stimm­
bezirks unter weitestgehender Berücksichtigung der 
Vorschläge der verschiedenen Parteien oder Wäh­
lergruppen, ferner einen Schriftführer, der auch aus 
den übrigen Wahlberechtigten der Gemeinde be­
rufen werden kann. Die Gemeindebehörde ladet die 
Mitglieder des Wahlvorstandes kurz vor dem Wahl­
tag zu rechtzeitigem Erscheinen zu der Wahlhand­
lung ein.

(II) Die Mitglieder des Wahlvorstandes haben bei 
der Führung der Geschäfte strengste Unparteilich­
keit zu beachten; sie sind vom Wahlvorsteher 
darauf aufmerksam zu machen, daß sie ihre Tätig­
keit als Wahlbehörde und nicht als Vertreter ihrer 
Parteien oder Wählergruppen auszuüben haben. Sie 
haben keinen Anspruch auf Vergütung. Die Bei­
ziehung von Hilfsarbeitern ist zulässig (§ 12 IV).

§ 20 Tätigkeit des Wahlvorstandes
(I) Erscheinen bei Beginn der Wahl nicht min­

destens sechs Mitglieder des Wahlvorstandes, so 
ergänzt ihn der Wahlvorsteher aus den anwesen­
den Wahlberechtigten auf diese Zahl.

(II) Die Mitglieder des Wahlvorstandes unter­
stützen den Wahlvorsteher bei der Durchführung 
der Wahlhandlung und bei der Ermittlung und 
Feststellung des Wahlergebnisses.

(III) Während der ganzen Dauer der Wahl müssen 
stets mindestens vier Mitglieder des Wahlvorstandes 
anwesend sein, darunter stets der Wahlvorsteher
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oder sein Stellvertreter. Nötigenfalls ist der Wahl­
vorstand während der Abstimmung auf diese Zahl 
von Mitgliedern zu ergänzen. Ist der Schriftführer 
vorübergehend abwesend, so ist ein -.ndereo ' "‘-Mied 
des Wahlvorstandes mit seiner Vertretung zu be­
trauen.

(IV) Der Wahlvorstand entscheidet mit Stimmen­
mehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt der Wahlvor­
steher oder sein Stellvertreter den Ausschlag.

(V) Über die Wahlhandlung hat der Schriftführer 
eine Niederschrift, und zwar bei Verbindung mehre­
rer Wahlen für jede gesondert, aufzunehmen. Sie ist 
von sämtlichen Mitgliedern des Wahlvorstandes zu 
unterzeichnen. Die vom Wahlvorstand gefaßten Be­
schlüsse sind darin niederzulegen; soweit sie nicht 
einstimmig gefaßt werden, ist das Stimmenverhältnis 
anzugeben.

8. Abstimmungsräume 
§ 21

(I) Bei der Bestimmung der Wahlvorsteher be­
zeichnet die Gemeindebehörde auch den Abstim­
mungsraum, der aus mehreren zusammenhängenden 
Räumen bestehen kann.

(II) Die Abstimmungsräume sind nach Möglichkeit 
in Gebäuden oder Anstalten der Gemeinden einzu­
richten.

9. Wahlurnen 
§ 22

(I) Zur Sammlung und Verwahrung der Stimm­
zettel während der Stimmabgabe dient die Wahl­
urne. Sie muß rechteckig und mit einem Deckel ver­
sehen sein. Ihre innere Höhe muß mindestens 90 cm 
und der Abstand jeder Wand von der gegenüber­
liegenden Wand mindestens 35 cm betragen. Im 
Deckel muß die Wahlurne einen Spalt haben, der 
nicht weiter als 2 cm sein darf. In Kranken- und 
Pflegeanstalten (§ 17) können kleinere Wahlurnen 
verwendet werden.

(II) Bei Verbindung von Gemeinde- und Land­
kreiswahlen ist die Benützung von zwei getrennten 
Wahlurnen zulässig.
10. Abstimmungsschutzvorrichtungen 

§ 23
(I) In jedem Abstimmungsraum stellt die Ge­

meindebehörde einen oder mehrere Tische mit Ab­
stimmungsschutzvorrichtungen auf, die so beschaffen 
sein müssen, daß jeder Wahlberechtigte unter ihrem 
Schutze seinen Stimmzettel unbeobachtet behandeln 
kann.

(II) In den Schutzvorrichtungen sollen Bleistifte 
bereitliegen, die an Bindfäden oder sonstwie be­
festigt sind.

(III) In der Schutzvorrichtung darf sich, von den 
Fällen des § 48 (II) abgesehen, stets nur ein Wahl­
berechtigter befinden. Dieser soll nur so lange darin 
verweilen, als unbedingt notwendig ist.

11. Stimmzettel
§ 24 Äußere Beschaffenheit der Stimmzettel

(I) Die Stimmzettel sollen von weißem oder weiß­
lichem Papier sein und keine Kennzeichen tragen. 
Auch Zeitungspapier ist zulässig. Im einzelnen 
Stimmbezirk dürfen die Stimmzettel nach Papierart 
und Farbe nicht wesentlich voneinander abweichen.

(II) Bei Verbindung mehrerer Wahlen müssen sich 
die Stimmzettel für die verschiedenen Abstimmun­
gen durch ihre Farbe deutlich unterscheiden.

(III) Die Stimmzettel sind ohne Wahlumschläge 
abzugeben. Papierart, Form und Ausführung der 
Stimmzettel sind aber so zu wählen, daß die Ge­
heimhaltung der Wahl gewährleistet ist.

§ 25 Herstellung der Stimmzettel
(I) Die Stimmzettel sind in einheitlicher Ausfüh­

rung nach den Anlagen 3 bis 14 amtlich herzustellen. 
Die Herstellung hat hinsichtlich der Gemeindewahlen 
die Gemeindebehörde, hinsichtlich der Landkreis­

wahlen das Landratsamt zu veranlassen. Die Stimm­
zettel sind den Wahlvorstehern in entsprechender 
Menge rechtzeitig zur Abgabe an die Wähler während 
der Abstimmung zu übermitteln. Einzelne Stücke 
der Stimmzettel können zwecks Unterweisung der 
Wähler vorher an vertrauenswürdige Personen ab­
gegeben werden, nachdem sie durch Aufdruck oder 
Stempel für die Stimmabgabe unbrauchbar gemacht 
wurden.

(II) Bei Verbindung von Gemeindewahlen und 
Landkreiswahlen bestimmt das Landratsamt die 
Farbe der Stimmzettel für beide Wahlen.

12. Dauer der Abstimmung 
§ 26

(I) Die Abstimmung dauert von 8 bis 18 Uhr.
(II) Für Bahnhofstimmbezirke (§ 16 IV) kann die 

Gemeindebehörde die Wahlzeit nach den tatsäch­
lichen Bedürfnissen abweichend festsetzen.

(III) Den Wahlberechtigten, die sich am Wahltag 
während der allgemeinen Wahlzeit außerhalb des 
Gemeindegebietes, bei Landkreiswahlen außerhalb 
des Kreisgebietes aufhalten, ist Gelegenheit zu 
geben, daß sie in einem Abstimmungsraum ihre 
Stimme auch bis zu 2 Stunden vor und nach der 
allgemeinen Wahlzeit abgeben können.

13. Abstimmungsbekanntmachung 
§ 27

(I) Spätestens am achten Tage vor der Wahl gibt 
der Gemeindewahlleiter die Einteilung der Gemeinde 
in Stimmbezirke, die Wahlräume, die Namen der 
Wahlvorsteher und ihrer Stellvertreter, den Tag, 
die Stunde und die Dauer der Wahl in ortsüblicher 
Weise bekannt. Findet eine Gemeindewahl zusam­
men mit der Landkreiswahl oder eine Landkreiswahl 
für sich allein statt, erläßt das Landratsamt die Be­
kanntmachung.

(II) Abschrift oder Abdruck der Bekanntmachung 
ist den Verhandlungen über die Gemeinde- oder 
Landkreiswahl beizufügen.

II. Wahlvorschläge
§ 28 Frist für die Einreichung der Wahlvorschläge

(I) Der Wahlleiter gibt spätestens am 35. Tage vor 
der Wahl die Art und Anzahl der zu wählenden 
Personen (erster Bürgermeister, Gemeinderatsmit­
glieder, Landrat, Kreisräte) in der aus § 40 ersicht­
lichen Weise bekannt und fordert dabei zur Ein­
reichung von Wahlvorschlägen für die Wahl des 
ersten Bürgermeisters und der Gemeinderatsmit­
glieder (Gemeindewahl) bzw. des Landrats und der 
Kreisräte (Landkreiswahl) bis zum 21 Tage vor dem 
Wahltage, 18 Uhr, auf. In der Bekanntmachung ist 
anzugeben, wo der Wahlleiter die Wahlvorschläge 
entgegennimmt, und darauf hinzuweisen, daß bei 
Gemeinderats- oder Kreistagswahlen Mehrheitswahl 
stattfindet, wenn kein oder nur ein gültiger Wahl­
vorschlag eingereicht wird und daß bei der Wahl 
des ersten Bürgermeisters oder des Landrats die 
Wahl ohne Bindung an einen vorgeschlagenen Be­
werber stattfindet, wenn nur ein gültiger oder über­
haupt kein gültiger Wahlvorschlag eingereicht wird.

(II) Bei der Aufforderung zur Einreichung der 
Wahlvorschläge hat der Wahlleiter darauf hinzu­
weisen, daß die Parteien und Wählergruppen bei 
Aufstellung der Wahlvorschläge nach den Vorschrif­
ten der §§ 30—34 verfahren müssen.

§ 29 Einreichung der Wahlvorschläge
(I) Die Wahlvorschläge sind mit allen erforder­

lichen Unterlagen spätestens bis zum 21. Tag vor 
dem Wahltag, 18 Uhr, bei dem zuständigen Wahl­
leiter einzureichen. Eine Verlängerung der Frist und 
eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen 
die Versäumnis ist nicht möglich.

(II) Der Wahlleiter hat den Zeitpunkt der Ein­
reichung der Wahl Vorschläge auf diesen zu ver­
merken.
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(III) Bis zum 21. Tage vor der Wahl, 18 Uhr, ist 
jede beliebige Änderung in den Wahlvorschlägen 
zulässig.

§ 30 Aufstellung der Wahlvorschläge zur Wahl 
des Gemeinderats und des Kreistags

(I) Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe 
aufgestellten Bewerber müssen in einer zu diesem 
Zweck einberufenen Versammlung von Mitgliedern 
oder Anhängern der Partei bzw. Angehörigen der 
Wählergruppe in geheimer, schriftlicher Abstimmung 
gewählt werden. Bei den Gemeinderatswahlen kön­
nen für Gemeinden mit mehreren Stimmbezirken 
die Bewerber durch eine für den Wahlkreis ein- 
berufene Versammlung von Delegierten, die von Mit­
gliedern einer Partei oder Angehörigen einer Wäh­
lergruppe gewählt sind, in geheimer, schriftlicher 
Abstimmung aufgestellt werden. Das gleiche gilt bei 
der Wahl der Kreisräte für den Landkreis.

(II) Die Versammlung beschließt darüber, ob Be­
werber und bejahendenfalls welche Bewerber bis zu 
dreimal im Wahlvorschlag aufgeführt werden sol­
len (Häufelung) und setzt die Reihenfolge der Be­
werber unter Beachtung von § 31 Satz 4 fest. Die 
Versammlung soll auch eine Regelung für den Fall 
treffen, daß Bewerber ihre Zustimmung zur Auf­
stellung im Wahlvorschlag zurückziehen (§ 19 Abs. 3 
GWG) und eine Ersatzaufstellung nicht mehr in 
einer Versammlung vorgenommen werden kann. 
Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgege­
benen gültigen Stimmen erhält. Erlangt kein Be­
werber diese Mehrheit, so findet Stichwahl unter 
den zwei Bewerbern statt, die im ersten Wahlgang 
die meisten Stimmen erhalten haben. Im zweiten 
Wahlgang ist der Bewerber gewählt, der von den 
abgegebenen gültigen Stimmen die höchste Stim­
menzahl erreicht; bei Stimmengleichheit entschei­
det das Los.

(III) Über diese Versammlungen sind Nieder­
schriften aufzunehmen, die von zehn Wahlberech­
tigten, die in der betreffenden Gemeinde bzw. im 
Landkreis wohnen und an der Wahlversammlung 
teilgenommen haben, eigenhändig zu unterzeichnen 
sind. Da die Unterzeichnung nur die Bedeutung 
einer Bestätigung der Richtigkeit hat, können auch 
Bewerber die Niederschrift unterzeichnen, wenn sie 
an der Versammlung teilgenommen haben. Aus der 
Niederschrift müssen Ort und Zeit der Versamm­
lung, die Zahl der Teilnehmer und der Gang der 
Wahlhandlung ersichtlich sein. Die Niederschrift ist 
dem Wahlvorschlag beizulegen.

§ 31 Anzahl der Bewerber 
Zur Wahl des Gemeinderats oder Kreistags darf 

jeder Wahlvorschlag höchstens soviel Bewerber ent­
halten, als Gemeinderatsmitglieder oder Kreisräte 
zu wählen sind. Wenn Bewerber im Wahlvorschlag 
gehäufelt werden, verringert sich die Bewerberzahl 
entsprechend. In Gemeinden bis zu 3000 Einwohnern 
kann bei Gemeinderatswahlen vorbehaltlich der Be­
stimmung in § 35 (III) die Zahl der Bewerber im 
Wahlvorschlag bis auf das Doppelte der zu wählen­
den Gemeinderatsmitglieder erhöht werden. Die 
mehrfach aufgeführten Bewerber erscheinen im 
Wahlvorschlag vor den übrigen Bewerbern, wobei 
doppelt gehäufelte Bewerber im Anschluß an drei­
fach gehäufelte Bewerber aufzuführen sind. Die 
Häufelung im Wahlvorschlag darf nur durch Wie­
derholung des Bewerbernamens, nicht durch Bei­
fügung einer Zahl erfolgen.

§ 32 Inhalt der Wahlvorschläge
(I) Zur Wahl des Gemeinderats oder Kreistags 

muß jeder Wahlvorschlag enthalten:
1. ein Kennwort durch Angabe der Partei oder 

Wählergruppe oder durch eine sonstige Bezeich­
nung (Art. 19 Abs. 5 GWG). Nicht zu beanstanden 
sind in letzterem Fall allgemein gebräuchliche

Wortzusammenfassungen. Bei gemeinsamen Wahl­
vorschlägen kann das Kennwort aus mehreren Wor­
ten bestehen. Der Name einer bereits bestehen­
den Partei oder Wählergruppe darf von einer 
anderen als Kennwort nicht verwendet werden. 
Werden von Parteien oder Wählergruppen Wahl­
vorschläge mit gleichem Kennwort eingereicht, 
so ist zur Unterscheidung des zuerst eingereich­
ten Vorschlags bei den übrigen Vorschlägen ein 
Zusatz erforderlich.

2. die Angabe der sämtlichen Bewerber in erkenn­
barer Reihenfolge entsprechend der Aufstellung 
in der Niederschrift über die Wahlversammlung 
(§ 30 III) nach Vor- und Zunamen, Geburtstag, 
Stand oder Beruf (d. h. die gegenwärtig ausge­
übte hauptberufliche Tätigkeit), Wohnort und — 
falls zur Unterscheidung erforderlich — Woh­
nung, ferner mit der im Wahlvorschlag selbst 
oder in einer Anlage enthaltenen Erklärung der 
Bewerber, daß sie der Aufnahme ihrer Namen in 
den Wahlvorschlag zustimmen und daß sie nicht 
i. S. von Art. 5 Abs. 4 GWG verurteilt sind, 
schließlich mit der gemeindlichen Bestätigung der 
Wählbarkeit des Bewerbers (Art. 5 GWG), bei 
Landkreiswahlen auch mit der gemeindlichen Be­
stätigung über das Alter der Bewerber und ihren 
Eintrag in die Wählerliste. Jeder Bewerber kann 
nur in einem Wahlvorschlag enthalten sein. Die 
Reihenfolge ist erkennbar, wenn sie aus dem In­
halt des Wahlvorschlags ohne Zweifel festgestellt 
werden kann.

3. bei Wahlvorschlägen politischer Parteien minde­
stens 10 Unterschriften, in Gemeinden mit mehr 
als 10 000 Einwohnern sowie für Landkreiswah­
len mindestens 20 Unterschriften; bei Wahlvor­
schlägen von Wählergruppen mindestens viermal 
so viele Unterschriften als Gemeinderatsmitglie­
der bzw. Kreisräte zu wählen sind. Die Unter­
schriften müssen eigenhändig auf dem Wahlvor­
schlag selbst oder auf Blättern, die mit diesem 
fest verbunden sind, abgegehen werden. Die Un­
terzeichner müssen Vor- und Zunamen, Stand 
oder Beruf, Wohnort oder Wohnung angeben ur.d 
in der betreffenden Gemeinde bzw. im Landkreis 
wahlberechtigt sein; für die Landkreiswahl muß 
die Bestätigung der Gemeindebehörde beigebracht 
werden, daß die Unterzeichner des Wahlvor­
schlags in die Wählerliste eingetragen sind. Die 
Zurückziehung oder der sonstige Wegfall einzel­
ner Unterschriften ist, vorbehaltlich der Bestim­
mung des § 38, wirkungslos. Jeder Wahlberech­
tigte kann nur einen Wahlvorschlag unterzeich­
nen Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags 
durch die Bewerber selbst ist unzulässig.
(II) Jeder Wahlvorschlag soll weiter einen mög­

lichst am Sitz des Wahlleiters wohnhaften Ver­
trauensmann und einen Stellvertreter bezeichnen. 
Fehlt diese Bezeichnung, so gilt der erste Unter­
zeichner als Vertrauensmann, der zweite als sein 
Stellvertreter. Der Vertrauensmann und der Stell­
vertreter können durch schriftliche Erklärung der 
Mehrheit der Unterzeichner des Wahl Vorschlags ge­
genüber dem Wahlleiter abberufen oder durch an­
dere ersetzt werden. Der Vertrauensmann oder sein 
Stellvertreter, jeder für sich, sind berechtigt, ver­
bindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzuge­
ben und entgegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die 
Erklärung des Vertrauensmanns.

(III) Die Unterschriften können, müssen aber 
nicht vor der Gemeindebehörde abgegeben werden. 
Die gemeindlichen Amtshandlungen aus diesem An­
laß sind gebührenfrei.

§ 33 Wahlvorschläge zur Wahl des ersten.
Bürgermeisters und des Landrats

(I) Der von einer Partei oder Wählergruppe für 
die Bürgermeisterwahl aufgestellte Bewerber muß
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in einer zu diesem Zweck einberufenen Versamm­
lung von Mitgliedern oder Anhängern der Partei 
bzw Angehörigen der Wählergruppe in geheimer, 
schriftlicher Abstimmung gewählt werden. Bei Ge­
meinden mit mehreren Stimmbezirken kann der 
Bewerber auch durch eine für den Wahlkreis ein- 
berufene Versammlung von Delegierten, die von 
Mitgliedern einer Partei oder Angehörigen einer 
Wählergruppe gewählt worden sind, in geheimer, 
schriftlicher Abstimmung aufgestellt werden. Satz 1 
gilt auch für die Landratswahl mit der Maßgabe, 
daß die Aufstellung des Bewerbers in einer Ver­
sammlung zu erfolgen hat. zu der die Mitglieder 
einer Partei oder die Angehörigen einer Wähler­
gruppe bzw. die Delegierten aus dem Wahlkreis, 
einzuberufen sind.

(II) Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der ab­
gegebenen gültigen Stimmen erhält. Erlangt kein 
Bewerber diese Mehrheit, so findet Stichwahl unter 
den zwei Bewerbern statt, die im ersten Wahlgang 
die meisten Stimmen erhalten haben. Im zweiten 
Wahlgang ist der Bewerber gewählt, der von den 
abgegebenen gültigen Stimmen die höchste Stimmen­
zahl erreicht, bei Stimmengleichheit entscheidet das 
Los. Die Versammlung soll auch eine Regelung für 
den Fall treffen, daß ein Bewerber seine Zustim­
mung zur Aufstellung im Wahlvorschlag zurückzieht 
(§ 28 Abs. 4 GWG) und eine Ersatzaufstellung nicht 
mehr in einer Versammlung vorgenommen werden 
kann.

(III) Wird ein Bewerber von mehreren Parteien 
oder Wählergruppen aufgestellt, so ist er entweder 
in einer gemeinsamen Versammlung von den Mitglie­
dern der Parteien oder den Angehörigen der Wähler­
gruppen oder in getrennten Versammlungen in ge­
heimer, schriftlicher Abstimmung zu wählen (Art. 28 
Abs. 3 GWG). Abs. I Satz 2 und Abs. II finden An­
wendung. Beabsichtigen demnach mehrere Parteien 
oder Wählergruppen, einen gemeinschaftlichen Be­
werber zur Wahl des ersten Bürgermeisters oder des 
Landrats aufzustellen, so sind folgende Verfahrens­
arten möglich:
1. Der Bewerber wird in einer gemeinsamen Mit­

glieder- oder Delegiertenversammlung der in Be­
tracht kommenden politischen Parteien und Wäh­
lergruppen aufgestellt, die dementsprechend einen 
gemeinsamen Wahlvorschlag einreichen.

2. Die in Betracht kommenden Parteien oder Wäh­
lergruppen einigen sich formlos auf einen Be­
werber, der in getrennten Wähler- oder Dele­
giertenversammlungen aufgestellt wird, und rei­
chen dementsprechend getrennte Wahlvorschläge 
ein. Der mehrfach vorgeschlagene Bewerber muß 
dann gemäß § 36 Abs. II Satz 1 dem Wahlleiter 
die Erklärung abgeben, für welchen Wahlvorschlag 
er sich entscheidet oder ob er als gemeinsamer 
Bewerber auftreten will. Im letzten Fall müssen 
die Vertrauensleute der beteiligten Parteien oder 
Wählergruppen eine Erklärung abgeben, daß sie 
dem zustimmen.

(IV) Über die Versammlung sind Niederschriften 
aufzunehmen, für welche die Bestimmungen des 
§ 30 (III) gelten.

(V) Für die Wahlvorschläge gilt weiter folgendes: 
1. Der Wahlvorschlag muß die Angabe des Bewer­

bers enthalten mit Vor- und Zunamen, Geburts­
tag, Stand oder Beruf (d. h. die gegenwärtig 
ausgeübte hauptberufliche Tätigkeit), Wohnort 
und — falls zur Unterscheidung erforderlich — 
Wohnung, ferner mit der im Wahlvorschlag selbst 
oder in einer Anlage enthaltenen Erklärung des 
Bewerbers, daß er der Aufnahme seines Namens 
in den Wahlvorschlag zustimmt und daß er we­
der i. S. von Art. 5 Abs. 4 GWG verurteilt ist 
noch die Wählbarkeitsausschließungsgründe des 
Art. 29 Abs. 3 GWG bei ihm vorliegen, schließ­
lich mit der gemeindlichen Bestätigung der Wähl­
barkeit des Bewerbers (Art. 5 und 29 Abs. 3

GWG), bei der Landratswahl auch mit der ge­
meindlichen Bestätigung über das Alter des Be­
werbers. Jeder Wahlvorschlag darf nur einen 
Bewerber enthalten.

2. Wahlvorschläge von Parteien müssen mindestens 
10 Unterschriften enthalten, in Gemeinden mit 
mehr als 10 000 Einwohnern sowie bei Land­
ratswahlen mindestens 20 Unterschriften; Wahl­
vorschläge von Wählergruppen müssen minde­
stens viermal soviel Unterschriften enthalten als 
die Zahl der ehrenamtlichen Gemeinderatsmit­
glieder nach Art. 16 GWG bzw. der Kreisräte 
nach Art 2 LKrWG beträgt. Die Unterschriften 
müssen eigenhändig auf dem Wahlvorschlag 
selbst oder auf Blättern, die mit diesem fest 
verbunden sind, abgegeben werden. Die Unter­
zeichner müssen Vor- und Zunamen, Stand oder 
Beruf, Wohnort oder Wohnung angeben und in 
der betreffenden Gemeinde bzw. im Landkreis 
wahlberechtigt sein; für die Landratswahl muß 
die Bestätigung der Gemeindebehörde bei­
gebracht werden, daß die Unterzeichner des 
Wahlvorschlags in die Wählerliste eingetragen 
sind. Die Zurückziehung oder der sonstige Weg­
fall einzelner Unterschriften ist, vorbehaltlich 
der Bestimmung des § 38, wirkungslos. Jeder 
Wahlberechtigte kann nur einen Wahlvorschlag 
unterzeichnen; die Unterzeichnung des Wahlvor­
schlags durch den Bewerber selbst ist unzulässig.

3. Ein Kennwort für den Wahlvorschlag ist nicht 
notwendig (Art. 28 Abs. 5 Satz 1 GWG). Für das 
Kennwort gelten die Bestimmungen des § 32 (I) 
£iff. 1. Ist ein Bewerber von mehreren Parteien 
oder Wählergruppen aufgestellt, so führt der 
Wahl'vorschlag nur dann ein Kennwort, wenn 
eine schriftliche Erklärung hierüber, die von den 
beteiligten Parteien oder Wählergruppen und 
dem Bewerber unterzeichnet ist, dem Wahlvor­
schlag beigefügt wird (Art. 28 Abs. 5 Satz 2 
GWG).

4. Bezüglich des Vertrauensmannes für den Wahl­
vorschlag gilt § 32 (II).

5. Eine Partei oder Wählergruppe kann ihren Wahl­
vorschlag zur Wahl des Bürgermeisters bzw. des 
Landrats mit ihrem Wahlvorschlag zur Ge­
meinderats- bzw. Kreistagswahl in der Weise 
vereinigen, daß in einem Abschnitt A der Be­
werber zur Wahl des Bürgermeisters bzw. des 
Landrats und in einem Abschnitt B die Bewer­
ber zur Gemeinderats- bzw Kreistagswahl auf­
geführt werden. Für den zusammengefaßten 
Wahlvorschlag genügt die Benennung nur eines 
Vertrauensmannes; Unterschriften in der Zahl 
nach Ziff. 2 sind nur einmal beizubringen.

6. § 32 (III) findet Anwendung.

§ 34 Verbindung von Wahlvorschlägen
(I) Zur Wahl des Gemeinderats ist die Verbin­

dung von Wahlvorschlägen zulässig, ebenso zur 
Wahl des Kreistags. Der Wahlvorschlag muß in 
diesem Falle eine entsprechende Erklärung der Un­
terzeichner enthalten. Die Erklärung muß bis zur 
Beschlußfassung nach § 37 abgegeben sein.

(II) Jeder Wahlvorschlag kann mit einem oder 
mehreren Wahlvorschlägen verbunden werden. Ver­
bünde Wahlvorschläge können nur gemeinsam ab­
geändert oder zurückgenommen werden. Die Ver­
bindung kann nur gemeinsam aufgehoben werden. 
§ 35 Nachfrist für die Einreichung weiterer Wahl­
vorschläge und die Ergänzung von Wahlvorschlägen

(I) Über die Zahl und den Inhalt der Wahlvor­
schläge hat der Wahlleiter auf Verlangen allen Be­
teiligten jederzeit Aufschluß zu erteilen. Am 
20. Tage vor dem Wahltag hat der Wahlleiter durch 
Anschlag für die Gemeindewahl am Gemeindebrett, 
für die Landkreiswahl an der Amtstafel des Land­
ratsamtes, bekanntzugeben, wie viele Wahlvor-
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schlage eingereicht worden sind und welches Kenn­
wort sie tragen und im Falle des Abs. (II) auf die 
Möglichkeit der Einreichung weiterer Wahlvor- 
echläge und der Ergänzung bereits vorliegender 
Wahlvorschläge hinzuweisen. In Gemeinden bis zu 
3000 Einwohnern ist für die Wahl der Gemeinde- 
ratsmitglieder in der Bekanntmachung außerdem 
anzugeben, wie viele Bewerber der Wahlvorschlag 
mit den meisten Bewerbern enthält.

(II) Wenn mindestens ein Wahlvorschlag einge­
reicht worden ist, ist bis zum 14. Tage vor dem 
Wahltag, 18 Uhr, noch die Einreichung weiterer 
Wahlvorschläge sowie die Ergänzung bereits vorlie­
gender Wahlvorschläge, nicht aber die Zurück­
nahme von Wahlvorschlägen zulässig.

(III) Fehlende Unterschriften auf Wahlvorschlä­
gen und auf Niederschriften können nicht nachge­
bracht werden. Als Ergänzungen kommen nur in 
Betracht:
1. die Ersetzung eines Bewerbers, der seine Zu­

stimmung zur Aufstellung im Wahlvorschlag zu­
rückgenommen hat (Art. 19 Abs. 3 Satz 2, 28 
Abs. 4 Satz 2 GWG), durch einen anderen Be­
werber; die Erklärung eines Bewerbers über die 
Zurücknahme seiner Zustimmung hat der Wahl­
leiter unverzüglich dem Vertrauensmann des be­
treffenden Wahlvorschlags mitzuteilen; für die 
Benennung des neuen Bewerbers muß das nach 
Art. 19 Abs. 6 GWG, § 30 GWO bzw. Art. 28 
Abs. 2 und 3 GWG, § 33 GWO vorgeschriebene 
Verfahren nicht eingehalten werden;

2. die nachträgliche Vorlage fehlender Zustim- 
mungserklärungen von Bewerbern (§ 32 I ZifJ. 2, 
§ 33 V Ziff. 1); Bewerber, deren Zustimmungs­
eiklärung fehlt, hat der Wahlleiter zur Erklä­
rung aufzufordern mit dem Beifügen, daß widri­
genfalls der Wahlvorschlag insoweit ungültig ist;

3. die Vermehrung der Zahl der Bewerber. Inner­
halb der Nachfrist können noch weitere Bewer­
ber für bereits vorliegende Wahlvorschläge bis 
zur zulässigen Höchstzahl benannt werden. In 
Gemeinden bis zu 3000 Einwohnern dürfen Wahl­
vorschläge unter Beachtung des § 31 (II) über die 
Zahl der zu wählenden Gemeinderatsmitglieder 
hinaus nur so viele weitere Bewerber enthalten, 
als der Wahlvorschlag aufweist, der unter den 
vor der Nachfrist eingereichten Wahlvorschlägen 
die meisten Bewerber enthält; vor der Nachfrist 
eingereichte Wahlvorschläge können bis zum Ab­
lauf der Nachfrist auf diese Bewerberhöchstzahl 
aufgefüllt werden.
(IV) Wenn am 14 Tage vor dem Wahltag, 18 Uhr, 

für eine Gemeinderats- oder Kreistagswahl nur ein 
Wahlvorschlag vorliegt, so ist der Vertrauensmann 
sofort darauf hinzuweisen, daß die Bewerberzahl 
bis zur Beschlußfassung über den Wahlvorschlag 
(am 9. Tage vor der Wahl) auf das Doppelte der 
Zahl der zu wählenden Vertreter vermehrt werden 
kann. Zugleich ist der Vertrauensmann darauf auf­
merksam zu machen, daß eine etwa im Wahlvor­
schlag vorgenommene Häufelung einzelner Bewer­
ber (§ 31) gegenstandslos geworden ist.

§ 36 Mängelbeseitigung
(I) Binnen 24 Stunden hat der Wahlleiter die bei 

ihm rechtzeitig eingereichten Wahlvorschläge mit 
den Unterlagen zu prüfen.

(II) Ein Bewerber, dessen Name auf mehreren 
Wahlvorschlägen der gleichen Wahl enthalten ist, 
muß auf Aufforderung hin dem Wahlleiter erklären, 
für welchen Wahlvorschlag er sich entscheidet; unter­
läßt er diese Erklärung, so wird sein Name in allen 
Wahlvorschlägen gestrichen. Dasselbe gilt vorbehalt­
lich der Bestimmung in § 33 (V) Ziff. 5, wenn ein 
Wahlberechtigter mehrere Wanlvorschläge unter­
zeichnet hat. Es ist zulässig, daß ein Wahlberech­
tigter, der als Bewerber für die Wahl zum ersten 
Bürgermeister oder Landrat in Betracht kommt, in

den Wahlvorschlag für die Gemeinderatsmitglieder 
oder Kreisräte aufgenommen wird.

(III) Der Wahlleiter hat unverzüglich die Ver­
trauensleute der Wahlvorschläge unter Hinweis auf 
die nachfolgend genannte Frist zur Beseitigung der 
von ihm bei der Prüfung an den rechtzeitig ein­
gereichten Unterlagen festgestellten Mängel aufzu­
fordern. Mängel der Wahlvorschläge müssen späte­
stens am zehnten Tage vor dem Wahltag, 18 Uhr, 
behoben sein.

(IV) Bis zum gleichen Zeitpunkt sind auch noch 
Änderungen der Wahlvorschläge insoweit zulässig, 
als sie durch den Wegfall von Bewerbern veranlaßt 
sind. Für die Benennung neuer Bewerber muß das 
nach Art. 19 Abs. 6 GWG, § 30 GWO bzw. Art. 28 
Abs. 2 und 3 GWG, § 33 GWO vorgeschriebene Ver­
fahren nicht eingehalten werden. Die Vermehrung 
der Zahl der Bewerber ist nach Ablauf der Nach­
frist des § 35 nicht mehr zulässig.

§ 37 Beschlußfassung über die Wahlvorschläge
(I) Am neunten Tage vor dem Wahltag entscheidet 

der Wahlausschuß endgültig über die Zulassung, die 
Gültigkeit und die Reihenfolge der bei dem Wahl­
leiter eingereichten Wahlvorschläge und etwaiger 
Erklärungen nach § 34. Der Wahlausschuß hat zur 
Beschlußfassung zusammenzutreten, auch wenn nur 
ein Wahlvorschlag vorliegt. Die Vertrauensmänner 
der Wahlvorschläge sind auch bei der Entscheidung 
über den eigenen Wahlvorschlag stimmberechtigt.

(II) Die Entscheidungen sind dem Vertrauensmann 
des Wahlvorschlags bei vollständiger oder teilweiser 
Zurückweisung des Wahlvorschlags unter Angabe 
der Gründe mündlich oder schriftlich zu eröffnen.

§ 38 Zurücknahme von Wahlvorschlägen
Die Zurücknahme von Wahlvorschlägen im ganzen 

ist nach der Beschlußfassung (§ 37) nicht mehr zu­
lässig. Sie erfordert die gemeinsame schriftliche Er­
klärung des Vertrauensmannes und seines Stellver­
treters oder die schriftliche Erklärung der Mehrheit 
der Unterzeichner der Wahlvorschläge. Bezüglich der 
Zurücknahme von Zustimmungserklärungen einzel­
ner Bewerber gilt Art. 19 Abs. 3 Satz 2 bzw. Art. 28 
Abs. 4 Satz 2 GWG, § 35 (III) Ziff. 1 GWO.

§ 39 Ungültige Wahlvorschläge
(I) Ungültig sind Wahlvorschläge,

1. wenn sie nicht rechtzeitig eingereicht worden sind 
(§ 28 I),

2. bei Gemeinderats- und Kreistagswahlen, wenn sie 
kein Kennwort in der vorgeschriebenen Form ent­
halten (§ 32 I Ziff. 1),

3. wenn sie nicht von der vorgeschriebenen Zahl 
wahlberechtigter Personen eigenhändig unter­
zeichnet sind (§§ 32 I, Ziff. 3, 33 V Ziff. 2 und 5),

4. wenn die Niederschrift über die Wahlversamm­
lung nicht beigebracht ist (§§ 30 III, 33 IV),

5. wenn die Niederschrift nicht die vorgeschriebenen 
Angaben (§§ 30 III, 33 IV) enthält oder wenn die 
Niederschrift erkennen läßt, daß bei der Wahl der 
Bewerber das für die Wahlhandlung vorgeschrie­
bene Verfahren nicht beachtet wurde,

6. bei Bürgermeister- und Landratswahlen, wenn 
die vorgeschriebene Zustimmungserklärung des 
Bewerbers (§ 33 V Ziff 1) nicht vorliegt.
(II) Teilweise ungültig sind Wahlvorschläge,

1. soweit darin nichtwählbare Personen bezeichnet 
sind,

2. soweit die Bewerber nicht deutlich bezeichnet 
oder nicht in erkennbarer Reihenfolge aufgeführt 
sind (§§ 32 I Ziff. 2, 33 V Ziff. 1),

3. soweit darin mehr Bewerber bezeichnet sind als 
zulässig ist (§§ 31, 35 III), wobei die über die zu­
lässige Zah) hinaus vorgeschlagenen Bewerber in 
ihrer Reihenfolge zu streichen sind,
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4. bei Gemeinderats- und Kreistagswahlen, soweit
nicht die vorgeschriebene Zustimmungserklärung
der Bewerber vorliegt (§ 32 I ?iff. 2).
(III) Ungültige Wahlvorschläge sind im ganzen 

zurückzuweisen.' In teilweise ungültigen Wahlvor­
schlägen sind die ungültigen Eintragungen zu strei­
chen. Die Streichungen sind zu beurkunden.

§ 40 Bekanntgabe der Wahlvorschläge
(I) Unmittelbar nach der Beschlußfassung über die 

Wahl Vorschläge hat der Wahlleiter die als gültig an­
erkannten Wahlvorschläge in der von ihm beschlos­
senen Zusammensetzung mit den Angaben in §§ 32
(I) Ziff. 1 und 2, 33 (V) Ziff. 1 und 3 und 34 (I) be­
kanntzugeben, und. zwar für die Gemeindewahl in 
ortsüblicher Weise, für die Landkreiswahl im Amts­
blatt des Landratsamtes. Dabei ist die Bedeutung 
der Vorschläge kurz zu erläutern. Auf die Art der 
Ausübung des Stimmrechts ist hinzuweisen. Ins­
besondere ist auch bekanntzugeben, über wie viele 
Stimmen der Wahlberechtigte verfügt.

(II) Die Bekanntgabe der Wahlvorschläge, getrennt 
nach den Wahlvorschlägen zur Wahl des ersten 
Bürgermeisters und zur Wahl des Gemeinderats 
bzw. den Wahlvorsehlägen zur Wahl des Landrats 
und zur Wahl des Kreistags, erfolgt jeweils in der 
Reihenfolge, daß zuerst die Wahlvorschläge der poli­
tischen Parteien und der Wählergruppen nach der 
Höhe der bei der letzten Landtagswahl insgesamt 
in Bayern erhaltenen Stimmenzahlen und sodann, 
vorbehaltlich der Bestimmung in Abs. (III), die Wahl­
vorschläge der übrigen Wählergruppen nach dem 
Zeitpunkt der Einreichung der Wahlvorschläge zu 
nennen und zu numerieren sind. Hat eine politische 
Partei oder Wählergruppe, die hienach Anspruch auf 
eine Ordnungszahl hat, keinen Wahlvorschlag ein­
gereicht oder wurde ihr Wahlvorschlag nicht zuge­
lassen, so fällt die betreffende Ordnungszahl aus, 
mit der Folge, daß die anderen politischen Parteien 
und Wählergruppen mit ihren Ordnungszahlen an­
schließen.

(III) Wenn bei der letzten Landtagswahl politische 
Parteien und Wählergruppen Stimmen auf einen 
gemeinsamen Wahl Vorschlag mit entsprechendem 
Kennwort erhalten haben und zur Gemeinde- oder 
Landkreiswahl eigene Wahlvorschläge einreichen, so 
wird die zustehende Ordnungszahl der politischen 
Partei oder Wählergruppe zugewiesen, die bei der 
letzten Landtagswahl im Kennwort des gemein­
samen Wahlvorschlags an erster Stelle genannt war; 
die übrigen werden bei der Numerierung vor den 
Parteien und Wählergruppen berücksichtigt, die bei 
der letzten Landtagswahl nicht aufgetreten sind. 
Besteht der Zusammenschluß nur aus neuen- Par­
teien oder Wählergruppen, so erhält ein solcher ge­
meinsamer Wählvorschlag die Ordnungszahl ent­
sprechend dem zeitlichen Eingang beim Wahlleiter.

(IV) Wenn bei einer Gemeinde- oder Landkreis­
wahl mehrere politische Parteien oder Wähler­
gruppen mit Anspruch auf eine feststehende Ord­
nungszahl (Abs. II) einen gemeinsamen Wahlvor­
schlag einreichen, so erhält dieser Wahlvorschlag 
die Ordnungsnummer der Partei oder Wählergruppe, 
die im Kennwort an erster Stelle steht. Die anderen 
Ordnungszahlen fallen aus.

(V) Da bei der Wahl des ersten Bürgermeisters 
oder des Landrats nach Art. 28 Abs. 5 GWG kein 
Kennwort notwendig ist, wurde in den entsprechen­
den amtlichen Musterstimmzetteln (Anlagen Nr. 6, 8, 
11 und 12) das Kennwort weggelassen. Die Nume­
rierung der Wahlvorschläge für Bürgermeister- und 
Landratswahlen bestimmt sich nach Art. 28 Abs. 7 
GWG, § 40 II bis IV GWO.

(VI) Soweit die Bekanntmachung nach § 28 von 
dem Gemeindewahlleiter ausgeht, kann diese Be­
kanntmachung für die Gemeindewahl mit der 
gegenwärtigen Bekanntmachung verbunden werden.

§ 41 Bekanntgabe beim Vorliegen keines oder 
nur eines gültigen Wahlvorschlags

(I) Liegt für die Wahl des Gemeinderats oder des 
Kreistags kein oder nur ein gültiger Wahlvorschlag 
vor, so hat der Wahlleiter an Stelle der Bekannt­
machung nach § 40 im gleichen Zeitpunkt bekannt­
zugeben, daß die Wahl nach den Grundsätzen der 
Mehrheitswahl durchgeführt wird. Die Vorschriften 
der §§ 62 H sind hierbei zu erläutern. Insbesondere 
ist auch bekanntzugeben, über wie viele Stimmen 
der Wahlberechtigte verfügt.

(II) Liegt für die Wahl des ersten Bürgermeisters 
oder des Landrats kein oder nur ein gültiger Wahl­
vorschlag vor, so hat der Wahlleiter an Stelle der 
Bekanntmachung nach § 40 im gleichen Zeitpunkt 
bekanntzugeben, daß die Wahl ohne Bindung an 
einen vorgeschriebenen Bewerber durchgeführt wird.

III. Durchführung der Wahl 
A. Abstimmungshandlung

1. Sicherheit der Wahlfreiheit 
§ 42

Im Abstimmungsraum sowie in dessen Umkreis 
bis zu 50 m (Luftlinienentfernung) ist jegliche Be­
einflussung der Abstimmenden durch Wort. Schrift 
oder Bild verboten (Art. 14 Abs. 1 GWG); dies gilt 
auch für Lautsprecherübertragungen. Der Wahlvor­
steher ist befugt, auf geeignete Weise gegen solche 
Beeinflussungen einzuschreiten.

2. Öffentlichkeit der Abstimmung 
§ 43

(I) Während der Abstimmungsdauer und wäh­
rend der Ermittlung und Feststellung des Abstim­
mungsergebnisses ist jedem Wahlberechtigten die 
Anwesenheit im Abstimmungsraum gestattet, soweit 
sie ohne Störung der Abstimmung möglich ist. Der 
Wahlvorsteher ist verpflichtet, für die Aufrecht­
erhaltung der Ruhe und Ordnung im Abstimmungs­
raum und den unmittelbar damit zusammenhängen­
den Räumlichkeiten zu sorgen. Er ist berechtigt, 
Personen, welche die Ruhe und die ordnungsgemäße 
Abwicklung des Wahlgeschäftes stören, aus dem 
Abstimmungsraum zu verweisen. Sie dürfen zuvor 
ihre Stimmen abgeben.

(II) Im Abstimmungsraum dürfen keine Anspra­
chen gehalten und — vom Wahlvorstand abgese­
hen — keine Beratungen gepflogen oder Beschlüsse 
gefaßt werden.

(III) Nach Schluß der Abstimmung ist der Ab­
stimmungsraum vorübergehend so lange zu sperren, 
bis die im Abstimmungsraum anwesenden Per­
sonen ihre Stimme abgegeben haben. Nach Schluß 
dieser Stimmabgabe ist die Absperrung des Ab­
stimmungsraumes sofort wieder aufzuheben.

3. Eröffnung der Abstimmungs­
handlung

§ 44
Die Abstimmungshandlung wird damit eröffnet, 

daß der Wahlvorsteher den Wahlvorstand (§§ 19, 20) 
bildet und durch Handschlag verpflichtet. Fehlende 
Personen werden durch anwesende Stimmberech­
tigte ersetzt.

§ 45
(I) Der Tisch, an dem der Wahlvorstand Platz 

nimmt, muß von allen Seiten zugänglich sein.
(II) An diesem Tisch muß sich die Wahlurne be­

finden (§ 22). Vor Beginn der Abstimmungshandlung 
hat sich der Wahlvorstand davon zu überzeugen, 
daß die Urne leer ist. Von da an bis zur Übernahme 
der Stimmzettel nach Schluß der Abstimmung darf 
die Urne nicht mehr geöffnet werden.

(III) Die amtlichen Stimmzettel sind in ausrei­
chender Anzahl zur Abgabe an die Wahlberechtigten 
bereitzuhalten. Eine vorzeitige Ausgabe der Stimm­
zettel ist nicht zulässig. Nicht amtlich hergestellte
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Stimmzettel dürfen im und vor dem Abstimmungs­
raum weder aufgelegt noch verteilt werden.

(IV) In jedem Abstimmungsraum ist bei der 
Gemeindewahl ein Abdruck des Gemeindewahl­
gesetzes bzw. bei der Landkreiswahl ein Abdruck 
des Landkreiswahlgesetzes, ferner ein Abdruck 
dieser Wahlordnung aufzulegen und ein Abdruck 
der Bekanntmachung nach § 27 sowie jener nach § 40 
oder § 41 vor und in dem Abstimmungsraum anzu­
schlagen.

4. Stimmabgabe
§ 46

(I) Der Wahlvorsteher leitet die Stimmabgabe und 
läßt bei besonderem Andrang den Zutritt zu dem 
Abstimmungsraum regeln.

(II) Soweit sonst Anordnungen oder Entscheidun­
gen hinsichtlich der Stimmabgabe zu treffen sind, 
trifft sie der Wahlvorstand.

§ 47
Die Abstimmung wird persönlich durch nicht 

unterschriebene Stimmzettel ausgeübt, welche die 
Wahlberechtigten dem Wahlvorsteher eigenhändig 
oder, wenn sie durch ein körperliches Gebrechen 
hieran verhindert sind, unter Beihilfe einer von 
ihnen zu bestimmenden Vertrauensperson über­
reichen. Stellvertretung ist unzulässig.

§ 48
(I) Der Wahlberechtigte erhält beim Betreten des 

Abstimmungsraumes durch einen Beauftragten der 
Gemeindebehörde, der möglichst nicht dem Wahl­
vorstand angehört, den amtlichen Stimmzettel. Er 
begibt sich damit in die Abstimmungsschutzvorrich­
tung (§ 23) und kennzeichnet hier seine Abstimmung 
auf dem Stimmzettel. Die Kennzeichnung kann 
unterbleiben, wenn nur ein gültiger Wahlvorschlag 
vorliegt. Der Wahlberechtigte darf nur solange in 
der Abstimmungsschutzvorrichtung verweilen, als 
für ihn unbedingt erforderlich ist.

(II) Wahlberechtigte, die des Schreibens unkundig 
oder durch ein körperliches Gebrechen behindert 
sind, ihren Stimmzettel zu behandeln, dürfen sich 
der Mithilfe einer von ihnen zu bestimmenden Ver­
trauensperson bedienen.

(III) Der Wähler hat seinen Stimmzettel zweifach 
zusammenzufalten, damit dessen Inhalt verdeckt ist. 
Die nähere Anweisung trifft der Wahlvorsteher.

(IV) Darnach tritt der Wähler an den Tisch des 
Wahlvorstandes, nennt seinen Namen und auf Auf­
forderung seine Wohnung. Auf Erfordern hat er sich 
über seine Person auszuweisen. Der Schriftführer 
oder sein Vertreter hat den Namen in der Wähler­
liste oder Wahlkartei aufzusuchen und bei Verbin­
dung der Gemeinde- und der Landkreiswahl auch 
festzustellen, ob der Wähler für beide oder nur für 
eine .Wahl stimmberechtigt ist. Erst dann nimmt 
der Wahlvorsteher oder sein Vertreter den Stimm­
zettel für die Wahl, für die der Wähler stimm­
berechtigt ist, entgegen, prüft die äußere Vor­
schriftsmäßigkeit des Stimmzettels, ohne ihn zu 
öffnen, und legt ihn dann, nachdem in der Wähler­
liste der Abstimmungsvermerk (§ 50) gemacht wor­
den ist, in die Wahlurne.

(V) Nichtvorschriftsmäßige oder mit einem äuße­
ren Merkmal versehene Stimmzettel sind zurückzu­
weisen.

(VI) Als äußeres Merkmal ist ein Zeichen anzu­
sehen, das die äußerliche Beschaffenheit des Stimm­
zettels irgendwie verändert und geeignet ist, für 
jemand, der sich dieses Zeichen in Verbindung mit 
der Person des Abstimmenden merkt, dessen Ab­
stimmung bei der späteren Ergebnisermittlung er­
kennbar zu machen.

(VII) Glaubt der Wahlvorsteher, das Wahlrecht 
einer in der Wählerliste eingetragenen Person be­
anstanden zu müssen oder werden sonst aus der 
Mitte des Wahlvorstandes hiergegen Bedenken er­

hoben, so hat der Wahlvorstand darüber Beschluß 
zu fassen, ob die betreffende Person zur Abstim­
mung zuzulassen ist. Der Beschluß ist in der Nieder­
schrift vorzumerken.

§ 49
(I) Inhaber von Wahlscheinen nennen ihren Namen 

und übergeben den Wahlschein dem Wahlvorsteher, 
der ihn nach Prüfung an den Schriftführer weiter­
reicht. Die Wahlscheininhaber haben sich über ihre 
Person auszuweisen. Entstehen Zweifel über die 
Echtheit oder den rechtmäßigen Besitz eines Wahl­
scheines oder das Stimmrecht des Inhabers eines 
Wahlscheines, so hat der Wahlvorstand diese Zwei­
fel nach Möglichkeit aufzuklären und über die Zu­
lassung oder Zurückweisung der Person Beschluß zu 
fassen. Der Vorgang ist in der Niederschrift kurz zu 
schildern. Wenn die Zulassung des Wählers nicht 
durch Beschluß des Wahlvorstandes beanstandet 
wird, ist sein Stimmzettel vom Wahlvorsteher oder 
seinem Stellvertreter entgegenzunehmen und in die 
Wahlurne zu legen.

(II) Bei Verbindung der Gemeinde- und der Land­
kreiswahl ist der Wahlschein besonders daraufhin 
zu prüfen, auf welche Wahl er sich erstreckt. Wenn 
der Wähler nicht für die Wahlen, für die der Wahl­
schein ausgestellt ist, Stimmzettel abgibt, ist dies 
vom Schriftführer auf dem Wahlschein zu vermer­
ken. Bei der Feststellung nach § 66 (III) sind solche 
Wahlscheine besonders zu berücksichtigen.

§ 50
Der Schriftführer oder sein Vertreter vermerkt die 

Stimmabgabe des Wahlberechtigten neben dessen 
Namen in der Wählerliste in der für die betreffende 
Abstimmung vorgesehenen Spalte und sammelt die 
Wahlscheine.

§ 51
Wähler, die nicht in die Wählerliste eingetragen 

sind und auch keinen Wahlschein aufzuweisen haben, 
dürfen auch nicht auf Grund eines Beschlusses des 
Wahlvorstandes zur Stimmabgabe zugelassen wer­
den.

5. Stimmzettel
§ 52

(I) Die Form der Stimmzettel bestimmt sich nach 
den Anlagen 3 bis 14 (amtliche Musterstimmzettel), 
der Inhalt nach diesen Anlagen, den zugelassenen 
Wahl Vorschlägen und den Vorschriften dieser Wahl­
ordnung. Die in den amtlichen Musterstimmzetteln 
aufgeführten Angaben über die Person des Bewer­
bers sind für den Stimmzettel bindend; sie müssen 
mit den entsprechenden Angaben im zugelassenen 
Wahlvorschlag übereinstimmen. Die Stimmzettel 
müssen die Bezeichnung der Gewählten in einer 
jeden Zweifel ausschließenden Weise enthalten.

(II) Die Reihenfolge der Wahlvorschläge auf den 
Stimmzetteln richtet sich nach § 40 (II)—(V).

(III) Bei den Gemeinderats- und Kreistagswahlen 
ist auf dem Stimmzettel (Anlagen 3—5 und 10) auf 
die dem Wahlberechtigten zustehende Stimmenzahl 
hinzuweisen.

(IV) Es ist zulässig, daß bei Gemeindewahlen die 
gleichen Personen sowohl als erster Bürgermeister 
wie auch (für den Fall, daß sie als solcher nicht die 
erforderliche Mehrheit erhalten) als Gemeinderats­
mitglied gewählt werden. Das gleiche gilt bei Land­
kreiswahlen für die Wahl als Landrat und als Kreis­
rat. Sofern der zum Landrat Gewählte Mitglied des 
Kreistags ist, erlischt sein Amt als Kreisrat; für ihn 
rückt ein Ersatzmann nach (Art. 4 Abs. 5 LKrWG). 
Das gleiche gilt für die Wahl des ersten Bürger­
meisters.

6. Schluß der Abstimmung 
'§ 53

Der Schluß der Abstimmung wird vom Wahlvor­
steher festgestellt und bekanntgegeben. Von da an
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dürfen nur noch die Wahlberechtigten zur Stimm­
abgabe zugelassen werden, die sich in diesem Zeit­
punkt schon im Abstimmungsraum befunden haben. 
Andere Wahlberechtigte dürfen von da an nicht 
mehr zur Stimmabgabe zugelassen werden. Der Ab­
stimmungsraum ist so lange abzusperren, bis die 
Anwesenden ihre Stimme abgegeben haben.
7. Abstimmung in Kranken- und Pflege­

anstalten, Klöstern, Gefangenen­
anstalten und für Bewohner von 

Sperrgehöften

§ 54
(I) Sind für Kranken- und Pflegeanstalten selb­

ständige Stimmbezirke gebildet worden (§ 17), so 
wird die Abstimmung hier nach folgenden Bestim­
mungen vorbereitet und durchgeführt:
1. Die Gemeindebehörde des Sitzes der Anstalten 

ersucht die Anstaltsleitungen um ein Verzeichnis 
der aus der Gemeinde in der Anstalt unter­
gebrachten Wahlberechtigten, welche für die 
Stimmabgabe in der Anstalt in Betracht kommen, 
stellt Wahlscheine für sie aus und übersendet sie 
der Anstaltsleitung zur Zustellung an die Wahl­
berechtigten. Auswärtige in den Anstalten unter­
gebrachte Wahlberechtigte haben sich die für die 
Teilnahme an der Landkreiswahl nötigen Wahl­
scheine selbst zu beschaffen.

2. Der für solche Stimmbezirke aufgestellte Wahl­
vorsteher sorgt rechtzeitig für den Zusammentritt 
eines Wahlvorstandes in der Anstalt. Die Mit­
glieder des Wahlvorstandes brauchen in dem 
Stimmbezirk nicht stimmberechtigt zu sein. Es ist 
zulässig, daß in den verschiedenen zu einem sol­
chen Stimmbezirk gehörigen Anstalten verschie­
dene Personen als Mitglieder des Wahlvorstandes 
bestellt werden. Die Gemeinden stellen die für 
die Stimmabgabe erforderlichen Gegenstände zur 
Verfügung.

3. Die Anstaltsleitung bestimmt einen oder mehrere 
Abstimmungsräume, wohin die wahlberechtigten 
Anstaltsinsassen auf ihren Wunsch sich begeben 
oder verbracht werden können. Eine Abstim­
mungsschutzvorrichtung muß vorhanden sein. Der 
Wahlvorsteher bestimmt im Benehmen mit der 
Anstaltsleitung die Abstimmungszeit. Sie ist so zu 
bemessen, daß sämtliche für den einzelnen Ab­
stimmungsraum in Betracht kommenden Wahl­
berechtigten ihre Stimme abgeben können. Der 
Wahlvorstand kann auf Wunsch der Kranken zur 
Entgegennahme der Stimmzettel auch an die 
Krankenbetten gehen, wenn ärztliche Bedenken 
nicht entgegenstehen; auch hierbei ist eine Ab­
stimmungsvorrichtung notwendig.

4. Die Bildung solcher Stimmbezirke, die Namen der 
Wahlvorsteher und ihrer Stellvertreter, ferner 
Zeit und Ort der Stimmabgabe sind den Wahl­
berechtigten in den beteiligten Anstalten späte­
stens am Tage vor der Abstimmung bekanntzu­
geben.

5. Es ist dafür zu sorgen, daß die Öffentlichkeit bei 
der Stimmabgabe und bei der Ermittlung der 
Ergebnisse durch die Anwesenheit anderer Wahl­
berechtigter gewährleistet wird.

6. Die Anstaltsleitungen sind für die Absonderung 
von Kranken verantwortlich, die mit anstecken­
den Krankheiten behaftet sind.

7. Im übrigen gelten die allgemeinen Vorschriften 
auch für solche Abstimmungen.
(II) Sind bei einer Kranken- oder Pflegeanstalt die 

Voraussetzungen für die Bildung eines besonderen 
Stimmbezirkes nicht erfüllt, so kann die Gemeinde­
behörde die Stimmabgabe entsprechend § 55 regeln, 
soweit ärztliche Bedenken, nicht entgegenstehen.

(III) Für kranke Wahlberechtigte, die sich nicht in 
Kranken- oder Pflegeanstalten befinden, gelten 
keine Sondervorschriften. Unzulässig ist insbeson­

dere die Bildung sog. fliegender Wahlkommissionen 
entsprechend den Bestimmungen in § 57.

§ 55
(I) Klosterinsassen können im Kloster mit Wahl­

schein wählen, wenn die Klosterleitung rechtzeitig 
einen entsprechenden Antrag an die Gemeinde­
behörde stellt und einen Abstimmungsraum her­
richtet. Die Gemeindebehörde sorgt für Wahlurne 
und Stimmzettel. Sie stellt Wahlscheine für die 
Klosterinsassen auf Anforderung der Klosterleitung 
aus.

(II) Der Wahlvorsteher des Stimmbezirks, in dem 
das Kloster seinen Sitz hat, bestimmt im Einver­
nehmen mit der Klosterleitung und innerhalb der 
allgemeinen Wahlzeit die Zeit der Stimmabgabe. Er 
oder sein Stellvertreter begibt sich mit zwei Beisit­
zern in das Kloster, nimmt während der festgesetz­
ten Zeit die Stimmzettel entgegen, legt sie in die 
Wahlurne und sammelt die Wahlscheine. Nach 
Schluß der Stimmabgabe bringen Wahlvorsteher und 
Beisitzer die verschlossene Wahlurne und die Wahl­
scheine in den Abstimmungsraum ihres Stimm­
bezirks. Dort bleibt die Wahlurne bis zum Schluß der 
allgemeinen Stimmabgabe verschlossen. Ihr Inhalt 
wird mit dem Inhalt der allgemeinen Wahlurne ver­
mengt und zusammen mit den Stimmen des Stimm­
bezirks ausgezählt. Der Vorgang wird in der Nie­
derschrift vermerkt.

(III) Im übrigen gelten die allgemeinen Bestim­
mungen.

§ 56
(I) Wahlberechtigte Personen, die gefangengehal­

ten werden, ohne daß ihr Wahlrecht ruht, können, 
wenn sie einen Wahlschein haben, ihr Wahlrecht in 
dem Stimmbezirk ausüben, in dem sich die Gefan­
genenanstalt befindet.

(II) Die Gemeindebehörde, in deren Bezirk s;ch 
eine Gefangenenanstalt befindet, hat die Anstalts­
leitung darauf hinzuweisen, daß sich die Gefangenen 
Wahlscheine beschaffen müssen, wenn sie ihr Wahl­
recht ausüben wollen. Die Anstaltsleitung hat die 
Gefangenen darüber zu unterrichten.

(III) Die Gefangenen wählen in der Anstalt. Die 
Gemeindebehörde bestimmt im Einvernehmen mit 
der Anstaltsleitung innerhalb der allgemeinen Wahl­
zeit die Zeit der Stimmabgabe. Die Anstaltsleitung 
richtet einen Raum für die Stimmabgabe her. Sie 
unterrichtet die Gefangenen und sorgt dafür, daß sie 
zur Stimmabgabe den Abstimmungsraum aufsuchen 
können.

(IV) Der Wahlvorsteher oder sein Stellvertreter 
begibt sich mit zwei Beisitzern in die Anstalt, nimmt 
während der festgesetzten Zeit in dem dafür be­
stimmten Raum die Stimmzettel entgegen, legt sie 
in die mitgebrachte Wahlurne und sammelt die 
Wahlscheine. Nach Schluß der Stimmabgabe bringen 
Wahlvorsteher und Beisitzer die Wahlurne und die 
Wahlscheine in den Abstimmungsraum des Stimm­
bezirks, dort bleibt die Wahlurne bis zum Schluß der 
allgemeinen Wahlzeit verschlossen. Ihr Inhalt wird 
vor Öffnung der Urne des Abstimmungsraumes mit 
deren Inhalt vermengt. Der Vorgang wird in der 
Niederschrift vermerkt.

(V) Im übrigen gelten die allgemeinen Bestim­
mungen.

§ 57
(I) Sollen oder dürfen wahlberechtigte Bewohner 

gesperrter Wohnstätten aus gesundheits- oder vieh­
seuchenpolizeilichen Gründen den allgemeinen Ab­
stimmungsraum nicht aufsuchen, so ordnet die Ge­
meindebehörde an, daß der Wahlvorsteher die 
Stimmzettel an den Sperrgebäuden entgegennimmt. 
Die Gemeindebehörde bestimmt innerhalb der 
Wahlzeit die Zeit der Stimmabgabe, bezeichnet dem 
Wahlvorsteher die Sperrgebäude und gibt an de­
ren wahlberechtigte Bewohner Wahlscheine aus.

(II) Der Wahlvorsteher oder sein Stellvertreter 
begibt sich mit zwei Beisitzern an die Sperrgebäude,
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ohne sie zu betreten. Er übergibt den Wahlberech­
tigten Stimmzettel, nimmt die Stimmzettel entge­
gen und legt sie in die mitgebrachte verschlossene 
Wahlurne. Wahlvorsteher und Beisitzer bringen 
diese Urne verschlossen in den Abstimmungsraum 
zurück. Dort bleibt sie bis zum Schluß der allge­
meinen Stimmabgabe verschlossen. Ihr Inhalt wird 
vor Öffnung der Urne des Abstimmungsraumes mit 
deren Inhalt vermengt und zusammen mit den 
Stimmen des Stimmbezirks ausgezählt. Der Vor­
gang wird in der Niederschrift vermerkt.

(III) Im übrigen gelten die allgemeinen Bestim­
mungen.

B. Wahl der Gemeinderäte und Kreistage
1. Verhältniswahl 

§ 58 Stimmabgabe
(I) Liegen mehrere gültige Wahlvorschläge vor, 

so wird die Wahl nach den Grundsätzen der Ver­
hältniswahl unter Beachtung der nachstehenden 
Bestimmungen durchgeführt:
1. Der Wahlberechtigte hat so viele Stimmen, als 

Mitglieder des Gemeinderats bzw. als Kreisräte 
zu wählen sind. In Gemeinden bis zu 3000 Ein­
wohnern hat er, falls von der Möglichkeit des 
§ 31 (I) Satz 3 Gebrauch gemacht wird, bis zu 
doppelt so viele Stimmen. In letzterem Falle ist, 
falls nicht alle Wahlvorschläge auf das Doppelte 
der Dewerberzahl erhöht wurden, für die Berech­
nung der dem Wähler zustehenden Stimmenzahl 
der Wahlvorschlag mit der höchsten Bewerber­
zahl maßgebend.

2. Der Wahlberechtigte kann seine Stimme nur Be­
werbern geben, deren Namen in einem zugelas­
senen Wahlvorschlag enthalten sind. Die Hinzu­
fügung anderer Namen ist unzulässig.

3. Der Wahlberechtigte kann innerhalb der ihm zu­
stehenden Stimmenzahl einem Bewerber bis zu 
drei Stimmen geben. Die Häufelung kann durch 
Wiederholung des Namens oder durch Beifügung

' von Zahlen erfolgen.
4. a) Der Wahlberechtigte kann durch Kennzeich­

nung eines Wahlvorschlags diesen Wahlvor­
schlag unverändert annehmen. Dies geschieht 
in der Weise, daß er ein Kreuz in den Kreis 
setzt, der unter dem Kennwort in der Kopf­
leiste des von ihm gewählten Wahl Vorschlags 
angebracht ist, oder den Wahlvorschlag sonst 
in einer jeden Zweifel ausschließenden Weise 
kennzeichnet (z. B. indem er, ohne Kennzeich­
nung in der Kopfleiste, bei dem ersten Bewer­
ber des Wahlvorschlags ein Kreuz oder sonsti­
ges Zeichen anbringt). Mit der unveränderten 
Annahme eines Wahlvorschlags hat der Wäh­
ler die ihm zustehenden Stimmen restlos ver­
geben.

b) Kennzeichnet der Wähler einen Wahlvorschlag 
weder in der Kopfleiste noch an einer ande­
ren Stelle, sondern streicht er einen oder 
mehrere Bewerber innerhalb nur eines Wahl­
vorschlags, so gilt dies als Annahme des be­
treffenden Wahlvorschlags mit Ausnahme der 
Bewerber, deren Namen der Wähler gestri­
chen hat

c) Wenn der Wahlberechtigte innerhalb eines 
Wahlvorschlags, den er durch Kennzeichnung 
in der Kopfleiste sonst unverändert angenom­
men hat, bestimmte Bewerber, die nicht be­
reits mehrfach aufgeführt (gehäufelt) sind, noch 
besonders kennzeichnet indem er ihnen zwei 
oder drei Stimmen gibt so hat er eine entspre­
chende Anzahl von Bewerbern, die an belie­
biger Stelle des Wahlvorschlags stehen, zu 
streichen.

d) Streicht der Wahlberechtigte innerhalb eines 
durch Kennzeichnung in der Kopfleiste von ihm 
angenommenen Wahlvorschlags einige Bewer­
ber, so kann er entweder auf die dadurch frei­
werdenden Stimmen verzichten oder diese 
Stimmen Bewerbern in einem oder mehreren 
anderen .Wahlvorschlägen geben.

e) Der Wahlberechtigte kann, ohne einen Wahl­
vorschlag in der Kopfleiste zu kennzeichnen, 
seine Stimmen innerhalb der ihm zustehenden 
Stimmenzahl Bewerbern aus verschiedenen 
Wahlvorschlägen geben.

(II) Will der Wähler von der Möglichkeit Ge­
brauch machen, seine Stimme einzelnen Bewerbern 
zu geben (Abs. (I) Ziff. 2 und 4 d — e), so kenn­
zeichnet er die von ihm gewählten Bewerber der­
art, daß er in dem vor dem Bewerbernamen vor­
gezeichneten Viereck ein Kreuz setzt oder sonst 
seine Stimmabgabe in einer jeden Zweifel ausschlie­
ßenden Weise kenntlich macht (z. B. durch Unter­
streichen). Wenn der Wähler in nur einem Wahl­
vorschlag den ersten Bewerber als einzigen kenn­
zeichnet, ohne gleichzeitig die Kopfleiste zu kenn­
zeichnen, gilt Abs. (I) Ziff. 4 a) Satz 2, 2. Halbsatz.

(III) Will der Wähler hinsichtlich eines Bewerbers 
von der Möglichkeit des Häufelns nach Abs. (I) 
Ziff. 3 Gebrauch machen, so setzt er in das Vier­
eck vor dem Namen die entsprechende Zahl (2 oder 
3); bei Bewerbern, die bereits in einem Wahlvor­
schlag mehrfach aufgeführt sind, erfolgt die Häufe­
lung durch Anbringen einer Zahl in einem Viereck 
oder durch Ankreuzung mehrerer Vierecke des be­
treffenden Bewerbers. Der Wähler kann auch in 
der Weise häufeln, daß er auf dem Stimmzettel am 
Schluß des Wahlvorschlags die Namen der zu häu­
felnden Bewerber ein oder zweimal handschriftlich 
ein trägt.

(IV) Der Wahlberechtigte hat (insbesondere bei 
der Häufelung) zu beachten, daß die ihm zustehende 
Stimmenzahl nicht überschritten wird.

§ 59 Verteilung der Sitze auf die Wahlvorschläge
(I) Die Gemeinderats- bzw. Kreistagssitze werden 

auf die Wahlvorschläge nach dem Verhältnis der 
Gesamtzahlen der gültigen Stimmen verteilt, welche 
für die in den einzelnen sowie den verbundenen 
Wahlvorschlägen aufgestellten Bewerber abgegeben 
worden sind. Bei gleichem Anspruch mehrerer 
Wahlvorschläge auf einen Sitz fällt dieser dem 
Wahlvorschlag zu, dessen in Betracht kommender 
Bewerber die größere Stimmenzahl aufweist, sonst 
entscheidet das Los.

(II) Innerhalb verbundener Wahlvorschläge wer­
den die nach Abs. (I) auf sie entfallenen Sitze auf 
die Untervorschläge nach dem Verhältnis der Ge­
samtzahlen der gültigen Stimmen verteilt, welche 
für die in den Untervorschlägen aufgestellten Be­
werber abgegeben worden sind. Abs. (I) Satz 2 fin­
det entsprechend Anwendung.

(III) Fallen einem Wahlvorschlag mehr Sitze zu, 
als er Bewerber enthält, so bleiben die übrigen 
Sitze unbesetzt.

§ 60 Verteilung der Sitze auf die Bewerber
Die nach § 59 einem Wahlvorschlage zugefallenen 

Sitze werden den darin enthaltenen Bewerbern in 
der Reihenfolge ihrer Stimmenzahlen zugewiesen. 
Haben mehrere Bewerber die gleiche Stimmenzahl 
erhalten, so entscheidet die Reihenfolge der Benen­
nung im Wahlvorschlag.

§ 61 Ersatzmänner
Die nicht gewählten Bewerber sind in der Reihen­

folge nach § 60 die Ersatzmänner der Gewählten. 
Bei einem verbundenen Wahlvorschlag sind die 
Ersatzleute aus dem gleichen Untervorschlag in 
derselben Reihenfolge zu nehmen.
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2. Mehrheitswahl 
§ 62 Stimmabgabe

(I) Wird ein oder überhaupt kein gültiger Wahl­
vorschlag eingereicht, so wird die Wahl nach den 
Grundsätzen der Mehrheitswahl ohne Bindung an 
die vorgeschlagenen Bewerber und ohne das Recht 
der Stimmenhäufelung auf einen Bewerber durch­
geführt.

(II) Der Wahlberechtigte hat doppelt so viele 
Stimmen, als Vertreter zu wählen sind.

§ 63 Verteilung der Sitze auf die Bewerber
Gewählt sind die Bewerber in der Reihenfolge 

der Stimmenzahlen. Die gleiche Reihenfolge gilt für 
die Ersatzmänner. Bei Stimmengleichheit entschei­
det das Los.
C. Wahl des ersten Bürgermeisters und des Landrats

§ 64 WahL
(I) Der erste Bürgermeister wird in allen Ge­

meinden von den Gemeindebürgern gewählt, der 
Landrat von den Kreisbürgern des Landkreises. 
Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein gültiger 
Wahlvorschlag eingereicht, so wird die Wahl ohne 
Bindung an einen vorgeschlagenen Bewerber durch­
geführt.

(II) Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der ab­
gegebenen gültigen Stimmen erhält.

§ 65 Stichwahl
(I) Erhält bei der Wahl kein Bewerber mehr als 

die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen, so 
findet Stichwahl spätestens binnen 3 Wochen unter 
den zwei Bewerbern statt, welche bei der ersten 
Wahl die höchsten Stimmenzahlen erhalten haben. 
Scheidet einer dieser beiden Bewerber vor der Stich­
wahl durch Tod oder Verlust der Wählbarkeit aus, 
so ist die erste Wahl zu wiederholen. War bei der 
Wahl nur ein gültiger oder überaupt kein gültiger 
Wahlvorschlag eingereicht worden, so können die 
Bewerber vor der Stichwahl zurücktreten; auch in 
diesem Falle ist die erste Wahl zu wiederholen. Für 
die Wiederholung der ersten Wahl (Satz 2 und 3) 
gelten die Bestimmungen des § 94 (II).

(II) Der Wahlleiter hat, wenn die Abhaltung einer 
Stichwahl erforderlich ist, unmittelbar nach Fest­
stellung des Wahlergebnisses die Anberaumung der 
Stichwahl und die Namen der beiden für die Stich­
wahl in Betracht kommenden Bewerber unter An­
führung ihrer Stimmenzahl bekanntzugeben. Wahl­
berechtigt für die Stichwahl sind alle Personen, die 
bereits für die erste Wahl wahlberechtigt waren. 
Bei der Stichwahl ist der Bewerber gewählt, der 
von den gültig abgegebenen Stimmen die höchste 
Stimmenzahl erhält. Bei gleicher Stimmenzahl ent­
scheidet das Los. Die Entscheidung durch das Los 
ist Bestandteil des Wahlverfahrens. Ein Mitglied 
des Wahlausschusses stellt die Lose her in Abwesen­
heit der Personen, über die das Los zu entscheiden 
hat. Die Personen, die den Losentscheid durchführen, 
bestimmt der Wahlausschuß aus seinen Mitgliedern

(III) Für die Ermittlung, Feststellung, Verkündung 
und Bekanntmachung des Ergebnisses der Stichwahl 
gelten die Vorschriften des Abschnitts IV.

IV. Ermittlung und Feststellung 
des Wahlergebnisses 

A. Allgemeines
§ 66

(I) Die Ermittlung des Wahlergebnisses durch die 
Zählung der Stimmen und die Verteilung der Sitze 
sowie die Feststellung der Gewählten erfolgt öffent­
lich (§ 43). Sämtliche Handlungen, die hierzu erfor­
derlich sind, sind im Rahmen der Zuständigkeit durch 
den Wahlvorsteher im ganzen ohne Unterteilung in 
verschiedene Abteilungen vorzunehmen.

(II) Nach Schluß der Wahl sind zunächst alle nicht 
benützten Stimmzettel von den Tischen, an denen

das Ergebnis ermittelt werden soll, zu entfernen. 
Hierauf werden die Stimmzettel der Wahlurne ent­
nommen und im ganzen ungeöffnet gezählt. Bei der 
Verbindung von Gemeindewahlen und Landkreis­
wahlen sind die für die verschiedenen Abstimmungen 
geltenden Stimmzettel dabei nach ihren äußeren 
Merkmalen zu trennen. Die Feststellung der Zahlen 
der Stimmzettel ist für die verschiedenen Wahlen 
gesondert vorzunehmen.

(III) Zuerst wird die Zahl der Abstimmvermerke 
in der Wählerliste für jede einzelne Abstimmung 
ermittelt, ebenso auf Grund der abgegebenen Wahl­
scheine die Zahl der Personen, die für jede einzelne 
Abstimmung auf Wahlscheine gewählt haben. Die 
Zahlen der Stimmzettel einerseits und der Abstim­
mungsvermerke und der Wahlscheine andererseits 
werden, für jede Wahl gesondert, miteinander ver­
glichen. Eine auch bei wiederholter Zählung sich 
ergebende Abweichung der beiden Zahlen ist in der 
Niederschrift vorzumerken und möglichst aufzu­
klären.

(IV) Die Ermittlung und Feststellung des Wahl­
ergebnisses ist im Anschluß an die Stimmabgabe 
und ohne Unterbrechung durchzuführen. Ist eine 
Unterbrechung notwendig, so sind die Wahlverhand­
lungen samt den Stimmzetteln in Gegenwart des 
Wahlvorstandes sorgfältig zu verpacken, zu versie­
geln und bis zur Wiederaufnahme der Arbeiten 
unter sicherem Verschluß zu bewahren. Die Zeit 
der Fortsetzung ist bekanntzugeben.

(V) Bei Verbindung der Gemeindewahlen und der 
Landkreiswahlen ist die Feststellung der Wahlergeb­
nisse für beide Abstimmungen nacheinander vorzu­
nehmen.

§ 67
(I) Ein Beisitzer öffnet einzeln die Stimmzettel 

und übergibt sie dem Wahlvorsteher oder seinem 
Vertreter. Dieser prüft zunächst die Gültigkeit des 
Stimmzettels und verliest hierauf:
a) bei den Gemeindewahlcn zuerst die Stimmen für 

die Wahl des ersten Bürgermeisters und sodann 
die Stimmen für die Wahl der Gemeinderats­
mitglieder;

b) bei den Landkreiswahlen zuerst die Stimmen für 
die Wahl des Landrats und sodann die Stimmen 
für die Wahl der Kreisräte und übergibt die 
Stimmzettel sodann einem anderen Beisitzer zur 
Verwahrung. Es ist unzulässig, an den Stimm­
zetteln dabei irgendwelche Änderungen vorzu­
nehmen.

(II) Zur Feststellung der Stimmen sind Zähl- und 
Gegenlisten vom Schriftführer und einem Beisitzer 
zu führen. Für die Wahl des ersten Bürgermeisters 
und der Gemeinderatsmitglieder und des Landrats 
und der Kreisräte sind je gesonderte Zähl- und 
Gegenlisten zu führen. In diesen Listen ist der 
Inhalt jedes einzelnen gültigen Stimmzettels sofort 
bei der Verlesung vorzumerken. Die Zähl- und 
Gegenlisten sind von den Listenführern mit dem 
Wahlvorsteher zu unterzeichnen.

§ 68
Vollständig ungültig, bei den Gemeindewahlen für 

die Wahl des ersten Bürgermeisters und der Ge­
meinderatsmitglieder, und bei den Landkreiswahlen 
für die Wahl des Landrats und der Kreisräte, sind 
Stimmzettel %
1. die nicht amtlich hergestellt sind;
2. die ein äußeres Merkmal aufweisen (§ 48 VI);
3. die ganz durchgestrichen oder ganz durchgerissen 

sind;
4. die auf der Rückseite beschrieben oder gekenn­

zeichnet sind;
5. die außer der vorgeschriebenen Bezeichnung des 

Gewählten noch Zusätze enthalten, es sei denn, 
daß es sich um die Kennzeichnung der Wahl 
handelt.
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§ 69
Die Stimmabgabe für die Wahl des ersten Bürger­

meisters und für die Wahl des Landrats ist ungültig,
1. wenn der Wahlberechtigte für Bewerber aus zwei 

oder mehreren Wahlvorschlägen abgestimmt hat;
2. wenn der Stimmzettel nicht erkennen läßt, wel­

chem Bewerber die Stimme gegeben wurde;
3. auf Stimmzetteln, die für diese Wahl keinen oder 

keinen lesbaren Namen enthalten;
4. auf Stimmzetteln, aus denen der hierfür Gewählte 

nicht unzweifelhaft zu erkennen ist;
5. auf Stimmzetteln, in denen eine nichtwählbare 

Person aufgeführt ist;
6. auf Stimmzetteln, die einen Zusatz, eine Ver­

wahrung oder einen Vorbehalt enthalten.

§ 70
Die Stimmabgabe für die Wahl der Gemeinderats­

mitglieder bzw. für die Wahl der Kreisräte im gan­
zen ist bei Verhältniswahl ungültig,
1. wenn der Wahlberechtigte für Bewerber aus zwei 

oder mehreren Wahlvorschlägen abgestimmt und 
dabei die ihm zur Verfügung stehende Stimmen­
zahl überschritten hat. Sind die Stimmeneintra­
gungen und Änderungen nur in einem Wahlvor­
schlag erfolgt, so ist nach § 72 (II) zu verfahren;

2. wenn der Stimmzettel nicht erkennen läßt, wel­
chen Bewerbern die Stimmen gegeben wurden.

§ 71
Die Stimmabgabe für die Wahl der Gemeinderats­

mitglieder bzw. für die Wahl der Kreisräte im gan­
zen ist bei Mehrheitswahl ungültig,
1. wenn der Stimmzettel nicht erkennen läßt, wel­

chen Bewerbern die Stimmen gegeben wurden;
2. wenn der Stimmzettel mehr Bewerber enthält als 

der Wahlberechtigte Stimmen besitzt, ohne daß 
eine erkennbare Reihenfolge besteht. Wird die 
Bewerberzahl überschritten, ist aber die Reihen­
folge erkennbar, so ist nach § 73 Ziff 4 zu ver­
fahren.

§ 72
(I) Die Stimmabgabe für einzelne Gemeinderats­

mitglieder bzw. Kreisräte ist bei Verhältniswahl 
ungültig,
1. wenn die Person des Gewählten nicht unzwei­

felhaft zu erkennen ist;
2. wenn es sich um eine nichtwählbare Person han­

delt;
3. wenn gegenüber dem Gewählten eine’Verwah­

rung oder ein Vorbehalt beigefügt ist;
4. wenn ein Bewerber öfter als dreimal auf dem 

Stimmzettel aufgeführt ist, hinsichtlich der wei­
teren Stimmen für den Bewerber;
(II) Wurden nur in einem Wahlvorschlag Ände­

rungen vorgenommen und hierbei die zur Verfügung 
stehenden Stimmenzahlen überschritten, so ist die 
Stimmabgabe hinsichtlich der überschüssigen Bewer­
ber ungültig, die nicht gehäufelt worden sind; die 
Bewerbernamen sind in der Reihenfolge von unten 
nach oben unberücksichtigt zu lassen. Wenn der 
Wähler so viele Häufelungen vorgenommen hat, daß 
nach Nichtberücksichtigung aller nicht gekennzeich­
neten Bewerbernamen die dem Wähler zustehende 
Stimmenzahl immer noch überschritten bleibt, ist 
die Stimmabgabe ungültig.

(III) Hat ein Wahlberechtigter in einem von ihm 
sonst unverändert angenommenen Wahlvorschlag 
einen oder mehrere Bewerber noch besonders durch 
Häufelung gekennzeichnet, ohne dafür andere Be­
werber zu streichen (vgl. § 58 Abs. I Ziff. 4c), so ist 
eine entsprechende Anzahl von nicht gekennzeich­
neten Bewerbernamen dieses Wahlvorschlags in der 
Reihenfolge von unten nach oben unberücksichtigt 
zu lassen. Im übrigen gilt auch hier Abs. (II) Satz 2.

§ 73
Die Stimmabgabe für einzelne Gemeinderatsmit­

glieder bzw. Kreisräte ist bei Mehrheitswahl ungültig
1. soweit die Person des Gewählten nicht unzweifel­

haft zu erkennen ist;
2. soweit es sich um eine nicht wählbare Person 

handelt;
3. soweit ein Bewerber öfter als einmal auf dem 

Stimmzettel aufgeführt ist, hinsichtlich der weite­
ren Stimmen für den Bewerber;

4. soweit Bewerbernamen über die zulässige Zahl 
hinaus verzeichnet sind, hinsichtlich der über­
schüssigen Bewerber. Bei echter Mehrheitswahl 
(wenn kein gültiger Wahlvorschlag eingereicht 
wurde) sind die über die zulässige Zahl hinaus 
verzeichneten Namen in der Reihenfolge von un­
ten nach oben unberücksichtigt zu lassen; das 
gleiche gilt bei unechter Mehrheitswahl (wenn 
nur ein gültiger Wahlvorschlag eingereicht wurde) 
mit der Maßgabe, daß nicht die vom Wähler hand­
schriftlich hinzugefügten, sondern die auf dem 
Stimmzettel aufgedruckten Bewerbernamen un­
berücksichtigt zu lassen sind. Bleibt nach Nicht­
berücksichtigung aller Bewerbernamen gemäß 
Satz 2 die dem Wähler zustehende Stimmenzahl 
immer noch überschritten, so ist die Stimmabgabe 
ungültig.

§ 74
Erfolgt die Stimmabgabe für den ersten Bürger­

meister oder die Gemeinderatsmitglieder bzw. den 
Landrat oder die Kreisräte nicht an der richtigen 
Stelle des Stimmzettels, so wird die Stimmabgabe 
hierdurch nur dann insoweit ungültig, als der Wille 
des Wählers infolgedessen nicht mit Bestimmtheit 
zu ermitteln ist.

§ 75
(I) Über die Gültigkeit der Stimmzettel und über 

alle bei der Ermittlung des Ergebnisses sich erge­
benden Anstände beschließt der Wahlvorstand. Die 
gefaßten Beschlüsse sind in der Niederschrift vorzu­
merken, soweit sie nicht einstimmig gefaßt werden, 
unter Angabe des Stimmverhältnisses.

(II) Die Gründe, aus denen ein Stimmzettel für 
ungültig oder in zweifelhaften Fällen für gültig 
erklärt wurde, sind in der Niederschrift kurz anzu­
geben Stimmzettel, über deren Gültigkeit der Wahl­
vorstand Beschluß gefaßt hat, sind mit fortlaufenden 
Ziffern zu versehen und den Wahlverhandlungen als 
Beilagen beizufügen.

B. Gemeindewahl
1. InGemeindenmiteinem Stimmbezirk

a) Feststellung der Wahl des ersten Bürgermeisters 
§ 76

(I) Der Gemeindewahlausschuß ermittelt auf 
Grund der Zählung der Stimmzettel zunächst für die 
Bürgermeisterwahl, wie viele gültige Stimmen für 
jeden einzelnen Bewerber und insgesamt abgegeben 
worden sind, und sodann, ob der Bewerber mit der 
gültigen höchsten Stimmenzahl mehr als die Hälfte 
der Stimmen erhalten hat Bejahendenfalls wird die 
Person des zum ersten Bürgermeister Gewählten 
festgestellt; andernfalls erfolgt Stichwahl (§ 65).

(II) Die Zahlen sind in der Zähl- und Gegenliste 
einzu tragen.

b) Feststellung der Gemeinderatsmitglieder bei 
Verhältniswahl

§ 77
(I) Hierauf ermittelt der Gemeindewahlausschuß 

das Ergebnis der Wahl der Gemeinderatsmitglieder, 
indem er bei Verhältniswahl feststellt;
1. wie viele gültige Stimmen jeder einzelne Bewer­

ber erhalten hat;
2. welche Gesamtstimmenzahl auf die einzelnen 

Wahlvorschläge entfallen durch Zusammenzählen
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der Stimmen sämtlicher Bewerber eines Wahlvor­
schlags.
(II) Die nach Abs. I Ziff. 1 festzustellenden Zahlen 

sind in den Zähl- und Gegenlisten vorzutragen.
§ 78

(I) Sodann verteilt der Gemeindewahlausschuß die 
zu besetzenden Sitze auf die verschiedenen an der 
Wahl beteiligten Wahlvorschläge in der Weise, daß 
die nach § 77 (I) Ziff. 2 ermittelten Gesamtstimmen­
zahlen, die für die einzelnen oder, soweit Verbindun­
gen vorliegen, für die verbundenen Wahlvorschläge 
festgestellt worden sind, nacheinander durch 1, 2, 3, 
4 usw. so lange geteilt werden, bis so viele Höchst­
teilungszahlen ermittelt sind, als Sitze zu vergeben 
sind.

(II) Jeden Wahlvorschlag oder jeder Verbindung 
von Wahlvorschlägen wird dabei der Reihe nach so 
oft ein Sitz zugeteilt, als er jeweils die höchste Tei­
lungszahl aufzuweisen hat. Die Teilung muß so lange 
fortgesetzt werden, bis nach Verteilung aller Sitze 
bei jedem Wahlvorschlag noch eine nicht berück­
sichtigte Teilungszahl übrigbleibt, damit feststeht, 
daß kein Wahlvorschlag eine höhere Teilungszahl 
aufzuweisen hat, als bei Vergebung des letzten Sitzes 
berücksichtigt worden ist.

(III) Bei vollständig gleichem Anspruch mehrerer 
Wahl Vorschläge auf einen Sitz, d. h. wenn auch die 
Berechnung von Bruchzahlen nicht zu einem Ergeb­
nis führt, wird der Sitz jenem Wahlvorschlag zu­
geteilt, dessen in Betracht kommender Bewerber die 
höhere Stimmenzahl aufweist. Erst wenn auch die 
Stimmenzahl dieser Bewerber gleich ist, entscheidet 
das Los.

(IV) Eine etwa erforderliche Entscheidung durch 
das Los ist Bestandteil des Wahlverfahrens. Ein Mit­
glied des Wahlausschusses stellt die Lose her in 
Abwesenheit der Personen, über die das Los zu ent­
scheiden bat. Die Personen, die den Losentscheid 
durchführen, bestimmt der Wahlausschuß aus seinen 
Mitgliedern.

§ 79
(I) Wahlvorschläge, die nach § 34 als verbunden 

erklärt worden sind, werden bei der Verteilung der 
Sitze nach § 78 im Verhältnis zu den übrigen Wahl­
vorschlägen zunächst als ein Wahlvorschlag behan­
delt. Den zu Gruppen verbundenen Wahl Vorschlägen 
wird daher die der Gesamtstimmenzahl der Gruppe 
entsprechende Zahl von Sitzen zugewiesen.

(II) Diese Sitze werden sodann auf die einzelnen 
beteiligten Wahlvorschläge nach § 78 weiter verteilt.

§ 80
(I) Im Anschluß an die Feststellungen nach §§ 78 

und 79 verteilt der Gemeindewahlausschuß die den 
einzelnen Wahlvorschlägen zugefallenen Sitze auf die 
darin zusammengefaßten Bewerber nach der Höhe 
der für sie abgegebenen Stimmen. Die auf den Wahl­
vorschlag treffenden Sitze werden den Bewerbern 
in dieser Reihenfolge zugewiesen. Haben mehrere 
Bewerber die gleiche Stimmenzahl erhalten, so ent­
scheidet ihre Reihenfolge im Wahlvorschlag über den 
Anfall des Sitzes.

(II) Sind einem Wahlvorschlag mehr Sitze zugefal­
len, als er Bewerber enthält, so bleiben die übrigen 
Sitze unbesetzt.

§ 81
Die nichtgewählten Bewerber gelten in der nach 

§ 80 (I) festgestellten Reihenfolge als Ersatzleute für 
die aus dem gleichen Wahlvorschlag oder Unter­
vorschlag gewählten Bewerber. Sie treten in den 
Gemefnderat ein, wenn ein Gewählter die Wahl ab­
gelehnt hat oder aus dem Amt ausscheidet.

c) Feststellung der Gemeinderatsmitglieder 
bei Mehrheitswahl

§ 82
(I) Der Gemeindewahlausschuß ermittelt zunächst, 

wie viele gültige Stimmen für jeden einzelnen Be­
werber abgegeben worden sind.

(II) Die Zahlen sind in der Zähl- und Gegenliste 
vorzumerken.

§ 83
Gewählt sind die Bewerber mit den höchsten Stim­

menzahlen in der Reihenfolge dieser Zahlen. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das Los, § 78 (IV) ist 
sinngemäß anzuwenden.

§ 84
Die nichtgewählten Bewerber sind in der Reihen­

folge des § 83 die Ersatzleute der gewählten Ge­
meinderatsmitglieder.

d) Verkündung und Bekanntmachung 
des Wahlergebnisses

§ 85
(I) Nach Abschluß der Feststellungen durch den 

Gemeindewahlausschuß verkündet der Gemeinde­
wahlleiter:
1. die Zahl der für die Bürgermeisterwähl abge­

gebenen gültigen Stimmen, ferner die Zahl der 
für die einzelnen Bewerber abgegebenen gültigen 
Stimmen und, wenn ein Bewerber mehr als die 
Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen er­
halten hat, die Person des zum ersten Bürger­
meister Gewählten, andernfalls, daß kein Be­
werber mehr als die Hälfte der abgegebenen 
gültigen Stimmen erhalten und daher Stichwahl 
stattzufinden hat. Der Gemeindewahlleiter hat 
hierbei nach § 65 (II) zu verfahren;

2. für die Wahlen der Gemeinderatsmitglieder
a) bei Verhältniswahl die auf die einzelnen Wahl­

vorschläge gefallenen Gesamtstimmenzahlen, die 
Namen und die Reihenfolge der Gewählten und 
der Ersatzleute sowie die Zahl der gültigen 
Stimmen, die sie erhalten haben;

b) bei Mehrheitswahl die Namen und die Reihen­
folge der Gewählten und der Ersatzleute mit 
ihren Stimmenzahlen.

(II) Hierauf schließt der Gemeindewahlleiter die 
Niederschrift über die Wahl ab, indem er sie mit 
dem Gemeindewahlausschuß unterzeichnet. Ver­
weigern einzelne Ausschußmitglieder die Unter­
schrift, so ist dies unter Angabe des Grundes zu 
vermerken.

§ 86
(I) Die amtlich verkündeten Wahlergebnisse sind 

schließlich in ortsüblicher Weise bekanntzugeben 
und ferner während 14 Tagen an der Gemeindetafel 
anzuschlagen, sobald die sämtlichen Erklärungen 
über die Annahme der Wahlen vorliegen.

(II) Das Wahlergebnis ist sofort der Rechts­
aufsichtsbehörde anzuzeigen. Sobald es vollständig 
abgeschlossen ist, sind die Wahlverhandlungen (mit 
Ausnahme der Wählerlisten, Wahlscheine und der 
nicht beschlußmäßig behandelten gültigen Stimm­
zettel) der Rechtsaufsichtsbehörde zur Prüfung 
vorzulegen.

§ 87
Die nicht beschlußmäßig behandelten gültigen 

Stimmzettel sind zu versiegeln und mit den Wähler­
listen und den Wahlscheinen in der Gemeinde­
registratur zu hinterlegen. Sie sind dort mit den 
übrigen Wahlverhandlungen nach deren Rücklauf 
bis zum Ablauf der Wahlzeit zu verwahren.

2. In Gemeinden 
mit mehreren Stimmbezirken 

a) Behandlung durch die Wahlvorstände in den 
Stimmbezirken

§ 88
(I) In Gemeinden, die mehrere Stimmbezirke um­

fassen, ermitteln die Wahlvorsteher mit den Wahl­
vorständen entsprechend den §§ 76, 77 und 82
1. für die Bürgermeisterwahl die Zahl der für die 

einzelnen Bewerber sowie insgesamt abgegebenen 
gültigen Stimmen;

2. für die Wahl der Gemeinderatsmitglieder
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a) bei Verhältniswahl die Zahl der gültigen Stim­
men, die für jeden einzelnen Bewerber ab­
gegeben wurden und die auf die Wahlvor­
schläge entfallenden Gesamtstimmenzahlen 
(durch Zusammenzählen der Bewerberstim­
men der einzelnen Wahlvorschläge);

b) bei Mehrheitswahl die Zahl der für die ein­
zelnen Bewerber abgegebenen gültigen 
Stimmen.

(II) Nach Abschluß der Verhandlung verkündet 
der Wahlvorsteher diese Zahlen, schließt die Nie­
derschrift über die Wahl ab, indem er sie mit dem 
Wahlvorstand unterzeichnet; verweigern einzelne 
Mitglieder des Wahlvorstandes die Unterschrift, so 
ist dies unter Angabe des Grundes zu vermerken. 
Der Wahlvorsteher übersendet dann die Nieder­
schrift mit den Beilagen (der Wählerliste, den ab­
gegebenen Wahlscheinen, den Zähl- und Gegen­
listen, den mit fortlaufenden Ziffern zu versehen­
den, beschlußmäßig als gültig oder ungültig erklär­
ten Stimmzetteln) an den Gemeindewahlleiter. Die 
nicht beschlußmäßig behandelten gültigen Stimm­
zettel sind in Papier einzuschlagen, zu versiegeln 
und beizulegen.
b) Behandlung durch den Gemeindewahlausschuß 

§ 89
(I) Der Gemeindewahlleiter hat dafür zu sorgen, 

daß die Wahlvorstände die Ergebnisermittlung der 
Stimmbezirke der Gemeinde möglichst bald fertig­
stellen. Er beruft den Gemeindewahlausschuß so­
bald als irgend möglich zu einer Sitzung zusam­
men und stellt mit ihm die Stimmenzahlen für die 
sämtlichen Stimmbezirke der Gemeinde zusammen, 
und zwar
1. zunächst für die Bürgermeisterwahl in der aus 

§ 76 und § 88 (I) ersichtlichen Weise. Das Ergeb­
nis verkündet er in der in § 85 (I) Ziff. 1 vorge­
schriebenen Weise;

2. für die Wahl der Gemeinderatsmitglieder bei 
Verhältniswahl in der aus § 77, bei Mehrheits­
wahl in der aus § 82 ersichtlichen Weise.
(II) Bei der Zusammenstellung nach Abs. I ist der 

Gemeindewahlausschuß an die Entscheidungen der 
Wahl Vorstände über die Gültigkeit der Stimmen 
gebunden.

(III) Hierauf folgt bei Verhältniswahl die Vertei­
lung der Sitze auf die Wahlvorschläge gemäß § 78. 
Die den einzelnen Wahlvorschlägen zugefallenen 
Sitze werden auf die einzelnen darin enthaltenen 
Bewerber gemäß § 80 verteilt und die Ersatzleute 
gemäß § 81 festgestellt.

(IV) Bei Verbindung mehrerer Wahlvorschläge 
wird nach § 79 verfahren.

(V) Bei Mehrheitswahl sind für die Verteilung 
der Sitze unter die Bewerber § 83 und für die Fest­
stellung der Ersatzleute § 84 entsprechend anzu­
wenden.

(VI) Der Gemeindewahlausschuß kann den Ge­
meindewahlleiter beauftragen, unter Zuziehung von 
Hilfskräften, die auch Beamte oder Angestellte der 
Gemeinde sein können, die Feststellung des Wahl­
ergebnisses vorzubereiten.

(VII) Für den Abschluß der Niederschrift sowie 
für die Verkündung und Bekanntmachung des Wahl­
ergebnisses gelten §§ 85 (II) und 86 (I).

(VIII) Die Wahlergebnisse und die Wahlverhand­
lungen sind nach §§ 86 (II) und 87 zu behandeln.

C. Landkreiswahl
1. Behandlung durch die Wahlvor­

stände in den Stimmbezirken
§ 90

(I) Bei Verbindung der Gemeindewahl mit der 
Landkreiswahl ist das Ergebnis der Landkreiswahl 
im Anschluß an die Ermittlung des Gemeindewahl- 
«rgebnisses festzustellen.

(II) Die Feststellung der Ergebnisse der Wahl des 
Landrats und der Kreisräte in den Stimmbezirken 
erfolgt unter sinngemäßer Anwendung der Vor­
schriften des § 88 (I).

(III) Nach Abschluß der Verhandlungen verkündet 
der Wahlvorsteher diese Zahlen, schließt die Nieder­
schrift über die Wahl ab und übersendet sie sodann 
mit den Beilagen an die Gemeindebehörde, in deren 
Bezirk der Abstimmungsraum liegt. Hierbei ist nach 
§ 83 (II) zu verfahren.

(IV) Die Gemeindebehörde prüft die Landkreis­
wahlverhandlungen auf ihre Vollständigkeit, ergänzt 
sie nötigenfalls und übersendet sie sodann mit Aus­
nahme der Wählerlisten, der Wahlscheine und der 
nicht beschlußmäßig behandelten gültigen Stimm­
zettel dem Landkreiswahlleiter. Diese gültigen 
Stimmzettel sind mit der Wählerliste und den Wahl­
scheinen in der Gemeinderegistratur solange zu ver­
wahren, als die Wahlzeit dauert.
2. Behandlung durch den Landkreis­

wahlausschuß 
§ 91

(I) Der Landkreiswahlleiter hat dafür zu sorgen, 
daß die Wahlverhandlungen aus seinen sämtlichen 
Stimmbezirken sobald als möglich bei ihm vorliegen. 
Er beruft sodann den Landkreiswahlausschuß zu 
einer Sitzung und stellt mit ihm in sinngemäßer 
Anwendung des § 89 das Ergebnis der Wahl des 
Landrats und das Ergebnis der Wahl der Kreisräte 
fest. Der Landkreiswahlausschuß kann den Land­
kreiswahlleiter beauftragen, unter Zuziehung von 
Hilfskräften, die auch Beamte oder Angestellte des 
Landratsamtes sein können, die Feststellung des 
Wahlergebnisses vorzubereiten. Hat bei der Wahl 
des Landrats kein Bewerber mehr als die Hälfte der 
abgegebenen gültigen Stimmen erhalten, so findet 
Stichwahl spätestens binnen 3 Wochen unter den 
2 Bewerbern statt, welche bei der ersten* Wahl die 
höchsten Stimmenzahlen erhalten haben. Die Be­
stimmungen des § 65 finden Anwendung.

(II) Die amtlich verkündeten Wahlergebnisse sind, 
nachdem die sämtlichen Erklärungen über die An­
nahme der Wahlen abgegeben worden sind, der 
Rechtsaufsichtsbehörde mitzuteilen und im Amts­
blatt des Landratsamtes bekanntzugeben.

V. Annahme der Wahl
§ 92

(I) Der Wahlleiter hat die gewählten Bewerber 
(nicht die Ersatzleute) sofort von ihrer Wahl gegen 
Nachweis zu verständigen mit der Aufforderung, sich 
über die Annahme der Wahl alsbald zu erklären. 
Dabei sind sie darauf hinzuweisen, daß die Ableh­
nung der Wahl nur aus den in Art. 19 Abs. 2 der 
Gemeindeordnung vom 25. JTanuar 1952 bzw. Art. 13 
Abs1. (2) der Landkreisordnung vom 16. Februar 1952 
angeführten Gründen zulässig ist, daß die Ablehnung 
binnen einer Woche nach der Aufforderung zur Er­
klärung über die Annahme der Wahl unter Angabe 
des Grundes bei dem Wahlleiter zu erklären ist und 
daß die Unterlassung einer Erklärung überhaupt 
oder der Angabe eines Grundes in der gesetzten 
Frist als Annahme gilt. Verständigung der Gewähl­
ten und Erklärungsabgabe können auch zu Protokoll 
bei der Gemeinde bzw. beim Landratsamt erfolgen. 
Eine Ablehnungserklärung kann nur solange wider­
rufen werden, als der Wahlausschuß hierüber noch 
nicht beschlossen hat.

(II) Wenn nahe Verwandte im Sinne des Art. 6 des 
Gemeindewahlgesetzes bei Gemeinderatswahlen ge­
wählt worden sind, entscheidet der Gemeindewahl­
ausschuß auf Antrag des Gemeindewahlleiters vor 
der Verkündung des Wahlergebnisses darüber, wer 
als Gemeinderatsmitglied auszuscheiden hat. Die 
getroffene Entscheidung ist den Beteiligten gegen 
Nachweise, den Vertrauensmännern der beteiligten 
Wahlvorschläge und der Gemeinde zu eröffnen. Die 
Person des Ersatzmannes ist festzustellen.
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VI. Nachwahlen
§ 93

(I) Wenn im Wahlprüfungsverfahren oder durch 
verwaltungsgerichtliche Entscheidung rechtskräftig 
die Ungültigkeit einer Gemeinderats- bzw. Kreis­
tagswahl im ganzen ausgesprochen worden ist, hat 
die Rechtsaufsichtsbehörde eine Nachwahl anzu­
ordnen, die spätestens binnen 2 Monaten nach 
Rechtskraft der Entscheidung stattzufinden hat. Der 
Gemeinderat bzw. Kreistag wird für den Rest der 
Wahlzeit neu gewählt. Die Wahlvorbereitungen sind 
soweit zu erneuern, als dies nach der vorgenannten 
Entscheidung erforderlich ist. Wenn die Neuanlaga 
der Wählerlisten angeordnet worden ist, kann sie 
statt der vollständigen Neuanlage auch nach dem 
Stand der Wahlberechtigten zur Zeit der neuen Wahl 
berichtigt und neuerdings ausgelegt werden. Wenn 
die Wahlvorschläge nicht erneuert werden, sind die­
jenigen Bewerber zu streichen, die seit dem Tag der 
für ungültig erklärten Wahl die Wählbarkeit ver­
loren haben. Wenn die Wahlvorschläge zu erneuern 
sind, ist der Übergang von der Mehrheitswahl zur 
Verhältniswahl und umgekehrt zulässig. Für das 
Verfahren gelten die allgemeinen Bestimmungen. |

(II) Wenn nur das Wahlergebnis in einzelnen 
Stimmbezirken für ungültig erklärt worden ist, kann 
die Rechtsaufsichtsbehörde die Nachwahl auf diese 
Stimmbezirke beschränken. Die Wahl ist dann auf 
Grund der alten Wählerlisten und der alten Wahl­
vorschläge vorzunehmen. Die Einteilung der Stimm­
bezirke darf nicht verändert werden. Wahlberech­
tigte, die für die erste Wahl einen Wahlschein er­
halten haben, werden bei der zweiten Wahl zur 
Stimmabgabe nur dann zugelassen, wenn sie den 
Wahlschein in einem Stimmbezirk abgegeben haben, 
für den die Wahl wiederholt wird. Das Gesamt­
ergebnis der Wahl ist neu festzustellen.

(III) Wenn im Wahlprüfungsverfahren oder durch 
verwaltungsgerichtliche Entscheidung rechtskräftig 
die Ungültigkeit einer Bürgermeister- oder Land­
ratswahl ausgesprochen worden ist, hat die Rechts­
aufsichtsbehörde eine Nachwahl anzuordnen, die spä­

testens binnen zwei Monaten nach Rechtskraft der 
Entscheidung stattzufinden hat. Der berufsmäßige 
1. Bürgermeister bzw. der Landrat wird auf sechs 
Jahre, der ehrenamtliche Bürgermeister für den Rest 
der Wahlzeit des Gemeinderats neu gewählt. Abs. I 
Satz 3—5 und 7 und Abs. II finden Anwendung.

VII. Nachholungs- und Wiederholungs­
wahlen

§ 94
(I) Stirbt bei der Bürgermeister- oder Landrats­

wahl ein Bewerber nach der Zulassung der Wahl­
vorschläge, aber noch vor der Wahl, so findet die 
Wahl nicht statt (Art. 29 Abs. 1 Satz 2 GWG, Art. 4 
Abs. 1 LKrWG); der Wahlleiter hat die Wahl ab­
zusagen und bekanntzugeben, daß eine Nachholungs­
wahl stattfinden wird. Die Wahl wird spätestens 
vier Wochen nach dem Tag der ausgefallenen Wahl 
nachgeholt; den Wahltermin setzt die Rechtsauf­
sichtsbehörde fest. Der Wahlleiter bestimmt, bis zu 
welchem Zeitpunkt an Stelle des verstorbenen Be­
werbers ein anderer benannt werden kann; im 
übrigen sind der Nachholungswahl die Wahlunter­
lagen der ausgefallenen Wahl zugrunde zu legen. Für 
das Verfahren bei der Nachholungswahl gelten die 
allgemeinen Bestimmungen.

(II) Wiederholungswahlen nach Art. 29 Abs. 4 
Satz 3 und 4 GWG, Art. 4 Abs. 6 Satz 3 LKrWG 
finden spätestens zwei Monate nach der ersten Wahl 
statt; den Wahltermin setzt die Rechtsaufsichts­
behörde fest. Zur Wiederholungswahl können neue 
Wahlvorschläge eingereicht werden. Für das Ver­
fahren bei der Wiederholungswahl gelten die all­
gemeinen Bestimmungen.

§ 95
Die Wahlordnung für die Gemeinde- und Land­

kreiswahlen tritt am 1. November 1954 in Kraft.

Bayerisches Staatsministerium des Innern
Dr. Wilhelm H o e g n e r, Staatsminister
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Anlage 1
Gemeinde: .......... ....................................... ......................

Stimmbezirk Nr.:............. ...............................................

Wählerliste
Betrifft: *...... .... ' ... -Wahl am

Vermerk über erfolgte Stimmabgabe in Spalte ........................

Die Wählerliste wurde am................ ..........

nunmehr in der Zeit vom ........ bis .

fertiggestellt und gelangt 

..................  zur Auslegung.

................. 19____

Gemeindebehörde:

(Dienstsiegel) ...........................................
(Unterschrift)

Die Wählerliste hat nach ortsüblicher Bekanntmachung vom 19............

bis zum ......................................................................... 19 einschließlich zu jedermanns Einsicht ausgelegen,

die Abgrenzung des Stimmbezirkes, Ort, Tag und Stunde der Wahl sind vorher in ortsüblicher Weise

bekanntgemacht worden.

In der Wählerliste sind für die.......... -Wahl ............. Wahlberechtigte gültig
eingetragen, ohne den Vermerk „W“.

, den . 1°
(Ort) .

Gemeindebehörde:

(Dienstsiegel) ....................................
(Unterschrift)

Nach dem Abschluß der Wählerliste sind für die ................................................................................ -Wahl für

.............................................. Wahlberechtigten nachträglich Wahlscheine ausgestellt und in der für den Ver­

merk der erfolgten Stimmabgabe vorgesehenen Spalte der Vermerk „V/“ eingetragen worden.
Hiernach verbleiben für die .................................................-Wahl ........................  gültig eingetragene Wahl­

berechtigte ohne den Vermerk „W“.

................ , den ...  19.......
(Ort)

Gemeindebehörde:

(Dienstsiegel) .............. .................. -............
(Unterschrift)

Lfd.
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Wahlschein Anlage 2

zur Wahl des Gemeinderats
zur Wahl des ersten Bürgermeisters

Zuname:........

geboren am: 

wohnhaft in:

Vorname:......

, Stand, Beruf oder Gewerbe:

Straße und Hausnummer: ...

kann unter Vorzeigen des Personalausweises und unter Abgabe dieses Wahlscheins in einem beliebigen 
Stimmbezirk der Gemeinde

SginP
ohne Eintragung in die Wählerliste oder Wahlkartei ----- - Stimme abgeben.ihre

(Ort)
......... , den

Die Gemeindebehörde:

19

(Dienstsiegel! (Unterschrift)
Verlorene Wahlscheine werden nicht ersetzt.

Wahlschein
zur Wahl der Kreisräte^
zur Wahl des Landrats

Anlage 2 a

am

Vorname:

, Stand, Beruf oder Gewerbe:

im Landkreis

Zuname:.....

geboren am: 

wohnhaft in:

Straße und Hausnummer: ......

kann unter Vorzeigen des Personalausweises und unter Abgabe dieses Wahlscheins in einem beliebigen 
Stimmbezirk des Landkreises

seineohne Eintragung in die Wählerliste oder Wahlkartei —-----Stimme abgeben.ihre

(Ort!
....... , den .......

Die Gemeindebehörde:

19

(Dienstsiegel) (Unterschrift)

Verlorene Wahlscheine werden nicht ersetzt.
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Siegelaufdruck Anlage 3

der Gemeinde oder der Stadt Jeder Wähler hat............Stimmen (Musterstimmzettel für die Wahl der Ge­
meinderatsmitglieder oder Stadtratsmit­

glieder bei Verhältniswahl)

Wahl der Gemeinderatsmitglieder._— ---------- ——.. -------- in
Stadtratsmitglieder (Gemeinde oder Stadt)

Wahlvorschlag Nr. 1 
Kennwort: .................. -Parteio

1 Rothemund Heim., Dreher 

Rothemund Heinr., Dreher 

Rothemund Heinr., Dreher

2 Sammet Rudolf, Schreiner 

Sammet Rudolf, Schreiner 

Sammet Rudolf, Schreiner

3 Strobel Hans, Schmied 

Strobel Hans, Schmied 

Strobel Hans, Schmied

4 Uitsch Richard, Schneidermeister 

Ultsch Richard, Schneidermeister

5 Fritsch Christ., Bierwirt

6 Vogel Lorenz, Steinmetz

7 Adler Fritz, Feinmechaniker

8 Jacob Robert, Landwirt

9 Dr. Lutz Karl, Rechtsanwalt

10 Zapf Bernhard, Obermaler

11 Benker Hans, Landwirt

12 Dittmar Ernst, Amtsbote

13 Winterling Gust., Getreidehändler

Wahlvorschlag Nr. 2 
Kennwort: .................. -Parteio

1 Flster Paul, Holzarbeiter 

Fister Paul, Holzarbeiter

2 Slelzle Math., Malermeister 

Sielzle Math., Malermeister

3 Thoma Gottfr., Buchhalter

4 Dornweiler Franz, Bäckermeister

5 Stölzle Leonh., Metzgermeister

6 Sommer Ad., prakt. Arzt

7 Hechteier Ludwig, Landwirt

8 Bauer Wilh., Bauaufseher

9 Wild Mich., Transportarbeiter

10 Haas Joh., Handelsmann

11 Anders P., Schneidermeister

12 Grest Anna, Hausfrau

13 Behr Luis, Tapezierermeister

14 Bauernfeind H., Händler

15 Hoffmann Albrecht, Gärtner

16 Striegel Joseph, Lehrer

17 Steigerer Anton, Schlosser

18 Singer Ernst, Buchprüfer

Wahlvorschlag Nr. 3 
Kennwort: ..................-Partei

Q
1 Lang Wolfgang, Textilwarenhändler

2 Reim August, Tischlermeister

3 Kreisel Georg, Dentist

4 Gars August, Bauhilfsarbeiter

5 Wildmoser Ernst

6 Wehl Anna, Hausfrau

7 Schwarz Richard, Kaufmann

8 Schwab Heinrich, Vertreter

9 Polak Hans, Gärtner

10 Seltz Richard, Maurer

11 ReuB P., Fuhrunternehmer

12 Bader Johann, Metzger

13 Stöcker Ludwig, Händler

14 Fischer Kurt, Geraeindearbeiter

15 Hinz Karl, Bildhauer

16 Wiedmann Fritz, StraBenarbeiter

17 Römer Georg, Viehhändler

18 GÖBweln Anna, Haushälterin

19 Schuster Hans, Senner

20 Lubjunoff A., Kaufmann

Wahlvorschlag Nr. 4 
Kennwort: ..................-Parteio

1 Bader Rem., Transportarbeiter

2 Boßmann Georg, Viehhändler

3 Geiger Elisab., Handelsfrau

4 Ganser Franz, Fabrikarbeiter

5 Häusler August, Schneider

6 Hammer August, Ingenieur

7 Lang Fritz, Malermeister

8 Fischer Joseph, Bierwirt

9 Biersack Otto, Lehrer

10 Pähl Franz, Schlosser

11 Bunte Willy, Hilfsarbeiter

12 Dietrich Ernst, Zahntechniker

13 Brltting Ernst, Journalist

14 Kapp Franz, Maurer

15 Grundier Lotte, Hausfrau

16 Erhard Georg, Arzt

17 Margelik Karl, Packer

18 Sinkowitsch A., Treuhänder

19 Rühm Karl, Ingenieur

20 Röhrl H., Lebensmittelhändler



I

Anlage 4
(Musterstimmzettel für die Wahl der Ge­
meinderatsmitglieder, wenn die Wahl als 
Mehrheitswahl bei Vorliegen eines gül­
tigen Wahlvorschlags durchgeführt wird, 
8 Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind 
und von der Möglichkeit der Verdoppe­
lung der Bewerberzahl [Art. 27 GemWG] 
Gebrauch gemacht wurde )

Jeder Wähler hat..... Stimmen

Stimmzettel
zur Wahl der Gemeinderatsmitglieder

ln.......................................................................... . am......
(Name der Gemeinde)

Kennwort: ....................................... .............................. ....................................-Partei

O
1 Kolb Max, Bauer
2 Walk Georg, Müller
3 Maier Adolf, Gerber
4 Müller Alex, Dr. med.
5 Singer Rudolf, Bäcker
6 Wehner August, Dentist
7 Seeg Hans, Kaufmann
8 Merkl Willi, Vertreter
9 Dietl Hans, Prof. a. D.

10 Hertl Fritz, Amtmann
11 Süß Alois, Mechaniker
12 Häuf Mich., Postschaffner
13 Strobl Franz, Schlosser
14 Forst Paul, Kaufmann
15 Furtner Willi, Dreher
16 Hahn Herbert, Rechn.-Rat

Aufdruck des 
Gemeindesiegels

Anlage 5
Aufdruck des (Musterstimmzettel für die Wahl der Ge-

Gemeindesiegels meinderatsmitglieder, wenn die Wahl als
Mehrheitswahl ohneVorliegen eines 
gültigen Wahlvorschlags durchgeführt wird 
und 8 Gemeinderatsmitglieder zu wählen 
sind. (Art. 27 GemWG )

Jeder IVähler hat..... Stimmen

Stimmzettel
zur Wahl der Gemeinderatsmitglieder

in.................................;..........................................am....
(Name der Gemeinde)

1....

2...

3.

4.

5.

6....

7.

8....

9.....

10.

11...

12....

13....

14.

15 .....

16 ....
bD
Oc
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Anlage 6
Aufdruck des (Musterstimmzettel für die Wahl

Gemeindesiegels des ersten Bürgermeisters, wenn
mehrere Wahlvorschläge vorliegen)

Auf diesem Stimmzettel nur 
einen Bewerber ankreuzen!

Stimmzettel
zur Wahl des ersten Bürgermeisters

in................................................................ am ................................................. . 195.
(Name d. Gemeinde od. Stadt)

1 Josef Huber, Landwirt, Wohnung o
2 Georg Zöllner, Angestellter, Wohnung o
3 Sebastian Wolf, Schreinermeister, Wohnung o
4 Hans Nagel, Arbeiter, Wohnung o
5 Thomas Müller, Dentist, Wohnung o
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Anlage 7
Aufdruck des (Musterstimmzettel für die

Gemeindesiegels Bürgermeister-Stichwahl)

Auf diesem Stimmzettel nur 
einen Bewerber ankreuzen!

Stimmzettel
zur Bürgermeister-Stichwahl

in ... .............am..................................195,

Huber Alois, Landwirt 
Wohnung

Mayer Hans, Schlosser 
Wohnung
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Aufdruck des Gemeindesiegels Anlage 8
(Musterstimmzettel für die Wahl des 
ersten Bürgermeisters, wenn nur 
ein gültiger Wahlvorschlag vorliegt)

Stimmzettel zur Wahl des ersten Bürgermeisters

in ..................... ..................................................................  am ....................... ... 195.
(Name der Gemeinde oder Stadt)

Entweder
den vorgeschlagenen Bewerber ankreuzen:

Josef Holzhäuser, Landwirt, Wohnung

oder
einen anderen Bewerber handschriftlich benennen:

(Vorname) (Zuname) (Beruf) (Wohnung)

Aufdruck
des Gemeindesiegels

Anlage 9
(Musterstimmzettel für die Wahl 
des ersten Bürgermeisters, wenn 
die Wahl ohne Vorliegen eines 
gültigen Wahlvorschlags durch­
geführt wird )

Stimmzettel

zur Wahl des ersten Bürgermeisters

in.................................................................am...............
(Name der Gemeinde oder Stadt)

Erster Bürgermeister

soll werden:
(Vorname, Zuname, Beruf, Wohnung)



Siegelaufdruck 
des Landratsamtes Jeder Wähler hat

Wahl der Kreisräte im Landkreis

am

Wahlvorsdilag Nr. 1
Kennwort: ................. -Parteio

Wahivorsdilag Nr. 2
Kennwort: ..................-Parteio

1 Burghauser Fritz, Kunstformer, Adorf 1 Wutz Karl, Bauarbeiter, Adorf
2 Rommel Franz, Kaufmann, Adorf Wutz Karl, Bauarbeiter, Adorf
3 Storch Alfred, Gastwirt, Föhrenreuth Wutz Karl, Bauarbeiter, Adorf
4 Lutz Edmund, Tapezierer, Prex 2 Aechter Karl, Krafltahrer, Hasenberg
5 Böhm Andreas, Schneidermeister. Prex Aechter Karl, Kraftfahrer, Hasenberg
6 Gruber Georg, Gerbereibes., Rehau Aechter Karl, Kraftfahrer, Hasenberg
7 Schenkel Hans, Vertreter, Rehau 3 Straßner Maria, Hausfrau, Hofen
8 Knoll Hans, Kaufmann, Löwitz Straßner Maria, Hausfrau, Holen
9 Stangl Josef, Dipl.-Volkswirt, Plößberg Straßner Maria, Hausfrau, Hofen

10 Moser Heinrich, Techniker, Husittenloh 4 Brendl Johann, Schlosser, Schiidau
11 Strohmaier Anna. Hotelbes.. Hirschau Brendl Johann, Schlosser, Schiidau
12 Obermüller Paul, Händler, Losau Brendl Johann, Schlosser. Schiidau
13 Feiler Helene, Strickerin, Losau 5 Döhr Fritz, Ingenieur, Dorfen
14 Bein Friedrich, Gärtnereibes., Vielitz Döhr Fritz, Ingenieur, Dorfen
15 Zappe Heinrich, Metzg., Wüstenbrunn Döhr Fritz, Ingenieur, Dorfen
16 Bock Sebast., Restaur., Ludwigshöhe 6 Büchner Rudolf, Revisor, Waldhaus
17 Künzel Fritz, Kürschnern!., Waldschloß Büchner Rudolf, Revisor, Waldhaus
18 Sauer Hermann, Install., Hasenau Büchner Rudolf, Revisor, Waldhaus
19 Walter Otto, Pelztierzücht., Hasenau 7 Palm Otto, Friseur, Losau
20 Vollbarth Fritz, Schlossermstr., Harst Palm Otto, Friseur, Losau
21 Konrad Ambros, Baumstr., Kirchbrünnl. Palm Otto, Friseur, Losau
22 Gottfried Albert, Spediteur, Schiidau 8 Glotz Georg, Metzger, Ludwigshöhe
23 Jansen Gottfried, Dipl.-Ing., Frex 9 Deimel Charlotte, Sekretärin. Rehau
24 Maier Ga.. Schreiner. Eulenhammer 10 Kleber Max, Portier, Steinberg
25 Knauer Clemens. Hausbes.. Rosenbühl 11 Haase Lorenz, Kaufmann, Plößberg
26 Vogel Josef, Gewerbeoberl., Holen 12 Schreiber Otto, Treuhänder, Rehau
27 Lang Stanisl., Rechtskonsul., Dorfen 13 Hipp Alfred, Glasermstr., Rosenbühl
28 Sammet Rud., Kram., Dürrenlohe 14 Nickel Wilhelm, Install., Dorten
29 Lochmüller H„ Werkzeugfabr., Löwitz 15 Graßmann Grete, Hausfrau, Löbitz
30 Spitaler Gg., Sattl., Waldh., Entenschn. 16 Ranftl Ludwig, Krämer, Rehau
31 Zant Ludw.. Wirtschaftsber.. Raitschin 17 Hampel Josef, Buchhändl., Wallschloß
32 Roth Therese, Papierhändl., Woja 18 Hauser Franz, Vertreter, Dürrenlohe
33 Aumiiller Jos.. Holzbildh.. Osseck 19 Schlegel Konrad, Gastwirt, Brex
34 Mayer Alb., Werkzeugfabr., Steinberg 20 Haubenbach Ivo, Maler, Plößberg
35 Müller Margareta, Textilhdl., Haindort 21 Hagel Franz, Hauptlehrer, Dorten

timmen
Anlage 10

(Musterstimmzettel für die Wahl 
der Kreisräte bei Verhältniswahl)

195.....

Wahlvorschlag Nr. 3 
Kennwort: -Parteio

1 Nickles Franz, Buchhändler, Rehau 
Nickles Franz, Buchhändler, Rehau 
Nickles Franz, Buchhändler, Rehau

2 Bals Max, Fabrikant, Adorf 
Bals Max, Fabrikant, Adorf 
Bals Max, Fabrikant, Adorf

3 Preinöder Lisette, Fachlehr., Gauting 
Preinöder Lisette, Fachlehr., Gauting 
Preinöder Lisette, Fachlehr., Gauting

4 Kettner Wilh., Autohändler, Adorf 
Kettner Wilh., Autohändler, Adorf 
Kettner Wilh., Autohändler, Adorf

5 Weichenhahn Karl, Stud.-R., Plößberg 
Weichenhahn Karl, Stud.-R., Flößberg 
Weichenhahn Karl, Stud.-R., Plößberg

6 Schneck Max, Kaufm., Martinshöhe 
Schneck Max, Kaufm., Martinshöhe 
Schneck Max, Kaufm., Martinshöhe

7 Vollberg Hans, Direktor, Adorf 
Vollberg Hans, Direktor, Adorf 
Vollberg Hans, Direktor, Adorf

8 Veit Adolf, Rechtsanwalt, Hochberg
9 Melchior Georg, Fabrikant, Hasenau

10 Zorn Wilh., Molkereibes., Steinberg
11 Töpfner Jos., Vers.-Agent, Löwitz
12 Frosch Xaver, Gastwirt, Plößberg
13 Dotzler Fritz, Maler, Waldschloß
14 Hammer Rob., prakt. Arzt, Adorf
15 Seebauer Edm., Tierarzt, Hirschau
16 Stelzl Friedr., Ingenieur, Dorfen
17 Welt Hans, Oberlehrer, Hofen
18 Weidinger Karl, Kontorist, Adorf
19 Neidhart Fr., Amtsger.-Rat, Schiidau
20 Ostermaier Käthe, Hausfr., Adorf
21 Haselbeck Erh., Verleger, Losau

Wahlvorsdilag Nr. 4 
Kennwort: -Partei

Q
1 Lampert Fritz, Uhrmach., Hirschau
2 Weiß Georg, Amtsbote, Adorf
3 Rauch Josef, Dreher. Schiidau
4 Wagner Rosa, Hausfrau, Rehau
5 Walter Franz, Hilfsarb., Wallschloß
6 Gutmann Maria, Sekretärin, Rehau
7 Preisinger Hans, Maler, Osseg
8 Kugler Franz, Vertreter, Dorfen
9 Offner Hans, Fakturist, Adorf

10 Schwaiger Roslna, Hausfr., Dorfen
11 Hertel Paul, ßlasermstr., Ludwigshöhe
12 Wittmann Josef, Schlosser, Löbitz
13 Degener Nikolaus, Schneider, Vielitz
14 Stumpf Heinr., Mcchan., Rehau
15 Trautmann Karl, Facharb., Dürrenlohe
16 Keßler Rieh., Händler, Plößberg
17 Kanz August, Buchhalter, Hasenau
18 Friedinger Max, Kraftf., Dorfen
19 Gugler Maria, Einlegerin, Adorf
20 Plank Lina, Köchin, Gauting
21 Hofmann Paul, Zeichner, Hirschau
22 Deschl Josef, Photograph, Adorf
23 Weher Gotthard, Hilfsarb., Adorf
24 Zlerer Alois, Installat., Wallschloß
25 Michaelis Otto, Ingenieur, Adorf
26 Pflüger Eug., Fuhrunternehra., Hofen
27 Keutner Josef, Intendant, Adorf
28 Heidecker Paul, Schreiner, Vielitz
29 Dorn Franz, Kaufm., Föhrenreuth
30 Kiesel Rudolf, Gärtner, Hasenau
31 Vilser Eduard, Schweißer, Steinberg
32 Holzner Gottlieh, Gütler, Adorf
33 Niedermaler Eva, Kontorist., Hofen
34 Hornung Ed., Hausmeister, Hofen 

___  35 Grassl Georg, Techniker, Rosenbühl
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Anlage 11
Aufdruck des Siegels (Musterstimmzettel für die Wahl
des Landratsamtes des Landrats, wenn mehrere Wahl­

vorschläge vorliegen)

Auf diesem Stimmzettel nur 
einen Bewerber ankreuzen!

Stimmzettel 
zur Wahl des Landrats

im Landkreis am 195.....

1 Johann Engel, Landrat, Wohnung Q
2 Willy Ostler, Landwirt, Wohnung o
3 August Meister, Schlosser, Wohnung o
4 Konrad Zorn, Angestellter, Wohnung !o
5 Josef Lipp, Sattlermeister, Wohnung o
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Siegelaufdruck des Landratsamtes Anlage 12
(Musterstimmzettel für die Wahl 
des Landrats, wenn nur e i n gül­
tiger Wahlvorschlag vorliegt)

Im Landkreis

Stimmzettel zur Wahl des Landrats

Entweder
den vorgeschlagenen Bewerber ankreuzen:

oder
einen anderen Bewerber handschriftlich benennen:

195

(Vorname) (Zuname) (Beruf) (Wohnung)

Aufdruck des Siegels Anlage 13
des Landratsamtes (Musterstimmzettel für die Wahl

des Landrats, wenn die Wahl 
ohne Vorliegen eines gül­
tigen Wahlvorschlags durchge­
führt wird)

Stimmzettel 
zur Wahl des Landrats

im Landkreis...............................................am................................................ 195.

Landrat soll werden:............................................................................. ..
(Vorname, Zuname, Beruf, Wohnung)
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Siegelaufdruck 
des Landratsamts

Anlage 14
(Musterstimmzettel für die Land- 
rats-Stichwahl)

/
Auf diesem Stimmzettel nur 
einen Bewerber ankreuzen!

Stimmzettel 
zur Landrats-Stichwahl

im Landkreis am 195

Johann Engel, Landrat 
Wohnung

Konrad Zorn, Angestellter 
Wohnung

Herausgegeben vom Informalions- und Presseamt der Bayer. Staatsregierung, München, Prinzregentenstraße 7. Druck: 
Münchener Zeitungsverlag, München 3, Bayerstraße 57/59. Fortlaufender Bezug nur durch die Postanstalten. Bezugs­
preis: Ausgabe A vierteljährlich DM 2.— + Zustellgebühr. Einzelpreis bis 8 Seiten 30 Pfg., je weitere 4 Seiten 10 Pfg. 
+ Porto. Einzelnummern nur durch die Buchhandlung J. Schweitzer Sortiment, München 2, Otlostr. la, Fernruf 526 21.


